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1.  Einleitung und Fragestellung 

 
“Our nation also needs a clear strategy to confront the threats of the 21st century – 
threats that are more widespread and less certain. They range from terrorists who 

threaten with bombs to tyrants in rogue nations intent upon developing weapons of 
mass destruction. To protect our own people, our allies and friends, we must develop 

and we must deploy effective missile defense.“1 
George W. Bush vor dem Kongress am 27. Februar 2001 

 
“While the United States and Russia have made progress reducing nuclear weapons 

in the past decade, the U.S. could be igniting a new arms race. The plan to revive the 
1980s `Starwars’ ballistic missile defense program, known as national missile de-

fense (NMD), not only wastes billions of dollars on an ineffective system, but could 
prompt China and Russia to build or retain more nuclear weapons.“2 

Council for a Livable World Education Fund 

 

Kaum ein außenpolitisches Thema wird innerhalb der Öffentlichkeit und des politischen Sys-

tems der USA so kontrovers diskutiert wie das strategische Raketenabwehrsystem. Die letzten 

Entwicklungen scheinen aber darauf schließen zu lassen, dass sich die Befürworter eines Ab-

wehrschildes durchsetzen konnten. Am 13. Dezember 2001 kündigte George W. Bush den 

ABM-Vertrag für die USA auf. Mitte Juni 2002 begannen in Alaska die ersten Arbeiten an 

den Abschussrampen für die Abfangflugkörper. Begleitet wurde diese Ereignisse durch das 

intensive Fortführen der technischen Tests. Diese Ereignisse stellen nur den Schlusspunkt 

einer seit 1995 stattfindenden Entwicklung dar. Seit damals steigen die Ausgaben für ein stra-

tegisches Raketenabwehrsystem. 1999 wurde gar ein Gesetz beschlossen, dass es zur Politik 

der USA macht, so schnell wie technologisch möglich ein strategisches Raketenabwehrsys-

tem aufzubauen.  

Die Aktualität des Themas wird durch seine Brisanz verstärkt. Viele Autoren gehen davon 

aus, dass die USA durch eine Aufstellung keinen Zuwachs an Sicherheit erfahren würden. Im 

Gegenteil, viele argumentieren, dass aufgrund der rüstungskontrollpolitischen Konsequenzen 

die USA weniger sicher seien als zuvor.3 Dies ist der Anknüpfungspunkt für die meisten poli-

tikwissenschaftlichen Analysen. Im Mittelpunkt des politikwissenschaftlichen Interesses stan-

                                                           
1  http://www.hsfk.de/abm/print/bushadmi/bush/270201.html (aufgerufen am 21. August 2002) 
2  http://www.clw.org/nmd/bmdbrochure.pdf (aufgerufen am 5. September 2002) 
3  Dies ist vor allem auf die erwarteten rüstungspolitischen Entscheidungen Russlands und Chinas zurückzufüh-

ren. Es wird prognostiziert, dass sie auf ein strategisches Raketenabwehrsystem in der Weise reagieren, dass 
sie ihre ICBMs modernisieren. Denkbar ist zugleich, dass sie mehr Trägersysteme und Sprengköpfe anschaf-
fen oder ihre bestehenenden Systeme in eine höhere Alarmbereitschaft versetzen. Vgl. für viele: Glaser, 
Charles L./Fetter, Steve (2001): National Missile Defense and the Future of U.S. Nuclear Weapons Policy, 
in: IS, Vol. 26, No. 1 (Summer 2001), 40-92 
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den und stehen die rüstungskontrollpolitischen Folgen einer strategischen Raketenabwehr. 

Die Gründe, warum die USA überhaupt ein solches System bauen, werden dabei meist nur 

schemenhaft angedeutet. Dabei würden unterschiedliche Theorien zu unterschiedlichen Aus-

sagen darüber kommen. Diese Forschungslücke möchte ich mit dieser Arbeit schließen. Die 

Fragestellung lautet daher:  
 

Warum versuchen die USA, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten? 
 

Wie möchte ich diese Frage beantworten? Vorweg werden einige methodische Bemerkungen 

zur Vorgehensweise der Arbeit entwickelt. Der nächste Abschnitt wird dann den Begriff der 

strategischen Raketenabwehr und die verschiedenen Systemarchitekturen kurz beleuchten. 

Daran anschließend soll die Entwicklung der abhängigen Variable dargestellt werden, also der 

Versuch der USA, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten. Ich werde zu dem 

Befund kommen, dass die USA ihre Bemühungen verstärkt haben, ein Abwehrsystem aufzu-

stellen. Dieser Befund soll anschließend mit Hilfe dreier Außenpolitiktheorien4 erklärt wer-

den. Die erste herangezogene Theorie, der Konstruktivismus, wird den Fall nicht erklären 

können, da der Widerspruch zwischen transnationalen und sozietalen sozialen Normen nicht 

auflösbar erscheint. Ebenso wird der Neorealismus den Fall nicht erklären können, weil die 

objektiv messbare externe Sicherheitsbedrohung für die USA nicht zugenommen hat. Statt-

dessen werde ich die These vertreten, dass diese verstärkten Bemühungen sich auf eine Ver-

änderung der dominanten gesellschaftlichen Interessen zurückführen lassen.  

 

1.1.  Methodische Vorüberlegungen 
Es handelt sich bei dieser Arbeit um einen Theorietest im Bereich der Außenpolitikanalyse. 

Bei einem Theorietest geht man wie folgt vor:5 Zuerst werden die gewählten Theorien vorge-

stellt und zusammengefasst. Aus der Theorie wird anschließend eine Erwartung formuliert, 

die darüber Auskunft erteilt, wie die Theorie den Fall vorhersagt. In einem dritten Schritt 

werden dann die theoretisch formulierten Erwartungen mit der Empirie konfrontiert. Dieser 

letzte Schritt ist in der Literatur als Kongruenzmethode bekannt. Dabei wird überprüft, ob eine 

Kovarianz zu zwei unterschiedlichen Beobachtungspunkten zwischen unabhängiger und ab-

                                                           
4  Hier werden bestimmte Varianten des Konstruktivismus, des Neorealismus und des Liberalismus gewählt, 

die weiter unten noch näher bestimmt und erläutert werden. 
5  Van Evera, Stephen (1997): Guide to Methods for Students of Political Science, Ithaca and London: Cornell 

University Press, 56 
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hängiger Variable existiert.6 Wenn eine solche Kovarianz auftritt, ist zu vermuten, dass zwi-

schen den beiden Variablen eine kausale Verbindung besteht. 
 

Der nächste wichtige Punkt ist die Auswahl des Beobachtungszeitraums. Die wichtigsten 

Auswahlkriterien7 sind: Datenreichtum, extreme Werte der unabhängigen Variablen, mög-

lichst große Varianz der unabhängigen Variablen innerhalb des Beobachtungszeitraumes8 und 

dass die verschiedenen Theorien zu unterschiedlichen Erwartungen gelangen.  
 

Der Beobachtungszeitraum 1995-20019 (Längsschnittstudie) würde diese Anforderungen er-

füllen. Durch die rasche Entwicklung des Internets und die prinzipielle Offenheit des ameri-

kanischen politischen Systems sind Informationen und Daten relativ leicht zu beschaffen. 

Eine größtmögliche Varianz und extreme Werte auf Seiten der unabhängigen Variablen 

scheinen ebenfalls gegeben zu sein. Schließlich gelangen die drei verwendeten Außenpolitik-

theorien zu unterschiedlichen Hypothesen. Meine Vermutung ist, dass die dominanten gesell-

schaftlichen Interessen die unabhängige Variable sind, und soziale Normen und externe Si-

cherheitsbedrohung als Störvariablen bezeichnet werden können. 

 

1.2.  Definition und Bestimmung des Begriffes „strategische Raketenabwehr“ 
Zunächst bedarf es der Klärung, was unter einem strategischen Raketenabwehrsystem zu ver-

stehen ist. Strategische Raketenabwehrsysteme werden von taktischen Raketenabwehrsystem 

abgegrenzt. Ein strategisches Raketenabwehrsystem ist ein defensives Waffensystem, dass 

feindliche strategische Raketen abfangen soll. Erst 1997 wurde vertraglich definiert, welche 

Systeme nicht unter Artikel VI des ABM-Vertrages fallen, und somit keine strategischen 

Waffensysteme sind:  
“(a) the velocity of the interceptor missile does not exceed 3 km/sec over any part of its flight trajec-
tory; 
(b) the velocity of the ballistic target-missile does not eceed 5 km/sec over any part of its flight trajec-
tory; and 
(c) the range of the ballistic target-missile does not exceed 3.500 kilometers.“10 

 
                                                           
6  Van Evera, Stephen (1997), a.a.O., 58 
7  Van Evera, Stephen (1997), a.a.O., 88 
8  Dadurch wird das für Sozialwissenschaften typische Kontrollproblem reduziert.  
9  Aus forschungspraktischen Gründen werden beim utilitaristischen Liberalismus nur der Anfangszeitpunkt 

1995 und der Zeitpunkt 2001 betrachtet. Eine kontinuierliche Darstellung würde den Rahmen dieser Arbeit 
sprengen, weil für jedes Jahr eine komplette Netzwerkanalyse durchgeführt werden müsste.  

10  Standing Consultative Commission (1997a): First Agreed Statement Relating to the Treaty Between the 
United States of America and the Union of Soviet Socialist Republics on the Limitation of Anti-ballistic Mis-
sile Systems of May 26, 1972, http://www.fas.org/nuke/control/abmt/text/abm_scc1.htm (aufgerufen am 3. 
Juli 2002) 
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In einem zweiten Abkommen wird anerkannt, dass den Vertragsparteien gestattet wird, ein 

Raketenabwehrsystem zu errichten, das sich nicht gegen strategische Raketen richtet.11 In 

dieser Arbeit soll es nur um die strategische Raketenabwehr gehen. Die taktische Raketenab-

wehr, die vor allem die im Ausland stationierten amerikanischen Truppen schützen soll, wird 

nicht Teil dieser Arbeit sein.  

Es schließt sich die Frage an, welche Systemarchitekturen der strategischen Raketenabwehr 

möglich sind.12 Prinzipiell kann man zwei verschiedene Systemarchitekturen unterscheiden. 

Unterscheidungskriterium ist, in welcher Flugphase die gegnerische ballistische Rakete abge-

fangen werden soll. Bei der Midcourse-Variante soll die gegnerische Rakete in ihrer Mittel-

flugbahn zerstört werden. Dabei sind zwei unterschiedliche Systeme denkbar. Es ist möglich, 

den anfliegenden Gefechtskopf, nachdem er sich von seiner Trägerrakete getrennt hat, durch 

einen bodengestützte Abfangflugkörper im Weltraum zu zerstören. Die unter Clinton entwor-

fene NMD-Technologie zählt zu dieser Art der Systeme. Ronald Reagan hatte mit SDI eine 

andere Midcourse-Systemarchitektur ins Auge gefasst. Er wollte die anfliegenden Gefechts-

köpfe mit im Weltraum stationierten Lasern zerstören. Probleme treten auf, wenn gegnerische 

Raketen mehr als einen Sprengkopf transportieren oder wenn sie mit Täuschkörpern oder an-

deren technischen Gegenmaßnahmen ausgestattet sind. Dann wird ein effektives Abfangen 

der Gefechtsköpfe erheblich erschwert.13 

Dieses Problem lösen die Boost-Phase-Systeme. Sie können see- oder landgestützt sein. Die 

gegnerischen Raketen werden kurz nach deren Start in der Antriebsphase zerstört. Dies hat 

den technischen Vorteil, dass Penetrationshilfen etc. noch nicht zum Tragen kommen und 

deshalb irrelevant sind. Zudem ist die Rakete durch den Feuerschweif leicht zu orten und in 

der ersten Flugphase noch relativ langsam. Allerdings ist das Zeitfenster (3-5 Minuten nach 

Abschuß) für eine Reaktion der USA sehr gering.  

Letztlich ist es denkbar, dass man beide Systeme (Midcourse und Boost-Phase) zu integrieren 

versucht. Dieses Mehrschichtsystem wird von der jetzigen US-Regierung unterstützt und fir-

miert unter dem Namen MD (Missile Defense), AMD (Allied Missile Defense) oder GMD 

(Ground-based Missile Defense). Seegestützte Boost-Phase-Systeme werden mit Midcourse-

                                                           
11  Heintschel von Heinegg, Wolff (2001): Der Rücktritt der USA vom ABM-Vertrag, in: Die Friedenswarte, 

Band 76, Nr. 4/2001, 424 
12 Einen guten Überblick über alle Varianten ballistischer Raketenabwehrsysteme bietet: U.S. Missile Defense 

Programs At a Glance (2002), in: Arms Control Today, July/August 2002, http://www.armscontrol.org/art/ 
2002_07-08/factfilejul_aug02.asp?print (aufgerufen am 27. August 2002) 

13  Siehe Postal, Theodore A. (1999): Hitting Them Where It Works, in: Foreign Policy, No. 117, 1999-2000, 
132-133, und von Randow, Gero (2001): Die Allmachtsfantasie, in: Die Zeit vom 3. Mai 2001, Nr. 19, 2001, 
11-17 sowie O’Hanlon, Michael (1999): Star Wars Strikes Back: Can Missile Defense Work this Time?, in: 
Foreign Affairs, Vol. 78, No. 6, 68-82 
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Systemen (NMD) verbunden. Somit ist es möglich, die feindlichen Raketen in der Start- (Bo-

ost-Phase) und Mittelflugphase (Midcourse) abzufangen.  
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2.  Abhängige Variable 

2.1  Abhängige Variable und deren Operationalisierung  
Die abhängige Variable wird der Versuch der USA sein, ein strategisches Raketenabwehrsys-

tem zu errichten. Dieser Versuch soll mit Hilfe zweier Indikatoren gemessen werden. Der 

erste Indikator sind die bereitgestellten finanziellen Mittel für ein strategisches Raketenab-

wehrsystem. Dabei gilt, je höher die bereitgestellten finanziellen Mittel sind, desto eher kann 

man davon ausgehen, dass die USA verstärkt versuchen, ein strategisches Raketenabwehrsys-

tem aufzustellen. Der zweite Indikator soll der Institutionalisierungsgrad eines Abwehrschil-

des sein. Dieser Indikator setzt sich aus zwei „Subindikatoren“ zusammen: Der gesetzlichen 

Verregelung und dem Grad der Formalisierung. Gesetzliche Regelungen bilden die Grundla-

ge, auf der ein strategisches Raketenabwehrsystem errichtet werden kann. Sie sind sozusagen 

formale Voraussetzungen. Der Grad der Formalisierung wurde deshalb ausgewählt, weil es 

einen qualitativen Unterschied macht, ob es eine formale Institution gibt, die für die Weiter-

entwicklung eines Raketenabwehrprogrammes verantwortlich ist. Es gilt, je größer der 

Institutionalisierungsgrad ist, desto weiter sind die USA in ihren Bemühungen, ein strategi-

sches Raketenabwehrsystem zu errichten. 

 

2.2  Bereitgestellte finanzielle Mittel für ein strategisches Raketenabwehrsystem 
Zu Beginn des Beobachtungszeitraumes konzentrierte sich die Clinton-Administration auf die 

Forschung und Entwicklung eines taktischen Raketenabwehrsystems. Die strategische Rake-

tenabwehr führte ein Schattendasein. Deutlich wird dies an den bereitgestellten finanziellen 

Mitteln für die beiden Programme. 1995 gaben die USA rund 1.970 Mio. US-Dollar für ein 

TMD-System aus. Dagegen flossen nur 387 Mio. US-$ in die Erforschung eines strategischen 

Raketenabwehrsystems. In der Folge kam es zu einem Umdenken seitens der Clinton-

Administration. Die Mittelzuweisungen für eine strategische Raketenabwehr wurden sukzes-

sive erhöht: Von 729 Mio. US-$ 1996 über 811 Mio. US-$ in 1997 zu 936 Mio. US-$ 1998. 

Aufgeschreckt durch weltpolitische Ereignisse14 und durch innenpolitische Geschehnisse,15 

reagierten die USA, indem sie nunmehr 1687 Mio. US-$ für ein strategisches Raketenabwehr-

system zur Verfügung stellten. Diese Stimmung flachte aber 2000 wieder ab, so dass 2000 

                                                           
14  Gemeint sind die nuklearen Tests von Pakistan und Indien, sowie der nordkoreanische Raketentest. 
15  Die Veröffentlichung des Rumsfeldreports 1998 und die Verabschiedung des National Missile Defense Act 

1999. 
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wieder ein Rückgang auf 961 Mio. US-$ zu verzeichnen war.16 Lässt man das „Ausreißerjahr“ 

1999 außer Acht, stellt dies gegenüber 1998 immer noch eine Erhöhung von 25 Mio. US-$ 

dar. Der Regierungswechsel 2001 brachte dem strategischen Raketenabwehrprogramm wieder 

neue Gelder. Die Ausgaben stiegen auf 2.034 Mio. US-$.  
 

Tabelle 1:  Ausgaben für ein strategisches Raketenabwehrsystem17 
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

387 729 811 936 1687 961 2034 
Angaben in Mio. US- Dollar 
 

Nachdem 11. September 2001 kam es zu einer weiteren Erhöhung des Volumens für das FY 

2002. Rund 3.940 Mio. US-$18 wurden für ein Midcourse Defense Segment zur Verfügung 

gestellt. Dies stellt eine außerordentliche Erhöhung dar.  

Die bereitgestellten finanziellen Mittel für ein strategisches Raketenabwehrsystem haben sich 

im Zeitraum von 1995 bis 2002 erhöht. Demnach können wir davon sprechen, dass dieser 

Indikator anzeigt, dass sich die USA verstärkt bemühen, ein strategisches Raketenabwehrsys-

tem aufzustellen. 

 

2.3.  Institutionalisierungsgrad 

2.3.1.  Gesetzliche Verregelung  

Für diesen Indikator sind vor allem zwei Gesetze von Bedeutung. Der Missile Defense Act 

von 1991, der die Entwicklung und die Erforschung eines strategischen Raketenabwehrsys-

tems vorschreibt, und der National Missile Defense Act von 1999, der es zur Politik der USA 

macht, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten. Betrachten wir zunächst den Mis-

sile Defense Act von 1991. Darin heißt es:  
”To direct the Secretary of Defense to undertake the development and testing of systems designed to 
defend the United States and its Armed Forces from ballistic missiles.“ 
Und weiter: ”Not withstanding any other provisions of law (including the provisions of the ABM 
Treaty), the Secretary of Defense shall immediately undertake the development and testing of systems 

                                                           
16  Björn Michaelsen vermutet, dass dies auch mit der Umstellung der Haushaltszeiträume zu tun hat. Dies hat er 

dem Verfasser nach Rückfrage in einer Email mitgeteilt. 
17  Vgl. Michaelsen, Björn/Neuneck, Götz (2002): Die Ausgaben für Raketenabwehr: Einst und jetzt, Raketen-

forschung International, Bulletin No. 34 (Frühjahr 2002), Frankfurt am Main, http://www.hsfk.de/ 
abm/bulletin/michneun.htm (aufgerufen am 10. Juli 2002) 

18  Siehe: http://www.defensedaily.com/budgets/amendfy02_r1.pdf (aufgerufen am 27. August 2002), oder: 
Boese, Wade (2001b): Pentagon Seeks Missile Defense Budget Increase, Reorganization, in: Arms Control 
Today, July/August 2001, http://www.armscontrol.org/act/2001_07-08/bmdojul_aug.asp?print (aufgerufen 
am 21. März 2002) 
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and components designed to defend the United States and its Armed Forces, whether deployed, from 
strategic and tactical ballistic missiles.“19 
 

1999 wurde der National Missile Defense Act mit großer Mehrheit verabschiedet. Dieser hatte 

folgenden Inhalt:  
”It is policy of the United States to deploy as soon as technologically possible an effective National 
Missile Defense system capable of defending the territory of the United States against limited missile 
attack (whether accidental, unauthorized, or deliberate) with funding subject to the annual authoriza-
tion of appropriations and the annual appropriation of funds for National Missile Defense.“20 
 

Diese gesetzliche Vorlage ermöglicht es der Administration, auf dieser Grundlage ein strate-

gisches Raketenabwehrsystem zu erstellen. Andrerseits gibt es einige Stolpersteine,21 die ver-

hindern könnten, dass es zu einem Aufbau kommt. So ist noch nicht geklärt, was unter „so 

schnell wie technologisch möglich“ zu verstehen ist. Welches System ist damit gemeint? 

Zweitens muss ein Raketenabwehrprogramm finanziert werden. Das ist durch diesen National 

Missile Defense Act nicht gewährleistet. Darauf wies Präsident Bill Clinton explizit hin:  
”...by specifying that any NMD deployment must be subject to the authorization and appropriations 
process, the legislation makes clear that no decision on deployment has been made. This interpreta-
tion, which is confirmed by the legislative record taken as a whole, is required to avoid any possible 
impairment of my constitutional authorities.“22 
 

Ein weiteres Argument relativiert den National Missile Defense Act 1999. Die von Präsident 

Clinton angekündigte Entscheidung, ob ein strategisches Raketenabwehrsystem errichtet wer-

den solle, wurde im Herbst 2000 verschoben. Er überließ diese Entscheidung seinem Nach-

folger. Als Gründe nannte er, dass die Technologie erst beweisen müsse, dass sie effektiv sei 

und, dass die internationalen Konsequenzen einer Aufstellung erst noch ausgeräumt werden 

müssten.23  

Man kann erkennen, dass dieser Indikator darauf schließen lässt, dass die USA ihre Bemü-

hungen, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten, verstärkt haben. Anfangs 

schrieben die Gesetze nur die Forschung und Entwicklung eines Raketenabwehrsystems vor, 

                                                           
19  Missile Defense Act of 1991, http://thomas.loc.gov/cgi-bin/query/D?c102:31:./temp/~c102HI6mW1:: 

(aufgerufen am 14. März 2002) 
20  National Missile Defense Act of 1999, http://www.fas.org/coalition/cochr-fin-nmda99.htm (aufgerufen am 

14. März 2002) 
21  Vgl. Kubbig, Bernd W. (2001): Deutsche Optionen und Handlungsspielräume angesichts (un)bekannter 

amerikanischer Rakeketenabwehrpläne. Eine Zwei-Pfeiler-Strategie zum Zeitgewinnen und Zeitnutzen für 
Bundesaußenminister Joschka Fischer und das Auswärtige Amt (AA), erweiterte einführende Bemerkungen 
von Bernd W. Kubbig beim vom Auswärtigen Amt und der Hessischen Stiftung Friedens- und Konfliktfor-
schung organisierten Workshop zu Disarmament, Arms Control, Non-Proliferation, and the New American 
Administration, http://www.hsfk.de/abm/forum/pdfs/aadeut.pdf (aufgerufen am 10. Mai 2002) 

22  Präsident Clinton zitiert in: BMDO: National Missile Defense: An Overview (1993-2000), http://www.acq. 
osd.mil/bmdo/bmdolink/html/nmdhist.html (aufgerufen am 14. Februar 2002) 

23  President Clinton NMD Decision (2000), in: Disarmament Diplomacy, Issue 49, http://www.acronym.org.uk/ 
dd/dd49/49clint.htm (aufgerufen am 29. April 2002) 
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doch 1999 wurde ein Gesetz verabschiedet, dass die gesetzliche Grundlage für eine administ-

rative Entscheidung bilden kann, ein solches System zu bauen. 

 

2.3.2.  Grad der Formalisierung  

Bei diesem Indikator steht die Frage im Mittelpunkt, ob ein formales Gebilde existiert, das 

mit der Ausführung eines strategischen Raketenabwehrprogrammes betraut wurde. Zudem 

soll untersucht werden, wie sich diese Organisation entwickelt hat. Am 13. Mai 1993 wurde 

die Strategic Defense Initiative Organization (SDIO)24 von Verteidigungsminister Les Aspin 

in Ballistic Missile Defense Organization (BMDO) umbenannt. Diese Umbenennung sollte 

die neue Fokussierung auf taktische und bodengestützte-strategische Raketenabwehrsysteme 

reflektieren.25 Die Organisation wurde laut ihrer Charta mit folgenden Objekten betraut:  
“Sec. 388.3 Mission. 
(a) BMDO shall manage, direct, and execute the Ballistic Missile Defense Program (BMDP) to 
achieve the following objectives:  
1. Enable deployment of an effective and rapidly relocatable advanced theater missile defense capabil-
ity to protect forward-deployed and expeditionary elements of the Armed Forces of the United States 
as well as friends and allies of the United States; 
2. Develop options for, and deploy when directed, an antiballistic missile (ABM) system that is capa-
ble of providing effective defense of the U.S. homeland against limited attacks of ballistic missiles, 
including accidental, unauthorized launches or deliberate attacks; 
3. Demonstrate advanced technologies – as options to enhancing initial BMD systems – such as space- 
based defenses and their associated sensors that could provide an overlay to ground-based intercep-
tors; and  
4. Continue programs of basic and applied research to develop follow-on technologies for both near-
term and future technology insertion options and new system options to sustain a highly effective mis-
sile defense capability. 
(b) The BMDP shall provide the basis for informed decisions regarding development, production, and 
deployment milestones, and shall be carried out in full consultation and, where appropriate, with par-
ticipation of our allies. The program shall be conducted in compliance with all existing international 
agreements and treaty obligations and shall utilize nonnuclear weapon technologies to achieve the de-
ployments in paragraphs (a) (1) and (a) (2) of this section. The BMDP shall focus on the development, 
acquisition, and integration of theater missile defense and strategic defenses against ballistic missile 
threats to the United States.“26 

 
Der Direktor der BMDO sollte von nun an nicht mehr dem Verteidigungsminister direkt be-

richten, sondern dem Under Secretary of Defense for Acquisition and Technology (& Lo-

gistics). Auf den ersten Blick sieht es wie eine Herabsetzung des Programmes aus, denn der 

                                                           
24  Die SDIO wurde am 24. April 1984 vom damaligen Verteidigungsminister Weinberger gegründet. Sie war 

dem Verteidigungsministerium angegliedert und musste direkt dem Minister berichten. Ihr Aufgabenfeld war 
die Ausführung und Weiterführung des SDI-Programmes, das eine weltraumgestützte Laserkanone als Ab-
wehr gegen ICBMs zum Kern hatte.  

25  BMDO: Missile Defense Milestones (1944-2000), http://www.acq.osd.mil/bmdo/bmdolink/html/milstone. 
html (aufgerufen am 14. Februar 2002) 

26  FAS: Organizational Charter; Ballistic Missile Defense Organization (BMDO), http://www.fas.org/spp/ 
starwars/offdocs/940824.htm (aufgerufen am 26. März 2002) 
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Under Secretary27 ist in der Hierarchie weit unter dem Verteidigungsminister angesiedelt. 

Andrerseits könnte so versucht werden, dem Programm einen Ankerpunkt im Verteidigungs-

ministerium zu geben, welcher unabhängig von den jeweiligen Administrationen besteht. Dies 

würde einer weiteren Institutionalisierung gleichkommen. Man muss aber auch bedenken, 

dass diese Entscheidung von einer neuen Administration durch eine Executive Order wieder 

rückgängig gemacht werden kann und somit dieses Argument hinfällig werden könnte. 

Am 1. April 1997 wurde eine spezielle Agentur innerhalb der BMDO gegründet, um das 

NMD-Programm effektiver auszuführen. Dieses Joint Program Office for the National Missi-

le Defense Program ist für die Konzeption, die Entwicklung und die Demonstration eines 

NMD verantwortlich, das ab 2003 die USA vor ballitischen Raketen schützen soll. 

Im Januar 2002 kam es durch Verteidigungsminister Rumsfeld zu einer erneuten Umbenen-

nung der Organisation. Seitdem heißt sie Missile Defense Agency (MDA). In einer Veröffent-

lichung des Ministeriums wird der Tatsache Beachtung geschenkt, dass sich der Status von 

einer Organisation hin zu einer Agentur gewandelt habe. Dies reflektiere die Priorität und die 

Wichtigkeit eines Raketenabwehrprogrammes.28 Zudem werde die MDA mit erweiterten 

Kompetenzen und Autoritäten ausgestattet.29 Das Verteidigungsministerium beauftragt diese 

Agentur folgende Politikempfehlungen auszuführen:  
“To defend the United States, deployed forces, allies and friends from ballistic missile attack. 
To employ a Ballistic Missile Defense System (BMDS) that layer defenses to intercept missiles in all 
phases of their flight (i.e. boost, midcourse, and terminal) against all ranges of threats. 
To enable the Services to field elements of the overall BMDS as soon as practical. 
To develop and test technologies, use prototype and test assets to provide early capability, if neces-
sary, and improve the effectiveness of deployed capability by inserting new technologies as they be-
come available or when the threat warrants an accelerated capability.“30 

 

Die MDA soll die verschiedenen Programme (NMD und TMD) nicht mehr isoliert voneinan-

der vorantreiben, sondern versuchen, sie ineinander zu integrieren. Weiterhin muss die MDA 

ihr Budget vom Kongress bewilligen lassen und dem Untersekretär Bericht erstatten. Andrer-

                                                           
27  Der Untersekretär hat folgende Aufgabenschwerpunkte: “Under the direction of the Secretary of Defense, the 

USD (A&T) is the principal staff assistant and advisor to the Secretary and Deputy Secretary of Defense for 
all matters relating to the DoD Acquisition System, research and development; advanced technology; test and 
evaluation; production; logistics; military construction; procurement; economic security; and atomic energy.“ 
Siehe dazu: U.S. Department of Defense: DoD Organization and Functions Guidebook, 
http://www.defenselink.mil/pubs/ofg/of_usdat.html (aufgerufen am 12. Juli 2002) 

28 FAS: DOD Establishes Missile Defense Agency, http://www.fas.org/nuke/control/abmt/news/010402.html 
(aufgerufen am 12. Juli 2002) Das dies wohl mehr als nur ein Etikettenwechsel sei, deutete auch Bernd W. 
Kubbig bei einem Interview am 22. August 2002 mit dem Verfasser an. 

29 Kadish, Ronald T. (2002): Unclassified Statement of Lieutenent General Ronald T. Kadish, USAF, Director, 
Missile Defense Agency Before the Senate Services Committee, Strategic Forces Committee, Regarding the 
Reorganization of the Missile Defense Program, Wednesday, March 13, 2002, http://www.acq.osd.mil/ 
bmdo/bmdolink/pdf/kadish13mar02.pdf (aufgerufen am 12. September 2002) 

30  FAS: DOD Establishes Missile Defense Agency, http://www.fas.org/nuke/control/abmt/news/010402.html 
(aufgerufen am 12. Juli 2002) 
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seits ändert sich das Verhältnis zum Kongress. Da die Raketenabwehr jetzt den Status eines 

RDT&E habe, werde der Kongress nicht mehr über mögliche Stückkosten der einzelnen 

Komponenten informiert, es sei denn, ein Beschluss zur Produktion ist gefasst worden. Be-

gründet wird diese Veränderung damit, dass die Kosten schwer abzuschätzen seien, da diese 

von der Bedrohung und der Systemarchitektur abhingen.31 Somit lässt auch dieser Indikator 

darauf schließen, dass die USA verstärkt versuchen, einen strategischen Abwehrschild zu er-

richten. 

 

2.4.  Zusammenfassung  
Im Untersuchungszeitraum lässt sich anhand der Indikatoren erkennen, dass die USA ihre 

Bemühungen, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten, intensiviert haben. Man 

konnte beobachten, dass sie im Untersuchungszeitraum mehr finanzielle Mittel für eine Rake-

tenabwehr ausgegeben haben. Zudem wurde sichtbar, dass sich der Institutionalisierungsgrad 

eines strategischen Raketenabwehrprogrammes vergrößert hat. Es stellt sich nun die Frage, 

wie sich diese verstärkten Bemühungen der USA, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu 

errichten, erklären lassen. Einen ersten Ansatzpunkt stellt die konstruktivistische Außenpoli-

tiktheorie dar. 

                                                           
31  Vgl. Fn. 29 
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3.  Konstruktivismus: Soziale Normen 

In diesem Abschnitt soll argumentiert werden, dass der Befund von Harald Müller32, dass 

durch eine Internalisierung der Normen normgeleitetes Verhalten entstanden ist, heute nicht 

mehr gelten kann. Die Intensivierung der Bemühungen der USA, ein strategisches Raketen-

abwehrschild zu errichten, lassen nämlich darauf schließen, dass die von Harald Müller ver-

tretene These von der Internalisierung internationaler Normen nicht mehr zutrifft. Ich werde 

in einem zweiten Schritt versuchen, die sozialen Normen auf sozietaler und transnationaler 

Ebene zu ermitteln. Dazu verwende ich den Konstruktivismus, den Tübinger Forscher um 

Volker Rittberger im Rahmen eines Außenpolitikprojektes entwickelt haben. Nach der Aus-

wertung der verschiedenen Indikatoren werde ich zu der These gelangen, dass aufgrund kon-

fligierender Normen auf sozietaler und transnationaler Ebene der gewählte Konstruktivismus 

keine Erklärung für das Phänomen des Aufbaus eines strategischen Raketenabwehrsystems 

liefern kann.  

 

3.1.  Internalisierung transnationaler Normen? 
Harald Müller hat in einem Artikel von 199333 versucht, den Zusammenhang zwischen Nor-

men und Prinzipien von Sicherheitsregimen einerseits und der Einhaltung der vertraglichen 

Verpflichtungen andrerseits zu untersuchen. Als einen von sechs zu überprüfenden Fällen 

wählte er die Diskussionen um SDI und den ABM-Vertrag aus. Zwar kam der ABM-Vertrag 

Mitte der 80er Jahre durch unterschiedliche politische und administrative Akteure in Be-

drängnis, gekündigt wurde er jedoch nicht. Deshalb dränge sich die Frage auf, warum der 

ABM-Vertrag überleben und deshalb die Aufstellung eines Abwehrsystemes verhindert wer-

den konnte.34 

Das ABM-Regime ist in drei institutionelle Referenzrahmen eingebettet:35  

a. strategischer Rahmen: Abschreckung 

b. politischer Rahmen: Rüstungskontrolle als Teil der Sicherheitspolitik 

c. konstitutioneller Rahmen: Rechte und Befugnisse des Senats 

                                                           
32  Müller, Harald (1993): The Internalization of Principles, Norms, and Rules by Governments. The Case of 

Security Regimes, in: Rittberger, Volker with the assistance of Peter Mayer (1993): Regime Theory and In-
ternational Relations, Oxford: Clarendon Press, 361-388 

33  ebd. 
34  ebd. 
35  ebd. 
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Angriffe auf das Regime führen zu Referenzen (Reaktionen) dieser Systeme. In diesem Fall 

beharrten die Alliierten, Teile der Konservativen sowie die Vereinigten Stabschefs auf die 

Aufrechterhaltung der Abschreckung und forderten die Einhaltung des Vertrages, weil dieser 

die Abschreckung absichere. Rüstungskontrolle war für die Liberalen und die Rüstungskon-

trollgemeinschaft ein wichtiges Element, welches nicht durch die Kündigung des Vertrages 

gefährdet werden dürfe. Letztlich reagierten Senatoren, die sich in ihren verfassungsrechtlich 

garantierten Befugnissen angegriffen sahen. Die Verbindung dieser unterschiedlichen gesell-

schaftlichen Gruppen sicherte das Überleben des ABM-Vertrages:  
”The norms and rules of the treaty had helped to create a focus on which the various constituencies 
could converge. In the course of the dispute, rules that had not been understood in their full meaning 
for budgeting, research and development, and testing prescriptions were finally operationalized. With-
out the rules systems of the ABM Treaty, it is highly unlikely that the Administration’s plans would 
have encountered determined and concentrated on opposition as they did.“36 
 

Somit dienten die Vorschriften des ABM-Vertrages den einzelnen gesellschaftlichen Gruppen 

als Bezugspunkt für die Bestimmung von verbotenem und erlaubtem Verhalten. Auf diese 

Regeln wurde bei der Argumentation Bezug genommen:  
”...the sheer existence of a regime puts an `extra’ burden of proof on regime opponents because in dis-
courses about proper behavior of states and other regime actors, the regime structures serves auto-
matically as frame of references.“37 

 

Dieser Befund von Harald Müller ist im Lichte der von mir beschriebenen Entwicklungen der 

abhängigen Variable fraglich geworden. Es stellt sich die Frage, ob und wie sich die sozialen 

Normen gewandelt haben. 

 

3.2.  Unabhängige Variable und deren Operationalisierung 
Um diese Frage beantworten zu können, verwende ich den in Tübingen entwickelten Kon-

struktivismus. Dieser hat sich in einem Forschungsprojekt über die deutsche Außenpolitik 

nach der Wiedervereinigung38 empirisch bewährt und hat zusätzlich den Vorteil, dass er so-

zietale und transnationale soziale Normen gleichermassen berücksichtigt.  

Zuerst werde ich kurz die wichtigsten Elemente dieser Theorie vorstellen. Die unabhängige 

Variable sind die sozialen Normen. Soziale Normen sind intersubjektiv geteilte, wertegestütz-

te Erwartungen angemessenen Verhaltens.39 Auf zwei Ebenen lassen sich solche sozialen 
                                                           
36  ebd. 
37  ebd.  
38  Die Forschungsergebnisse wurden veröffentlicht: Rittberger, Volker (2001/Ed.): German Foreign Policy 

Since Unification. Theories and Case Studies, Manchester and New York: Manchester University Press. 
39  Vgl. Boekle, Henning/Rittberger, Volker/Wagner, Wolfgang (2001): Constructivist foreign policy theory, in 

Rittberger, Volker (Ed.): German Foreign Policy Since Unification. Theories and Case Studies, Manchester 
and New York: Manchester University Press, 106/107 
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Normen identifizieren. Einerseits ist die jeweilige Gesellschaft Ursprung sozialer Normen, 

andererseits die internationale oder transnationale „Gesellschaft“. Gemessen werden können 

die sozialen Normen auf transnationaler Ebene mit den Indikatoren völkerrechtliche Verträge 

und Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen und auf sozietaler Ebene 

mit den Indikatoren gesetzliche und verfassungsrechtliche Bestimmungen, Parlamentsdebat-

ten, Wahlprogramme und Umfrageergebnisse.40 Dabei hängt die Stärke einer sozialen Norm 

von dem Grad der Kommunalität41 und dem Grad der Spezifizität42 ab. Dabei gilt:  

• Der Kommunalitätsgrad ist ausreichend, wenn eine klare Mehrheit der Einheiten innerhalb 

eines sozialen Systems eine wertegestützte Erwartung angemessenen Verhaltens teilt.43  

• Der Spezifizitätsgrad einer sozialen Norm ist ausreichend, wenn eine intersubjektiv geteil-

te, wertegestützte Verhaltenserwartung wenigstens bestimmte Verhaltensweisen als unan-

gemessen identifiziert.44 
 

Über Sozialisationsprozesse werden Normen, soweit sie die gerade genannten Kriterien erfül-

len, verinnerlicht und somit handlungsleitend. Über Interaktionsprozesse lernen die Subjekte 

normkonformes Handeln. Verhalten sich die Rollenträger nicht normkonform, werden sie 

negativ sanktioniert. Bei Politikern heißt dies innenpolitisch, sie werden u.U. abgewählt. 

Transnational werden sie als unzuverlässiger Partner und Störenfried stigmatisiert. Deshalb 

werden die Rollenträger versuchen, die intersubjektiv geteilten, wertegestützten Erwartungen 

angemessenen Verhaltens zu erfüllen. 

 

Daher lautet die Hypothese: Wenn eine transnationale und sozietale soziale Norm existiert, 

die über einen ausreichenden Grad an Kommunalität und Spezifizität verfügt, deren Inhalt die 

Forderung nach einem Aufbau eines strategischen Raketenabwehrsystems ist, dann werden 

die USA ein Raketenabwehrsystem errichten. 

 

                                                           
40  Ich übernehme die Indikatoren, die Boekle, Henning/Rittberger, Volker/Wagner, Wolfgang (2001), a.a.O., 

einführen. 
41  Der Kommunalitätsgrad zeigt an, wieviele Menschen in der Bezugsgruppe diese soziale Norm teilen. 
42  Der Spezifizitätsgrad zeigt an, wie explizit und genau die soziale Norm formuliert wurde. Mindestanfor-

derung ist, dass man zwischen angemessenen und unangemessenen Verhalten diskriminieren kann. 
43  Vgl. Boekle, Henning /Rittberger, Volker/Wagner, Wolfgang (2001), a.a.O., 109 
44  Vgl. Boekle, Henning /Rittberger, Volker/Wagner, Wolfgang (2001), a.a.O., 109/110 
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3.3.  Transnationaler Konstruktivismus 

3.3.1.  Der ABM-Vertrag 

Wichtigster Indikator auf transnationaler Ebene ist das ABM-Vertragswerk.45 Dieser Vertrag 

und die dazugehörigen Dokumente richten sich unmittelbar an die USA. Sie sind Vertragspar-

tei und somit verpflichtet, den völkerrechtlichen Vertrag einzuhalten. Es soll nun kurz auf die 

bedeutendsten Bestimmungen eingegangen werden. Der am 26. Mai 1972 geschlossene 

ABM-Vertrag46 schreibt in Artikel I folgende Inhalte vor:  
„(1) Jede Vertragspartei verpflichtet sich zur Begrenzung der Systeme zur Abwehr ballistischer Flug-
körper (ABM) und zur Ergreifung sonstiger Maßnahmen im Einklang mit diesem Vertrag. 
(2) Jede Vertragspartei verpflichtet sich, keine ABM-Systeme für eine Verteidigung des Hoheitsge-
biets ihres Landes zu dislozieren und keine Grundlage für eine solche Verteidigung zu schaffen sowie 
keine ABM-Systeme für die Verteidigung eines einzelnen Gebiets zu dislozieren, es sei denn, daß dies 
im Artikel III dieses Vertrages vorgesehen ist.“47 

 

Ausnahmen werden in Kapitel III geregelt:  
„Jede Vertragspartei verpflichtet sich, keine ABM-Systeme oder ihre Bestandteile zu dislozieren, mit 
folgenden Ausnahmen:  
a) Innerhalb eines ABM-System-Dislozierungsgebiet, das einen Radius von 150 Kilometer hat und 
dessen Mittelpunkt die Hauptstadt der Vertragspartei bildet, darf eine Vertragspartei folgendes dislo-
zieren: 
 
1. höchstens 100 ABM-Abschußvorrichtungen und höchstens 100 ABM-Abfangflugkörper in den 
Startaufstellungen sowie 
2. ABM-Radargeräte innerhalb von höchstens sechs ABM-Radarkomplexen, wobei das Gebiet jedes 
Komplexes kreisförmig sein muß und einen Durchmesser von höchstens drei Kilomeer haben darf. 
 
b) Innerhalb eines ABM-Dislozierungsgebiets, das einen Radius von 150 Kilometer hat und in dem 
sich ICBM-Abschußsilos befinden, darf eine Vertragspartei folgendes dislozieren:  
 
1. höchstens 100 ABM-Abschußvorrichtungen und höchstens 100 ABM-Abfangflugkörper in den 
Startaufstellungen sowie 
2. zwei große ABM-Radargeräte mit phasengesteuerter Richtwirkung, deren Leistungsfähigkeit der-
jenigen entsprechender ABM-Radargeräte vergleichbar ist, die im Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Vertrags in einem ABM-Dislozierungsgebiet, in dem sich ICBM-Abschuß-Silos befinden, einsatzbe-
reit oder im Bau sind, sowie 
3. höchstens 18 Radargeräte, deren jeweilige Leistungsfähigkeit geringer sein muß als diejenige des 
kleineren der beiden obengenannten großen ABM-Radargeräte mit phasengesteuerter Richtwir-
kung.“48 

 

                                                           
45  Hiermit meine ich den ABM-Vertrag und die damit verbundenen Dokumente. Einen guten Überblick über 

das vollständige Vertragswerk findet sich bei Wolff Hentschel von Heinegg (2001): Der Rücktritt der USA 
vom ABM-Vertrag: Völkerrechtliche Würdigung unter besonderer Berücksichtigung einer alternativen An-
passung an die Erfordernisse einer multipolaren Welt, in: Die Friedenswarte, Band 76, Nr. 4/2001, 417-434 

46  Der offizielle Titel des Vertrages lautet: ”Treaty between the United States of America and the Union of 
Soviet Socialist Republics on the Limitation of Anti-Ballistic Missile Systems“ 

47  ABM-Vertrag, in: Kubbig, Bernd W. (1985): Die Neuinterpretation des ABM-Vertrages durch die Reagan-
Administration. Situation und Perspektiven des Rüstungskontrollabkommen im Kontext von Genf und SDI, in: 
HSFK-Report 13/1985, Frankfurt am Main, S. 48 ff. 

48  ABM-Vertrag, in: Kubbig, Bernd W. (1985), a.a.O., S. 49 
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Diese Regelung wurde durch ein Protokoll von 1974 modifiziert. Das Protokoll streicht je-

weils eine Aufstellungsmöglichkeit für beide Länder. Demnach darf nur noch an einem Ort 

der beiden Vertragsparteien ein begrenztes Raketenabwehrsystem aufgestellt werden. Für die 

USA besteht die Möglichkeit, das System um ihre ICBM-Silos zu bauen, während hingegen 

die SU, oder später der Rechtsnachfolger Russland, dies um seine Hauptstadt Moskau tun 

darf. Verboten wird laut ABM-Vertrag demnach die Aufstellung eines umfassenden strategi-

schen Raketenabwehrsystems. 

 

3.3.2.  Der Weltraumvertrag von 1967 

Dieser Weltraumvertrag ist insofern wichtig, als er die Stationierung von Waffensystemen im 

Weltraum verbietet:  
“The Moon and other celestial bodies shall be used by all States parties to the Treaty exclusively for 
peaceful purposes. The establishment of military bases, installations and fortifications, the testing of 
any type of weapons and the conduct of military maneuvers on celestial bodies shall be forbidden.“49 
 

Somit wird eine weltraumgestützte Raketenabwehr durch den Vertrag untersagt. Programme 

wie damals SDI, Brilliant Peebles und neuere Programme, die vorsehen Laser im Weltraum 

zu stationieren, würden damit gegen diesen völkerrechtlichen Vertrag verstoßen. Wohlge-

merkt, er verbietet nicht den Aufbau eines strategischen Raketenabwehrsystems, sondern nur 

ein strategisches Abwehrsystem, das auf weltraumgestützten Komponenten beruht. Die USA 

haben 1967 den Vertrag unterzeichnet und ratifiziert.  

 

3.3.3.  Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen 

Der ABM-Vertrag und der Weltraumvertrag von 1967 sind völkerrechtliche Regelungen, die 

die Möglichkeiten der USA, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten, beschrän-

ken. Der ABM-Vertrag kann völkerrechtlich legal gekündigt werden.50 Kann eine transnatio-

nale soziale Norm ermittelt werden, die von den USA erwartet, dass sie den ABM-Vertrag 

und den Weltraumvertrag von 1967 einhalten? Verschiedene Resolutionen der Generalver-

sammlung der Vereinten Nationen fordern genau dies. Resolution 50/60 erwartet, dass alle 

                                                           
49  Treaty on Principles Governing the Activities of States in the Exploration and Use of Outer Space, Including 

the Moon and Other Celestial Bodies, http://ww.fas.org/nuke/control/ost/text/space1.htm (aufgerufen am 27. 
August 2002) 

50  Was die USA am 13. Dezember 2001 getan haben. Somit gelten die Bestimmungen für die USA nur noch bis 
Mitte Juni 2002. 
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Staaten, die einem Rüstungskontroll- oder Abrüstungsregime51 angehören, deren Regeln und 

Normen einhalten:  
”1. Urges all States parties to arms control limitation and disarmament agreements to implement and 
comply with the entirety of the spirit and all provisions of such agreements.“52 
 

Diese Erwartung wird, wenn auch nicht explizit, an die USA als Regimeteilnehmer gerichtet. 

Fast identisch sind die Bestimmungen der Resolution 52/30:  
“1. Urges all States parties to arms limitation and disarmament and non-proliferation agreements to 
implement and comply with the entirety of all provisions of such agreements.“53 
 

Resolution 50/60 und Resolution 52/30 wurden ohne Abstimmung angenommen. 

Ab 1999, mit der Resolution 54/54 A, wird der ABM-Vertrag direkt angesprochen. Diesen 

Vertrag gelte es einzuhalten. Diese Norm richtet sich direkt an die USA als Vertragspartei. Zu 

den Kernelementen der Resolution gehören folgende Passagen:  
“2. Calls also for renewed efforts by each States parties to preserve and strenghten the Treaty54 
through full and strict compliance; 
3. Calls upon the parties to the Treaty, in accordance with their obligations under the Treaty, to limit 
the deployment of anti-ballistic missile systems and refrain from the development of anti-ballistic 
missile defence of the territory of their country and not to provide a base for such a defence, and not to 
transfer to other States or deploy outside their national territory anti-ballistic missile systems or their 
components limited by the Treaty;“55 

 
Dieser Resolution wurde von 80 Staaten zugestimmt. 4 Länder waren dagegen und 68 enthiel-

ten sich.  

Resolution 55/33 B56 und Resolution 56/24 A57 haben den identischen Wortlaut wie Resoluti-

on 54/54 A. Allerdings änderte sich das Abstimmungsverhalten einiger Länder. Für die Reso-

lution 55/33 B stimmten 88, dagegen 5 und 66 enthielten sich. 82 Staaten stimmten für Reso-

lution 56/24 A, 5 waren dagegen und 62 enthielten sich. Welche Länder stimmten für die Re-

solution, welche waren dagegen und welche enthielten sich? Zu den Staaten, die gegen die 

Resolution stimmten, gehörten die USA, Israel, Benin, Mikronesien und Albanien. Für diese 

Resolutionen stimmten v.a. China, Indien, Russland, die Karibikstaaten, afrikanische und asi-

atische Länder. Europäische, südamerikanische Staaten und enge Verbündete der USA, wie 

Japan oder Australien, enthielten sich.  
                                                           
51  Der ABM-Vertrag und der Weltraumvertrag von 1967 sind Bestandteile solcher Regime.  
52  Resolution 50/60 der Generalversammlung der Vereinten Nationen: http://www.un.org/documents/ga/res/ 

50/a50r060,htm (aufgerufen am 1. Juli 2002) 
53  Res. 52/30 der GV der VN, http://www.un.org/ga/documents/ga/res52/res5230.htm (aufgerufen am 1. Juli 

2002) 
54  Gemeint ist der ABM-Vertrag. 
55  Res. 54/54 A der GV der VN, http://www.un.org/documents/ga/res/54/a54/r054.pdf (aufgerufen am 3. Mai 

2002) 
56  Res. 55/33 B der GV der VN, http://www.un.org/documents/ga/res/55/a55r033.pdf (aufgerufen am 1. Juli 

2002) 
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Die Resolution 55/32 der VN Generalversammlung, die auf die „Vorgängerresolutionen“ 

45/55 B, 47/51 und 48/74 A der VN GV verweist, betont die Wichtigkeit des Weltraumver-

trages von 1967 und dessen Bestimmungen:  
„1. Bekräftigt die Wichtigkeit und Dringlichkeit der Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum sowie 
die Bereitschaft aller Staaten, in Übereinstimmung mit dem Vertrag über die Grundsätze zur Regelung 
der Tätigkeiten von Staaten bei der Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des Mon-
des und anderer Himmelskörper ihren Beitrag zur Erreichung dieses gemeinsamen Ziels zu leisten;“58 
 

163 Staaten stimmten zu, nur drei Staaten enthielten sich: die USA, Israel und Mikronesien. 

Man kann anhand der oben genannten Abstimmungsergebnisse von einem ausreichenden 

Grad an Kommunalität sprechen. Wie die Auszüge der Resolutionen gezeigt haben, kann man 

auch von einem ausreichenden Grad an Spezifizität ausgehen.  
 

Transnationale Norm ist, dass die USA nur ein sehr begrenztes strategisches Raketenabwehr-

system innerhalb der Vertragsstruktur des ABM-Vertrages errichten dürfen, welches nicht auf 

weltraumgestützten Waffensystemen basieren darf. Dies schließt die Errichtung eines umfas-

senden strategischen Abwehrschildes aus! Zudem wird von den USA erwartet, dass sie die 

Bestimmungen einhalten und den ABM-Vertrag nicht kündigen.  

 

3.4.  Sozietaler Konstruktivismus  
Es gilt nun die sozietale Norm zu identifizieren. Stimmt sie mit der transnationalen Norm ü-

berein?  

 

3.4.1.  Verfassungsrechtliche und gesetzliche Regelungen,59 die die Aufstellung eines Rake-
tenabwehrsystems normieren 

Aus der Verfassung lassen sich weder positive noch negative intersubjektiv geteilte, wertege-

stützte Erwartungen angemessenen Verhaltens in Bezug auf die Errichtung eines strategischen 

Raketenabwehrsystems ableiten.  

Existieren gesetzliche Regelungen, die Aussagen über die Aufstellung eines strategischen 

Raketenabwehrsystems treffen? Der Missile Defense Act von 1991 und der National Missile 
                                                                                                                                                                                     
57  Res. 56/24 A der GV der VN, http://www.pnnd.org/un_ga-res_ballisti.htm (aufgerufen am 1. Juli 2002) 
58  Res. 55/32 der GV der VN, http://www.un.org/Depts/gv-55/band1/a5549_1.pdf (aufgerufen am 1. Juli 2002) 
59  Hier besteht eine Tautologiegefahr. Als Indikator der abhängigen Variablen „Versuch der USA, ein strategi-

sches Raketenabwehrsystem zu errichten“ verwende ich den Institutionalisierungsgrad. Dieser beinhaltet als 
Subindikator die gesetzliche Verregelung. Deshalb sind die gesetzlichen Texte nur zeitlich versetzt aussage-
kräftig. Das heißt, erst nachdem sie beschlossen worden sind, können sie helfen, soziale Normen zu identifi-
zieren. Hier kommt das für den Konstruktivismus charakteristische Merkmal der Interdependenz von abhän-
giger und unabhängiger Variable zum Vorschein. 
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Defense Act of 1999 stellen hierbei signifikante Texte dar. Beide Gesetze wurden schon im 

Kapitel II60 näher behandelt. Dort verwies ich darauf, dass es noch einige Stolpersteine auf 

dem Weg zur Errichtung geben kann, die dieses Gesetz „unwirksam“ machen könnten. Die 

Spezifizität der Norm ist demnach nicht ausreichend. Aufgrund dieses Argumentes wird es 

sinnvoll sein, weitere Indikatoren hinzuziehen. 

 

3.4.2.  Parlamentsdebatten in Senat und Repräsentantenhaus 

Ein weiterer Indikator sind die Parlamentsdebatten im amerikanischen Kongress. Gibt es 

Mehrheiten für oder gegen eine Aufstellung eines strategischen Abwehrschirmes?61 Beginnen 

wir mit der Auswertung des Repräsentantenhauses. Es lassen sich drei unterschiedliche Nor-

men im Untersuchungszeitraum erkennen:  

Norm 1: Es soll so schnell wie möglich eine strategische Raketenabwehr errichtet 

werden. 

Norm 2: Es soll ein Abwehrsystem gebaut werden, dass verschiedene Bedingungen 

(Kosten, technologische Machbarkeit, rüstungskontrollpolitische Folgen) berück-

sichtigt. 

Norm 3: Es soll kein strategisches Raketenabwehrsystem errichtet werden. 

Zunächst möchte ich einige Beispiele für die Norm 1 anführen. Abgeordneter Weldon,62 dem 

bei der Debatte um die Aufstellung einer strategischen Raketenabwehr eine Schlüsselrolle 

zukam, trat schon 1995 vehement für die Errichtung eines solchen Systems ein. Er argumen-

tierte, dass Russland bewusst kritische Rüstungstechnologien verbreite, die zu einer Bedro-

hung für die USA würden. Um diese Bedrohungen abwehren zu können, forderte er einen 

Abwehrschild. Wenn die USA einen solchen Schild besäßen, würden andere Staaten abge-

schreckt werden, sich Massenvernichtungswaffen und die dazugehörigen Trägersystem anzu-

schaffen. Weldon63 äußerte sich auch in der nachfolgenden Zeit in dieser Art und Weise. 

Dornan, ein weiterer Befürworter einer Aufstellung, unterstrich dies 1995:  
“The ballistic threat is real, and the technology is readily available to deter and destroy incoming mis-
siles and warheads. It will be unforgiveable if another American soldier, sailor, airman, marine, or ci-

                                                           
60  Siehe Seite 13f. in dieser Arbeit. 
61  Vor 1995/96 drehte sich die Debatte darum, ob ein strategisches Raketenabwehrsystem errichtet werden soll. 

Ab diesem Zeitpunkt wandelte sich der Inhalt der Debatte. Gegenstand wurde die Art und Weise, wie ein 
strategisches Raketenabwehrsystem errichtet werden soll und welche Systemarchitektur am besten geeignet 
ist. Dieser Diskurswechsel wurde auch von Bernd W. Kubbig (HSFK) beobachtet. Diese Erkenntnis brachte 
ein Interview des Verfassers mit ihm am 22. August 2002 in Frankfurt am Main. 

62  http://thomas.loc.gov/cgi-bin/query/D?r104:18:./temp/~r104YFW0iw:: (aufgerufen am 4. Juli 2002) 
63  http://www.fas.org/spp/starwars/congress/1996_h/h960307a.htm (aufgerufen am 19. März 2002) 
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vilian is killed by a ballistic missile attack because Congress and the President failed to develop and 
deploy available missile defense technology.“64 
 

Gingrich, ein weiterer prominenter Republikaner, sprach sich 1997 für die Aufstellung aus:  
“And I don’t want to lose a city, I don’t want to lose a single soldier, sailor, airman or airwoman or 
Marine because we relied on lawyers and diplomats when, in fact, our engineers and scientists could 
have gotten the job done.“65 
 

Auch Abgeordneter Stump betonte die aufkommenden Gefahren. Die zunehmende Bedro-

hung durch ballistische Raketen der USA sei eine wahrnehmbare und ernste Gefahr. Das 

Scheitern einer Aufstellung würde die Interessen der USA bedrohen.66  

Was besagt also die Norm konkret? Erwartet wurde, dass die USA so schnell wie möglich ein 

Abwehrsystem errichten sollen. Nichts dürfe einer Entwicklung und Aufstellung im Wege 

stehen. Wenn internationale Verträge eine Aufstellung verhindern sollten, dann solle man 

diese eben ändern oder kündigen. Diese Norm besaß somit ein ausreichendes Maß an Spezifi-

zität.  
 

Als weiterer Schritt sollen nun Beispiele für die Norm 2 vorgestellt werden. Gegner einer ü-

berhasteten Aufstellung, so beispielsweise Abgeordneter Spratt,67 verwiesen darauf, dass eine 

Aufstellung nur dann in Frage komme, wenn sie sich an drei Prinzipien halte: Es müsse ers-

tens ein bodengestütztes System sein; zweitens solle man die Testserie abwarten, bis beschei-

nigt werde, dass die Technologie effektiv sei; drittens solle eine Aufstellung nur innerhalb der 

bestehenden Rüstungskontrollnormen erfolgen. Abgeordneter Skelton äußerte sich ähnlich. 

Kein Demokrat sei gegen eine Raketenabwehr, die Ausgaben sollten aber in einem vertretba-

ren Verhältnis zu den Bedrohungen stehen.68 Die Norm besagte also, dass die finanziellen 

Kosten, die technische Machbarkeit, die Verträglichkeit mit dem ABM-Vertrag und die mög-

lichen Bedrohungen berücksichtigt werden müssten, bevor eine Entscheidung gefällt werde. 

Auch diese Norm besaß ausreichend Spezifizität. 
 

                                                           
64  http://www.fas.org/spp/starwars/congress/1995/h959127a.htm (aufgerufen am 3. Juli 2002) 
65  http://www.fas.org/spp/starwars/congress/1997/970409_ging.htm (aufgerufen am 14. März 2002) 
66  Abgeordneter Spratt in: Declaration of Policy of the United States Concerning National Missile Defense 

Deployment, Report of the Committee on Armed Services, House of Representatives, March 1999, 106th ses-
sion, Rept. 106-39, Part 1 

67  http://www.fas.org/spp/starwars/congress/1996/h960529s.htm (aufgerufen am 3. Juli 2002) 
68  http://www.clw.org/nmd/bmdcriticscongress.html (aufgerufen am 19. März 2002) 
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Letztlich äußerten sich einige wenige Abgeordnete69 in der Weise, dass weder jetzt noch spä-

ter ein strategisches Abwehrsystem errichtet werden solle (Norm 3). Angeführt wurde, dass 

dieses Vorhaben viel zu teuer, technologisch fraglich und außenpolitisch unverantwortbar sei. 

Sie waren kategorisch gegen eine Aufstellung. Diese Norm erfüllt die Anforderung an Spezi-

fizität. 
 

Welche dieser drei ausreichend konkretisierten Normen verfügte über ausreichend Kommuna-

lität?70 Die oben genannten Normen lassen sich in einer ersten Annäherung anhand parteipoli-

tischer Grenzen zuordnen.71 Republikaner vertraten überwiegend die Norm 1. Dazu kamen 

noch einige wenige Demokraten, so dass die Zustimmungsquote zu dieser Norm etwa 60 Pro-

zent beträgt. Dieser Prozentsatz galt für den gesamten Beobachtungszeitraum. Norm 2 wurde 

vor allem von den Demokraten und sehr wenigen Republikanern vertreten. Diese Gruppe 

machte etwa 30-40 Prozent der Abgeordneten aus. Nur etwa 5 Prozent waren kategorisch ge-

gen die Aufstellung. Die größte Kommunalität besaß somit die soziale Norm, dass man mög-

lichst schnell ein strategisches Raketenabwehrsystem errichtet werden sollte. 
 

Lassen sich ähnliche Ergebnisse für den Senat ermitteln, oder ergibt sich ein anderes Bild? 

Meine These ist, dass sich die Erwartungshaltungen des Repräsentantenhauses und des Senats 

gleichen. Auch hier lassen sich die drei oben genannten Normen beobachten. Auch hier 

möchte ich einige Vertreter der einzelnen Normen exemplarisch zitieren. Beginnen werde ich 

mit Senatoren, die eine schnellstmögliche Aufstellung empfehlen (Norm 1, siehe oben). Sena-

tor Warner72 empfand 1996 das Fehlen eines Schutzes gegen ICBMs als Makel. Die Bedro-

hung sei real. Schon jetzt könnten Raketen aus Nordkorea Alaska und Hawaii erreichen. Zu-

dem sei die Lage Russlands unsicher. Deshalb müsse man möglichst schnell ein Raketenab-

wehrsystem errichten. Wenn dies nicht im Rahmen des ABM-Vertrages möglich sei, dann 

müsse man diesen eben kündigen. Senator Thurmond teilte 1996 die Befürchtungen. Es sei 

die Zeit gekommen, den Zustand der vollständigen Verwundbarkeit der USA durch Angriffe 

                                                           
69  So Abgeordnete McKinney in: Declaration of Policy of the United States Concerning National Missile De-

fense Deployment, Report of the Committee on Armed Services, House of Representatives, March 1999, 
106th session, Rept. 106-39, Part 1 

70  Vgl. den Beitrag der Raketenabwehrforschung International: Der National Missile Defense Abstimmungsin-
dex: Das Repräsentantenhaus, http://www.hsfk.de/abm/kongress/house/mvihouse.pdf (aufgerufen am 23. 
August 2002) 

71  Vgl. dazu beispielsweise: Boese, Wade (2001c): Congress Responds to Bush Missile Plans Along Party 
Lines, in: Arms Control Today, June 2001, http://www.arsmcontrol.org/act/2001_06/conjun01.asp?print 
(aufgerufen am 21. März 2002) 

72  http://www.fas.org/spp/starwars/congress/1996/s960523b.htm (aufgerufen am 3. Juli 2002) 
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mit ballistischen Raketen zu beenden.73 Die Raketenabwehr wurde als Instrument zur Be-

kämpfung der weltweiten Proliferation von Massenvernichtungswaffen und Trägersystemen, 

vor allem Raketen, verstanden. Diese Argumente wiederholten auch Gutknecht74 und Choch-

ran75 1998. Begründet wurde die Norm der schnellstmöglichen Aufstellung mit der zuneh-

menden Gefahr der Proliferation von Massenvernichtungswaffen und Trägersystemen. 
 

Angeführt werden sollen nun solche Senatoren, die einer Aufstellung unter bestimmten Be-

dingungen zustimmen würden. Einer der bekanntesten ist sicherlich der Demokrat Levin. Er 

verlangte 1996, dass zwar ein Raketenabwehrsystem entwickelt werden solle, die Entschei-

dung über eine Aufstellung jedoch erst zu einem Zeitpunkt erfolgen solle, welcher Sinn für 

die nationale Sicherheit der USA mache. Außerdem wies er auf die möglichen Reaktionen 

Russlands hin, wenn die USA sich entschließen sollten, unilateral ein Raketenabwehrsystem 

zu errichten.76 Senator Dorgan77 wies darauf hin, dass andere Bedrohungen wahrscheinlicher 

seien als die Gefahr durch ICBMs. Deshalb sei es besser, andere dringendere 

Verteidigungsprogramme durchzuführen. Senator Dodd formulierte 1998 eindrucksvoll seine 

Bedenken:  “What it would have done is lock this nation in to buying a yet-to-be-developed system against an un-
known threat for an unidentified sum of money.“ Und weiter: “This bill would have detrimetal impact 
on arms control agreements.“78 

Auch Senator Conrad79 war nicht prinzipiell gegen eine Errichtung. Er wollte aber drei Prin-

zipien verwirklicht sehen. Der ABM-Vertrag sollte eingehalten werden. Zweitens solle ein 

kostengünstiges System angeschafft werden. Letztlich solle es ein verlässliches System sein. 

Diese Einstellung zeigt illustrativ der Brief von verschiedenen demokratischen Senatoren an 

Präsident Clinton,80 in dem sie ihn aufforderten, aufgrund der ungelösten Probleme eine Ent-

scheidung über eine Aufstellung zu verschieben. 2001 wies Senator Levin u.a. darauf hin, 

dass die angedrohte Kündigung des ABM-Vertrages durch Präsident Bush einen neuen Kalten 

Krieg entstehen lassen könnte.81 

                                                           
73  ebd.  
74  http://thomas.loc.gov/cgi-bin/query/D?r105:15:./temp/~r105obmstM:: (aufgerufen am 4. Juli 2002) 
75  http://www.clw.org/coalition/bmd0998a.htm (aufgerufen am 19. März 2002) 
76  http://www.fas.org/spp/starwars/congress/s960523b.htm (aufgerufen am 3. Juli 2002) 
77  http://www.fas.org/spp/starwars/congress/1996/s960523e.htm (aufgerufen am 3. Juli 2002) 
78  http://fas.org/spp/congress/1998/s980923-nmd.htm (aufgerufen am 3. Juli 2002) 
79  http://www.clw.org/coalition/bmd0998b.htm (aufgerufen am 19. März 2002) 
80  http://www.hsfk.de/abm/back/docs/br0902.html (aufgerufen am 25. März 2002) 
81  http://www.clw.org/nmd/bmdcriticscongress.html (aufgerufen am 19. März 2002) 
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Die Skepsis über den Wert einer strategischen Raketenabwehr basierte auf der Einschätzung 

der rüstungskontrollpolitischen Konsequenzen, der Finanzierbarkeit, der technischen Mach-

barkeit und der realen Bedrohung. 
 

Es stellt sich nun die Frage, wieviele Senatoren die identifizierten Normen vertraten. M.a.W. 

wie hoch war der Grad an Kommunalität für die einzelnen Normen?82 Die erste Norm83 wur-

de von etwa rund 50-60 Prozent der Senatoren84 vertreten. Meist waren dies republikanische 

Senatoren. Es kam aber auch mitunter vor, dass einzelne demokratische Senatoren diese 

Norm vertreten. 40-45 Prozent sind für Norm 2.85 Die dritte Norm86 fand kaum Anhänger. 

Über die Hälfte der Senatoren waren also für die möglichst rasche Aufstellung eines strategi-

schen Raketenabwehrschildes. 

 

3.4.3.  Partei- und Wahlprogramme der Republikaner und Demokraten 

Die zwei großen Parteien der USA, die das politische System dominieren, sind die Republi-

kaner und die Demokraten. Ich werde mich auf diese zwei Parteien konzentrieren, weil die 

anderen Parteien nur eine marginale Rolle im politischen System der USA einnehmen. Diese 

beiden Parteien spiegeln die wertegestützten, intersubjektiv geteilten Erwartungen angemes-

senen Verhaltens besser wider. Besonders ertragreich sind die Programme, die im Vorfeld der 

Präsidentschaftswahlen in den Wahlplattformen formuliert werden. Zuerst werde ich mich mit 

den Ausführungen der Republikaner zum Thema strategische Raketenabwehr beschäftigen. 

1992 stellte sich die Republikanische Partei hinter die Idee eines strategischen Raketenab-

wehrsystems (damals noch SDI):  
“Republicans will preserve the nation’s access to space for defense, as well as for other purposes, and 
ensure that space technology does not fall into dangerous hands. Transformed by the collapse of 
communism, our Strategic Defense Initiative (SDI) is now designed to provide the United States and 
our allies with global defenses against limited ballistic missile attacks. SDI is the greatest investment 
in peace we could ever make.“ 

                                                           
82  Dazu stellt die Raketenabwehrforschung International einen Artikel bereit. Raketenabwehrforschung Interna-

tional: Der National Missile Defense Abstimmungsindex: Der Senat, http://www.hsfk.de/abm/kongress/senat 
/mvisenat.pdf (aufgerufen am 23. August 2002) 

83  Norm 1: Es soll so schnell wie möglich eine strategische Raketenabwehr errichtet werden. 
84  Als Beleg siehe beispielsweise die Abstimmung zur Chochran Bill 1998, die als Vorläufer des National Mis-

sile Defense Act of 1999 angesehen wird. Hier stimmten 59 für diese Gesetzesvorlage und nur 41 dagegen. 
Siehe auch die Abstimmung darüber, ob das Durbin Amendment (2000) angenommen werden soll. Dieses 
Amendment sollte festschreiben, dass in einem unabhängigen Expertengremium untersucht werden soll, ob 
es technologisch machbar ist, Gegenmaßnahmen gegen Täuschkörper und Penetrationshilfen zu entwickeln. 
Dieses Amendment wurde mit 52 Gegenstimmen abgelehnt. 

85  Norm 2: Es soll nach sorgfältiger Überlegung und nach Berücksichtigung wichtiger Kriterien ein Raketen-
abwehrsystem errichtet werden. 

86  Norm 3: Es soll kein strategisches Raketenabwehrsystem gebaut werden. 
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Und weiter: “We will move beyond the ABM Treaty to deploy effective defenses with the goal of 
someday eliminating, not merely reducing, the threat of nuclear holocaust.“87 
 

1996 konkretisierten die Republikaner ihre Forderung. Ein umfassender Schutz für alle US-

Amerikaner gegen ICBMs wurde befürwortet und mit einer spezifischen Zeitvorstellung ver-

knüpft:  
“The Republican Party is committed to the protection of all Americans – including our two million 
citizens in Alaska and Hawaii – against missile attack. We are determined to deploy land-based and 
sea-based theater missile defense as soon a possible, and a national system thereafter.“ 
Und weiter: “We therefore endorse the Defend America Act of 1996, introduced by Senator Bob Dole 
which calls for a national missile defense system for all fifty States by the year 2003.“88 
 

Vor zwei Jahren, also 2000, konnte man ähnliche programmatische Forderungen erkennen. 

Ziel war es nun, einen umfassenden Schild zu erstellen, der nicht nur die amerikanische Be-

völkerung und Truppen beschützen solle, sondern auch Alliierte miteinschließe. Dieser Schild 

müsse notfalls auch gegen den Widerstand der Russen und anderer Nationen durchgesetzt 

werden: 
“America must deploy effective missile defense, based on an evaluation of the best available options, 
including sea-based, at the earliest possible date. These defenses must be designed to protect all 50 
states, America’s deployed forces overseas, and our friends and allies in the fellowship of freedom 
against missile attacks by outlaw states or accidental launch.“ 
Und weiter: “We will seek a negotiated change in the Anti-ballistic Missile (ABM) Treaty that will al-
low the United States to use all technologies and experiments required to deploy robust missile de-
fenses.“ 
Und wenig später: “If Russia refuses to make the necessary changes, a Republican president will give 
prompt notice that the United States will exercise the right guaranteed to us in the treaty to withdraw 
after six months.“89 

Inwieweit sind die Wahlprogramme der Demokraten mit denen der Republikaner kongruent? 

Gibt es Gemeinsamkeiten, oder haben wir es mit anderen Erwartungen angemessenen Verhal-

tens zu tun? 1992 war von der Idee eines strategischen Abwehrschirmes noch nicht die Rede. 

Es wurde auf die Logik der gegenseitig gesicherten Vernichtung verwiesen. Diese sei ausrei-

chend, um alle denkbaren Bedrohungen abzuschrecken.90 Vier Jahre später änderte sich diese 

Einschätzung. Nun wurde argumentiert, dass die Abschreckungsmechanismen nicht gegen 

irrationale Diktatoren aus der Dritten Welt funktionieren würden. Deshalb sei es sinnvoll, ein 

strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten:  
“The Democratic Party is committed to a strong and balanced National Missile Defense (NMD) pro-
gram.“ Und weiter: “To prepare for the possibility of a long range attack on America soil by a rogue 

                                                           
87  1992 Republican Platform, http://www.fas.org/spp/starwars/elect96/plat92_r.htm (aufgerufen am 25. April 

2002) 
88  1996 Republican Platform, http://www.fas.org/spp/starwars/elect96/plat96_r.htm (aufgerufen am 25. April 

2002) 
89  Principled American Leadership, http://www.rnc.org/GOPinfo/Platform/2000platform8 (aufgerufen am 25. 

April 2002) 
90  Im Programm steht folgendes: “...a survivable nuclear force to deter any conceivable threat...“, in: 1992 De-

mocratic Platform, http://www.fas.org/spp/starwars/elect96/plat92_d.htm (aufgerufen am 25. April 2002) 
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state, the Clinton Administration is committed to deploying by the year 2000 a defensive system that 
could be deployed by 2003, well before the threat becomes real.“91 
 

Dies solle aber innerhalb der bestehenden Rüstungskontrollstruktur erfolgen. M.a.W. der 

ABM-Vertrag stand nicht zur Disposition. 2000 positionierte sich die demokratische Partei 

ähnlich. Eine Aufstellung wurde an die Erfüllung von verschiedenen Kriterien geknüpft:  
“Al Gore and the Democratic Party support the development of the technology for a limited national 
missile defense system that will be able to defend the U.S. against a missile attack from a state that 
has acquired weapons of mass destruction despite our efforts to block their proliferation. A decision to 
deploy such a system should be based on four criteria: the nature of threat, the feasability of the tech-
nology, the cost, and the overall impact on our national security, including arms control. The Democ-
ratic Party places a high value on ensuring that any such system is compatible with the Anti-Ballistic 
Missile Treaty.“92 
 

Fassen wir die Ergebnisse zusammen. Die Republikaner waren über den gesamten Untersu-

chungszeitraum für die Aufstellung des Abwehrschirmes und gegen den ABM-Vertrag. Zu-

erst sollte nur die Bevölkerung geschützt werden. Später wurde dann auch der Schutz der ei-

genen Truppen und von Alliierten Teil der Erwartung. Dagegen waren die Demokraten an-

fangs gegen ein solches System. Sie veränderten ihre Einstellung jedoch und waren unter be-

stimmten Bedingungen dafür. Man wollte ein umfassendes NMD bauen und das innerhalb der 

bestehenden Rüstungskontrollstruktur.93 Ab 2000 knüpften die Demokraten vier Bedingungen 

an eine Aufstellung.  

Demokraten und Republikanern war gemeinsam, dass sie für die Aufstellung eines strategi-

schen Raketenabwehrschirmes waren. Somit besassen sie einen hohen Grad an Kommunali-

tät. Zudem war diese Norm ausreichend spezifisch. Sie lautete: Es sollte ein strategisches 

Raketenabwehrsystem gebaut werden. Allerdings gab und gibt es unterschiedliche Erwartun-

gen über die Vorgehensweise. Republikaner wollten und wollen das System um jeden Preis, 

notfalls auch unilateral. Die Demokraten wollten und wollen ihre Bedingungen erfüllt wissen. 

 

3.4.4.  Umfragedaten 

Vor dem Jahr 1996 gab es kaum taugliche Umfragen bezüglich der öffentlichen Meinung zur 

Aufstellung eines strategischen Raketenabwehrsystems. 1996 führte die Coalition to Reduce 

                                                           
91  1996 Democratic Platform, http://www.fas.org/spp/starwars/elect96/plat96_d.htm (25. April 2002) 
92  2000 Democratic Platform: Peace, http://www.democrats.org/about/platform1.html#peace (aufgerufen am 

25. April 2002) 
93  Hier scheint mir ein inhärenter Widerspruch aufzutreten. Der ABM-Vertrag erlaubt nur ein sehr begrenztes 

System. Die Forderung nach einem umfassenden System, dass die gesamte USA schützen soll, wäre nicht 
vertragskonform. Der Vertrag müsste dafür umgeändert oder gekündigt werden. Einige Autoren argumentie-
ren, dass eine Modifikation, die darauf abzielt, dass die USA ein umfassendes strategisches Raketenabwehr-
system errichten dürfen, den Zweck des Vertrages, nämlich die Absicherung der Abschreckung, unterminiert. 
Damit würde der Vertrag sinnlos. 
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Nuclear Dangers eine Umfrage durch.94 Gefragt wurde, ob die Bevölkerung den Defend A-

merica Act95 unterstütze oder nicht. 27 Prozent waren dafür, 22 Prozent dagegen. Die größte 

Gruppe, nämlich 44 Prozent, war unentschieden. Im gleichen Jahr untersuchte auch die Mell-

man Group96 die Zustimmungsrate zum Defend America Act. Ebenfalls 27% unterstützten den 

Act, während 32% dagegen waren. 37% wollten sich nicht festlegen.97  

1998 führten The Claremont Institute, The Center for Security Policy, die Free Congress 

Foundation, das Family Research Council und die Heritage Foundation eine gemeinschaftli-

che Untersuchung durch. Sie ermittelten einen großen Grad an Zustimmung für ein Raketen-

abwehrsystem. So waren 86% dafür, ein Raketenabwehrsystem aufzubauen, um ballistische 

Raketen abfangen zu können. Immerhin rund zwei Drittel der Befragten sprachen sich selbst 

dann für die Aufstellung eines Abwehrschirmes aus, wenn dieser sehr teuer und nicht hundert 

Prozent effektiv werden würde.98  

ABC-News99 ermittelte 2000 eine Zustimmung von 44 Prozent der Befragten, die sagten, dass 

das Programm sein Geld wert sei. 53 Prozent waren gegen die Aufstellung. Sie nannten als 

Gründe die hohen Kosten, die Ineffektivität und die Gefahr eines neuen Wettrüstens. Die letz-

te mir bekannte Umfrage100 ergab wiederum ein anderes Bild. 2001 waren 44% der Befragten 

für die Aufstellung eines NMD. Nur 20% sprachen sich dagegen aus, 36% waren sich unsi-

cher. Allerdings waren 48% dagegen, deshalb den ABM-Vertrag zu kündigen. Den Bruch des 

Vertrages unterstützten nur 31%.101 

                                                           
94  http://www.clw.org/pub/clw/coalition/pollbmd2.htm ( aufgerufen am 21. März 2002) 
95  Ich möchte den Kern dieser Gesetzesvorlage zitieren: “Sec. 3. National Missile Defense Policy. (a) It is the 

policy of the United States to deploy by the end of 2003 a National Missile Defense system ...“. Zudem wird 
der Präsident aufgefordert, mit den Russen über die Veränderung des ABM-Vertrages in Verhandlung zu tre-
ten. Vgl. http://www.fas.org/spp/starwars/congress/1996/s960321a.htm (aufgerufen am 3. Juli 2002) 

96  http://www.clw.org/pub/clw/coalition/pollbmd.htm (aufgerufen am 19. März 2002) 
97  Diese Ergebnisse sind etwas „verzerrt“, da vor dieser Frage die Feststellung getroffen wurde, dass ein solches 

System sehr teuer werden würde.  
98  http://www.claremont.org/ballmiss/bmd_poll.cfm (aufgerufen am 5. März 2002); Vergleiche dazu die Kritik 

von John Isaacs (http://www.clw.org/pub/clw/coalition/clw0798.htm (aufgerufen am 19. März 2002)). Er kri-
tisierte die Methodik der Umfrage und nennt fünf grundlegende Fehler der Umfrage. Erstens würde unter-
stellt werden, dass Russland und China eine akute Bedrohung für die USA darstellen würden. Zweitens wür-
de die Umfrage eine Angst-Klausel in der Frage verwenden: “Given the fact that the United States cannot 
currently stop even one incoming missile...“. Drittens würden die Kosten für ein solches Programm untertrie-
ben. Ebenso werde die Effektivität als zu hoch eingestuft. Letztlich werde eine Can-Do-Philosophie als Basis 
genommen. 

99  http://www.clw.org/pub/clw/coalition/briefv4n5.htm (aufgerufen am 19. März 2002) 
100  http://www.clw.org/pub/clw/coalition/briefv5n11.htm (aufgerufen am 19. März 2002) 
101  Wie man sehen konnte, kommen die unterschiedlichen gängigen Untersuchungen zu sehr unterschiedlichen 

Ergebnissen. Woher kommt das? Meist werden die Umfragen von gesellschaftlichen Gruppen durchgeführt 
oder in Auftrag gegeben, die sich stark für oder gegen eine Aufstellung aussprechen. Deshalb nimmt es nicht 
Wunder, dass nicht immer methodisch sauber gearbeitet wurde. Beliebt bei diesen Umfragen war, dass sie 
umstrittenes Wissen vor entscheidende Fragen gestellt haben. Dieses Wissen verzerrte die Ergebnisse. Rake-
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Eine Auswertung der Indikatoren auf sozietaler Ebene scheint darauf hinzudeuten, dass es 

eine soziale Norm gab, die einen ausreichenden Grad an Kommunalität und Spezifizität be-

saß. Inhalt dieser Norm war, dass die USA ein umfassendes strategisches Raketenabwehrsys-

tem errichten sollen. Diese Norm verstärkte sich leicht im Untersuchungszeitraum.  

 

3.5.  Zusammenfassung 
In einem weiteren Schritt geht es darum, die sozietale Norm mit der transnationalen Norm zu 

vergleichen. Was erwartete die internationale Gesellschaft von den USA? Sie erwartete, dass 

sich die USA an die Bestimmungen des ABM-Vertrages halten. Dieser erlaubte nur ein sehr 

begrenztes, örtlich gebundenes strategisches Raketenabwehrsystem. Sozietale Norm war da-

gegen, dass die USA ein umfassendes Abwehrsystem errichten sollen. Somit bestand Dissens 

über die Gestalt eines strategischen Raketenabwehrsystems.102 Man kann in diesem Fall von 

konfligierenden Normen auf sozietaler und transnationaler Ebene sprechen. Die Forscher um 

Volker Rittberger haben für den Fall Deutschland die Konvention getroffen, dass bei konfli-

gierenden Normen auf sozietaler und transnationaler Ebene der Konstruktivismus keine Aus-

sage über außenpolitisches Verhalten treffen kann.103 Gilt dies auch für die USA? Man könnte 

argumentieren, dass die USA aufgrund ihrer ethnozentrischen Weltsicht und ihrer Super-

machtstellung eine Identität entwickelt haben, für die innergesellschaftliche Werte und Nor-

men wichtiger sind als die der transnationalen Ebene. Somit müsste man den sozialen Normen 

der sozietalen Ebene den Vorrang vor transnationalen Normen einräumen. Diese Argumenta-

tion besitzt durchaus Plausibilität. Da sie meines Wissens jedoch noch nicht ausreichend theo-

retisch ausgearbeitet wurde, übernehme ich die Konvention der Tübinger Forscher. Bei kon-

fligierenden Normen auf sozietaler und transnationaler Ebene kann der Konstruktivismus kei-

                                                                                                                                                                                     
tenabwehrbefürworter betonten immer die Gefahr anderer Staaten für die USA und den Weltfrieden, und 
wiesen darauf hin, dass sich die USA dagegen nicht wehren könnten. Raketenabwehrgegner dagegen verwie-
sen stets auf die hohen Kosten, die technischen Schwierigkeiten und die Gefahr eines neuen Wettrüstens. 
Beide Themenarrangements beeinflussten die Beantwortung der Frage, ob man für oder gegen ein Abwehr-
system ist. Vgl. auch Jacubowski, Mirko (2000): Öffentliche Meinung, Gesellschaftliche Gruppen und Rake-
tenabwehr in den USA, Raketenabwehrforschung International, Bulletin No. 5 (Frühjahr 2000), 
http://www.hsfk.de/abm/bulletin/jacubo1.htm (aufgerufen am 19. Februar 2002) 

102  Vgl. die Einschätzung von Neuneck, Götz/Schaaf, Michael (2000): Die Systemarchitektur der „National 
Missile Defense“ und die Verträglichkeit mit dem ABM-Vertrag, Raketenabwehrforschung International, 
Bulletin Nr. 1, Frühjahr 2000 (Update September 2000), http://www.hsfk.de/abm/bulletin/neun1a.htm (auf-
gerufen am 10. Juli 2002). Er ist der Meinung, dass die geplante Systemarchitektur unmöglich im Rahmen 
des ABM-Vertrages gebaut werden könnte. So werde Alaska als Stationierungsort für die ersten 100 Abfang-
raketen gehandelt. Juni 2002 war Baubeginn. Dies ist nicht vertragskonform gewesen. 

103  Vgl. Boekle, Henning/Rittberger, Volker/Wagner, Wolfgang (2001), a.a.O., 114 
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ne Prognose über außenpolitisches Verhalten formulieren.104 In unserem Fall existieren unter-

schiedliche soziale Normen. Für den Konstruktivismus sind die verstärkten Bemühungen der 

USA, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten, ein Rätsel. Infolgedessen scheint 

es gerechtfertigt, die verstärkten Bemühungen der USA, ein strategisches Raketenabwehrsys-

tem zu errichten, mit einer anderen Theorie der Internationalen Beziehungen zu erklären, 

nämlich dem Neorealismus.  

 

                                                           
104  Diese Schlussfolgerung würde auch der Beitrag von Harald Müller (1993) zulassen. Er zeigt gerade, dass 

Normen und Werte der internationalen Ebene einen Einfluß in den USA hatten und haben. 
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4. Neorealismus: Externe Sicherheitsbedrohung  

Für den Neorealismus müsste eigentlich dieser Fall einen Easy-Case darstellen. Er bean-

sprucht für sich, besonders im sicherheits- und verteidigungspolitischen Politikbereich (High 

Politics) aussagekräftig zu sein. Stephen Walt hält ihn sogar für die überzeugendste Theorie, 

um Phänomene der internationale Beziehungen zu erklären: “...realism remains the most 

compelling framework for understanding international relations.“105 

Stephen G. Brooks106 schreibt in einem häufig zitierten Artikel in International Organization 

1997, dass es verschiedene Ansätze des Neorealismus gäbe. Ein Kriterium, das helfe, die ver-

schiedenen Neorealismen zu unterscheiden, sei, ob die Staaten ihr Verhalten an der Möglich-

keit (Balance-of-Power) oder der Wahrscheinlichkeit (Balance-of-Threat) einer Aggression 

ausrichten. Stephen Walt107 gilt als einer der renommiertesten Vertreter der Balance-of-

Threat-Theorie, welche erwartet, dass Staaten ihr Verhalten nach der Wahrscheinlichkeit ei-

ner Bedrohung ausrichten. Kenneth Waltz,108 einer der prominentesten Vertreter der Balance-

of-Power-Theorie, dagegen erwartet, dass Staaten ihr Verhalten nach den Fähigkeiten (capa-

bilities) eines anderen Staates orientieren. Die Intentionen des anderen Staates werden als 

unwichtig angesehen. Michael Mastanduno109 will für die USA nachgewiesen haben, dass die 

Balance-of-Power-Theorie im Bereich der Außenwirtschaftspolitik der USA, und die Balan-

ce-of-Threat-Theorie im Bereich der Außensicherheitspolitik der USA110 deren Verhalten am 

besten erklären kann.  

Ich will diese Idee aufnehmen und versuchen zu prüfen, ob diese Feststellung Mastandunos 

auf den Versuch der USA zutrifft, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten. Dazu 

ist eine eingehendere Beschäftigung mit Mastanduno nötig. Sein Argument lautet, dass die 

USA die beherrschende und bestimmende Macht im internationalen System darstellten. Die-

sen unipolaren Moment wollten die USA verlängern.111 Dazu verfolgten die USA eine Politik, 

die mögliche Herausforderer davon abhalte, den Status Quo zu verändern. Gegenüber Status-
                                                           
105  Walt, Stephen M. (1998): International Relations: One World, Many Theories, in: Foreign Policy, No. 110, 

43 
106  Vgl. Brooks, Stephen G. (1997): Dueling Realism, in: International Organization Vol. 51, No. 3 (Summer 

1997), 445-477 
107  Vgl. Walt, Stephen M. (1987): The Origins of Alliances, Ithaca and London: Cornell University Press 
108  Siehe Waltz, Kenneth (1979): Theory of International Politics, New York: Random House 
109  Mastanduno, Michael (1999): Preserving the Unipolar Moment: Realist Theories and U.S. Grand Strategy 

After the Cold War, in: Kapstein, Ethan B./Mastanduno, Michael (Eds.): Unipolar Politics. Realism and State 
Strategies After the Cold War, New York: Columbia University Press, 138-171 

110  Zu der auch der Aufbau eines strategischen Raketenabwehrsystems zu zählen ist. 
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Quo-Staaten prognostiziere die Balance-of-Threat-Theorie, dass die USA eine Politik der 

Anpassung (accomodation) und der Beruhigung (reassurance) wählen werden.112 Dazu 

schreibt Mastanduno:  
“Specifically, we should expect the dominant state to avoid, in its own foreign policy, behavior that 
would be perceived as threatening by status quo states; to help to deter or deflect other threats to the 
security of status quo states; and to help to provide `outlets’ or opportunities for status quo states to 
demonstrate power or enhance prestige without challenging the existing order.“113  
 

Demgegenüber sollten die USA eine Politik der Eindämmung und Konfrontation gegenüber 

Revisionisten verfolgen.114 Länder, deren Weg hin zu einer Status-Quo- oder revisionistischen 

Macht noch nicht klar ersichtlich sei,115 sollten eingebunden werden:  
“Balancing-of-threat theory leads us to anticipate that the dominant state will approach these chal-
lengers with policies of accomodations in the hope of nudging them to support the status quo, rather 
than with policies of confrontation that would drive them unambigously into the revisionist camp.“116 
 

Mastanduno kommt nach der Beobachtung der Empirie zu dem Fazit, dass die Balance-of-

Threat-Theorie eine stichhaltige Erklärung für das Verhalten der USA im Bereich der Sicher-

heitspolitik seit dem Ende des Kalten Krieges offeriere.117 

 

4.1.  Unabhängige Variable und deren Operationalisierung 
Bei der Balance-of-Threat-Theorie steht die Wahrscheinlichkeit einer Aggression (Externe 

Sicherheitsbedrohung) als unabhängige Variable im Vordergrund. Diese kann man mit Hilfe 

der Capabilities (Fähigkeiten) und der Intentions (Absichten) der Staaten der Referenzgruppe 

ermitteln.118  

Fähigkeiten werden zunächst einmal in absoluten Daten erfasst. Für die Außenpolitikanalyse, 

und darauf haben Baumann et al. richtigerweise hingewiesen, muss diese Variable zu einer 

                                                                                                                                                                                     
111  Mastanduno, Michael (1999), a.a.O., 147 
112  Mastanduno, Michael (1999), a.a.O., 148 
113  Mastanduno, Michael (1999), a.a.O., 148 
114  Mastanduno, Michael (1999), a.a.O., 148 
115  Länder, die dieses Kriterium erfüllen, werden im folgenden von mir „unsichere Kantonisten“ genannt wer-

den. 
116  Mastanduno, Michael (1999), a.a.O., 148/149 
117  Mastanduno, Michael (1999), a.a.O., 156 
118  So zumindest die Operationalisierung von Stephen Walt (1987), a.a.O., 5, die ich hier übernehmen will. Er 

nennt zwei weitere Indikatoren, die ich hier nicht aufnehmen will: Geographische Nähe und Offensiv-
Fähigkeiten. Dazu ist folgendes zu sagen: Der Indikator geographische Nähe ist für einen so kurzen Untersu-
chungszeitraum nicht aussagekräftig, da er nicht variiert. Er eignet sich besser für Querschnittsanalysen als 
für Längsschnittstudien. Der Indikator Offensiv-Fähigkeiten ist äußerst schwer zu operationalisieren. Meines 
Erachtens macht eine Unterscheidung in offensive und defensive Fähigkeiten zudem keinen Sinn, denn auch 
defensive Systeme können eine offensive Wirkung entfalten. Außerdem wird in der gängigen Literatur im-
mer auf die Schwierigkeiten einer Definition verwiesen.  
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relationalen Variablen transformiert werden.119 Das heißt, die Fähigkeiten eines Staates müs-

sen in Bezug zu den anderen Staaten der Referenzgruppe gesetzt werden. Baumann et al. 

schlagen vor, dass man diese Position mit folgenden Indikatoren messen kann: Einwohner-

zahl, Territoriumsgröße, Größe des Bruttoinlandsproduktes, Größe des Außenhandelsvolu-

mens, Höhe der Militärausgaben und Armeestärke.  

Absichten lassen sich durch die Beobachtung des öffentlichen Diskurses der politischen Elite 

messen. Dabei ist entscheidend, welches Bild die politische Elite von den USA zeichnet. 

Zwar bedeutet diese Operationalisierung eine Aufweichung der objektivistischen Theorie des 

Neorealismus, andrerseits stellt sie eine Operationalisierung dar, die dem Kriterium der Vali-

dität am besten entspricht.  

Dabei kann man davon ausgehen, dass sich die externe Sicherheitsbedrohung der USA dann 

erhöht, wenn die eigene relative Machtposition geschwächt wird, bzw. die der anderen Staa-

ten besser wird, und wenn sich die Absichten der Staaten der Referenzgruppe gegenüber den 

USA negativ färben.120  
 

Deutschland, Japan, Russland und China bilden die Staaten der Referenzgruppe.121 Deutsch-

land und Japan haben nach dem Zerfall der UdSSR die größte militärische Sicherheitsbedro-

hung verloren. Da beide Staaten zu den Auslösern des Zweiten Weltkrieges gehörten, besteht 

zumindest die theoretische Möglichkeit, dass sie sich aus der Umklammerung Amerikas be-

freien und Ansprüche auf einen neuen Platz im internationalen Gefüge anmelden könnten. Die 

SU war dagegen der letzte große globale Gegenspieler der USA. Der Zerfall der UdSSR 

brachte viele neue Staaten hervor. Der größte Staat und Rechtsnachfolger, Russland, sucht 

                                                           
119  Vgl. Baumann, Rainer/Rittberger, Volker/Wagner, Wolfgang (2001): Neorealist Foreign Policy, in: Volker 

Rittberger (Ed.): German Foreign Policy Since Unification. Theories and Case Studies, Manchester: Man-
chester University Press 

120  Das heißt, dass diese Staaten bzw. deren politische Eliten die USA zunehmend als feindlichen und aggressi-
ven Staat wahrnehmen. 

121  Grundlage für die Auswahl der Staaten der Referenzgruppe ist, dass sie aufgrund ihrer Machtressourcen die 
USA ernsthaft in ihrer Existenz bedrohen bzw. erhebliche Schäden zufügen könnten. M.a.W. der Neorealis-
mus berücksichtigt nur Großmächte. Diese vier Staaten erfüllen dieses Kriterium. Großbritannien und Frank-
reich sind Grenzfälle. Zwar könnte man argumentieren, dass auch sie eine theoretische Bedrohung für die 
USA darstellten, doch in der wissenschaftlichen Literatur werden sie äußerst selten genannt. Häufig werden 
sie gemeinsam mit Deutschland in Verbindung zur Europäischen Union als Akteur gebracht. Ich sehe dage-
gen nicht, wie die EU in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik schon als Akteur bezeichnet werden kann. 
Ihr fehlen Kapazitäten (noch unterstehen die Armeen den einzelnen Mitgliedsstaaten) und eigenständige 
Kommandostrukturen. Ebenso gehören die Staaten, die gemeinhin als Schurkenstaaten bezeichnet werden, 
nicht in die Referenzgruppe. Nordkorea, Irak, Iran, Syrien und Lybien haben nicht genügend Machtressour-
cen, um die USA wirklich ernsthaft zu bedrohen. Sie sind keine Großmächte. Die Militärausgaben von Irak, 
Iran und Norkorea liegen zusammengenommen bei ungefähr 10 Mrd. US-$ jährlich. Die USA dagegen geben 
rund 250-300 Mrd. US-$ jährlich für ihr Militär aus. Ein ähnliches Argument gilt auch für Indien. Zwar 
nimmt das Land eine beeindruckende Entwicklung, doch reichen die Machtressourcen noch nicht aus, um die 
USA in ihrer Existenz zu bedrohen und als Großmacht zu gelten.  
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noch seine neue Rolle im internationalen System. Russland besitzt zudem noch ein ungeheu-

res Potential an Nuklearsprengköpfen. Viele Experten erwarten, dass der Platz, den ehemals 

die UdSSR eingenommen hatte, in absehbarer Zeit von den Chinesen übernommen werden 

wird. Sie werden aufgrund ihrer Ressourcen als neuer Konkurrent gehandelt. Die von mir 

genannten Länder könnten die USA regional oder global herausfordern. Eine Allianzbildung 

zwischen diesen Staaten würde diese Herausforderung noch verstärken. 

Welcher Zusammenhang besteht zwischen der Wahrscheinlichkeit einer externen Bedrohung 

und dem Aufbau eines strategischen Raketenabwehrsystems? Wenn die Sicherheitsbedrohung 

zunimmt, wird es zunächst wahrscheinlicher, dass die USA Ziel eines Angriffes werden könn-

ten. Wenn die Entfernung zum Aggressor groß ist, und hiervon ist aufgrund der besonderen 

geostrategischen Lage der USA auszugehen, wird es ratsam für den Aggressor sein, Langstre-

ckenwaffen zu verwenden. Solche Langstreckenwaffen sind ICBMs, die mit Sprengköpfen 

bestückt würden, die Massenvernichtungsmittel beinhalten. Diese Waffen wären als einzige 

Waffensysteme in der Lage, ungehindert die USA zu treffen und damit großen Schaden anzu-

richten.122 Die USA versuchen, diese Bedrohung der Sicherheit mit geeigneten Instrumenten 

abzuwehren. Die Balance-of-Threat-Theorie hält dafür zwei Strategien bereit: externes Ba-

lancing (Allianzbildung) und internes Balancing (Bsp. Rüstung). Die USA werden von der 

Idee einer Allianz Abstand nehmen, weil sie alleine über genügend Machtressourcen verfü-

gen. Allianzen sind zudem immer mit Unsicherheiten verbunden und nur temporäre Epiphä-

nomene der Machtverteilung. Deshalb vertrauen die USA auf ihre eigene Stärke und betreiben 

internes Balancing. Eine Form des internen Balancing ist Rüstung, die hier in Form des Auf-

bau eines strategischen Raketenabwehrsystems auftritt.123 Ein solches System würde die Si-

cherheitsbedrohung durch ICBMs reduzieren. 
 

Die Hypothese, die ich überprüfen will, lautet daher: Wenn die externe Sicherheitsbedrohung 

der USA zugenommen hat, werden die USA versuchen, ein strategisches Raketenabwehrsys-

tem zu errichten.  

 

                                                           
122  Außer terroristischen Anschlägen sind keine anderen Angriffsarten denkbar. Grund hierfür dürfte die ameri-

kanische See- und Lufthoheit sowie die geostrategische Insellage der USA sein. 
123  Voraussetzung wäre freilich, dass ein solches System effektiv wäre. In der naturwissenschaftlichen Gemein-

schaft ist dies zwar umstritten. Ich werde jedoch davon ausgehen, dass es möglich ist, ein solches System ef-
fektiv zu gestalten.  
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4.2.  Überprüfung der Hypothese  

4.2.1.  Fähigkeiten124 

Beginnen möchte ich mit der Darstellung des Indikators Fähigkeiten. Betrachten wir zunächst 

die klassischen Indikatoren Bevölkerungszahl und Größe des Territoriums. Bei diesen beiden 

Indikatoren waren die Werte im untersuchten Zeitraum nahezu konstant. So machte die Flä-

che der USA rund 26 Prozent, die Fläche Deutschlands und Japans jeweils ein Prozent, die 

Russlands 46% und die Chinas etwa 26% aus. Bei den Einwohnern konnten die USA einen 

kleinen Zuwachs verzeichnen. Waren 1995 noch 14% der Menschen innerhalb der Referenz-

gruppe Amerikaner, so waren es 2001 15 Prozent. Auch Chinas Anteil hat sich geringfügig 

von 66% (1995) auf 67% (2001) vergrößert. Deutschlands Anteil bewegte sich dagegen um 

die vier Prozent. Sieben Prozent machte der Anteil Japans in diesem Zeitraum aus. Letztlich 

waren acht Prozent der Menschen der Bezugsgröße Russen. 

Bei den ökonomischen Indikatoren ergaben sich die größten Veränderungen. Zuerst möchte 

ich die Exportanteile betrachten. Die USA konnten ihren Anteil von 33% in 1995 auf 36% in 

1999 steigern. Im gleichen Zeitraum sank dagegen der Anteil Japans von 25% in 1995 auf 

22% in 1999. Der deutsche Anteil schwankte um die 28 bzw. 29%. Chinas Anteil vergrößerte 

sich von acht Prozent 1995 auf zehn Prozent 1999. Von fünf auf vier Prozent reduzierte sich 

dagegen der russische Anteil.  

Beim BIP kam es sogar zu noch größeren Veränderungen. So konnten die USA ihren Anteil 

von 46% in 1995 auf 55% in 1999 steigern. Zeitgleich reduzierte sich der deutsche Anteil von 

15 auf 14 Prozent. Den größten Einbruch verzeichnete Japan: Sein Anteil sank von 32 auf 24 

Prozent. China konnte dagegen seinen Anteil von vier auf sechs Prozent steigern. Russlands 

Quote schwankte um die zwei Prozent. 

Letztlich gilt es noch, die militärischen Indikatoren zu untersuchen. Beginnen werde ich mit 

der Armeestärke. Hier konnten die USA ihren Anteil von 23% in 1995 auf 25 Prozent in 2000 

erhöhen. Auch Deutschland konnte im Untersuchungszeitraum seinen Anteil geringfügig von 

fünf auf sechs Prozent steigern. Japans Anteil schwankte um die vier Prozent. Russland dage-

gen startete 1995 mit einem Anteil von 23 Prozent und büßte bis 2000 rund vier Prozent ein. 

China konnte seinen Anteil von 45 auf 46% erhöhen. 

Welche Ergebnisse erbringt eine Auswertung des Indikators Militärausgaben? Die Quote der 

USA verringerte sich von 68% in 1995 auf 67% in 2000. Die gleiche Entwicklung nahmen 

                                                           
124  Die ausführlichen Daten sind, in Tabellen zusammengefasst, im Anhang dieser Arbeit (Seite 108ff.) zu fin-

den. 
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die Militärausgaben in Deutschland, auch sie verringerten sich um ein Prozent auf sieben Pro-

zent. Japans Ausgaben schwankten um die neun Prozent. Gleiches gilt für die Russen. Ihr 

Anteil schwankte um die zehn Prozent. Einzig China erhöhte seinen Anteil an Militärausga-

ben von drei auf sechs Prozent. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es bei den klassischen Indikatoren zu keinen 

nennenswerten Veränderungen gekommen ist. Anders verhält es sich bei den ökonomischen 

Indikatoren. Hier konnten die USA ihre relative Machtposition ausbauen. Der Anteil anderer 

Staaten, mit Ausnahme von China, das seinen Anteil geringfügig erhöhen konnte, verringerte 

sich. Auch bei den Militärausgaben überragten die USA die anderen Staaten. Über zwei Drit-

tel aller Ausgaben in der Bezugsgruppe wurden von den USA bestritten. Nur China erhöhte 

seine Militärausgaben entscheidend. Der Indikator Armeestärke zeigte keine Veränderungen.  

Die USA besaßen eine Ausnahmestellung im ökonomischen und militärischen Bereich. Sie 

erwirtschafteten mehr als die Hälfte des BIP in der Bezugsgruppe und gaben mehr Geld für 

ihr Militär aus als alle anderen Staaten zusammen. China verbesserte seine relative Machtpo-

sition moderat, während hingegen Deutschland, Japan und Russland geringe Einbussen zu 

verzeichnen hatten. Eine Zunahme an bedrohenden Fähigkeiten scheint im Beobachtungszeit-

raum also nicht gegeben zu sein.125 Deshalb drängt sich die Frage nach den Absichten der 

Staaten auf. Haben sich diese verändert? 

 

4.2.2.  Absichten 

Wie äußerten sich die politischen Eliten der Staaten innerhalb der Referenzgruppe über die 

USA? Wurden die USA als Freund, als Feind oder einfach als anderer neutraler Staat gese-

hen? Befürworteten diese Eliten den Status Quo, also die Anerkennung der Supermachtstel-

lung der USA, oder wollten sie diese herausfordern? Diese Fragen gilt es zu klären. Dabei soll 

nur die sicherheitspolitische Dimension betrachtet werden. Es kann sehr wohl möglich sein, 

dass ein Staat die USA im sicherheitspolitischen Bereich als Freund ansehen und deren Stel-

lung erhalten wollen, andrerseits auf ökonomischem Gebiet die USA herausfordern. Da ande-

re Politikbereiche als die Sicherheitspolitik als Low Politics angesehen werden, ist diese Ein-

schränkung legitim. Dabei wird der de facto mächtigsten Person im politischen System die 

                                                           
125  Wenn wir die Fähigkeiten anders operationalisiert hätten (issue-area power), dann wären wir zu dem glei-

chen Ergebnis gelangt. Indikatoren wären dann die relative Anzahl der strategischen Waffensysteme 
(ICBMs, Langstreckenbomber, strategische U-Boote, SLBMs, nukleare Sprengköpfe) gewesen. Auch hier 
lässt sich vermutlich beobachten, dass sich die Position der USA gegenüber den anderen Staaten keinesfalls 
verschlechtert hat.  
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größte Aufmerksamkeit zu Teil, da der Neorealismus davon ausgeht, dass Staaten nach außen 

als einheitliche Akteure (unitary actor) auftreten. 
 

China  

Das Bild der chinesischen politischen Elite von den USA war nicht eindeutig.126 Einerseits 

wurden die USA als Partner angesehen, andrerseits gingen viele davon aus, dass die USA der 

weltpolitische Gegenspieler für China sei.127 Ein Mitglied des Politbüros beschrieb dies tref-

fend:  
“According to the global hegemonist strategy of the United States, its main rival at present is the PRC. 
Interfering in China, subverting the Chinese government, and strangling China’s development are stra-
tegic principles pursued by the United States.“128  
 

Deshalb solle China langfristig eine amerikanische Hegemonie herausfordern, indem es sich 

selbst als eigenständiger Pol etabliere.129 Demnach wurden die USA als weltpolitischer Rivale 

betrachtet, zumindest war dies die Ansicht einiger Mitglieder der chinesischen Führung.  

Wenn man die öffentlichen Äußerungen der herrschenden politischen Elite im Untersu-

chungszeitraum betrachtet, fällt auf, dass die USA nicht als Gegner, sondern eher als Partner 

gesehen worden sind. Jiang Zemin äußerte in einem CNN-Interview 1997 die Ansicht, dass er 

es für unwahrscheinlich halte, dass die USA und China ernsthafte Konflikte miteinander ha-

ben würden. China habe niemals eine expansionistische Ideologie verfolgt.130 Ein Jahr später 

teilte er mit, dass die chinesisch-amerikanischen Beziehungen eine neue, kooperativere Stufe 

erreicht hätten. Dies zeige der ganzen Welt, dass China und die USA kooperative Partner und 

nicht Gegner seien.131 1999 betonte Zhu Rongji, dass es keine Probleme zwischen China und 

den USA gäbe, die nicht mit friedlichen Mitteln gelöst werden könnten.132 Nach der Kollision 

                                                           
126  Vgl. dazu: Segal, Gerald (1996): East Asia and the “Constrainment” of China, in: International Security, 

Vol. 20, No. 4 (Spring 1996), 159-187: “It is clear that China is a far more complex actor than ever before. 
Reforms in all their splendor and squalor have ensured that, for all China’s authoritarian features, it makes 
less and less sense to talk of a single Chinese foreign policy.”  

127  Vgl. Feldman, Harvey J. (2000): The U.S.-PRC Relationship: Engagement versus Containment, or Engage-
ment With Containment, in: Hung-Mao Tien/Tun-Jen Cheng (Eds.): The Security Environment in the Asia-
Pacific, Armonk, New York, London: East Gate Book, 19-35: “In the view of these PRC officials, the United 
States has quite deliberately followed policies intended to humiliate China and prevent its development as a 
great power.“ (hier: Seite 27) 

128  Hu Jintuo zitiert in Feldman, Harvey J. (2000), a.a.O., 27 
129  Gu, Xuewu (2001): China, in: Bellers, Jürgen/Benner, Thorsten/Gerke, Ines M. (Hrsg.): Handbuch der Au-

ßenpolitik. Von Afghanistan bis Zypern, München/Wien: R. Oldenbourg Verlag 
130  http://www.cnn.com/WORLD/9705/09/china.jiang/transcript1.html (aufgerufen am 23. Juli 2002) 
131  http://www.china-embassy.org/eng/7111.html (aufgerufen am 18. Juli 2002) 
132  Diese Äußerung wurde nach der Bombardierung der chinesischen Botschaft in Belgrad gemacht und zeigt, 

dass die Welle der Empörung in China nach diesem Vorfall abgeebbt war, und die Beziehungen zu den USA 
keinen dauerhaften Schaden genommen hatten. Vgl. http://www.china-embassy.org/eng/7082.html (aufgeru-
fen am 18. Juli 2002) 
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eines amerikanischen Aufklärungsflugzeuges mit einem chinesischen Abfangjäger im Früh-

jahr 2001 kam es zu heftigen Kontroversen zwischen den USA und China. Mehrere Mitglie-

der des Politbüros warfen der USA Spionage vor. Jiang Zemin forderte am 30. Mai 2001 die-

se Offiziellen auf, mit dem provozierenden Verhalten aufzuhören. Im Juni 2001 betonte Jiang 

Zemin nochmals, dass es nicht ratsam sei, Dinge zu erfinden, die die Beziehungen zu den 

USA gefährden könnten. Vielmehr sei von China Zurückhaltung und Geduld im Umgang mit 

den USA gefordert.133 Nach dem 11. September 2001 äußerte er die Zuversicht, dass die Be-

ziehungen zwischen den USA und China sich noch verbessern würden.134 

Wie gezeigt werden konnte, wurden die USA, zumindest auf rhetorischer Ebene, als Partner 

bezeichnet. Vereinzelt kam es im Anschluss an weltpolitisch bedeutsame Ereignisse135 zu 

kritischeren Tönen, die jedoch kurze Zeit später wieder verstummten. Andrerseits wurden die 

USA als Hegemon betrachtet, der die chinesische Entwicklung aufhalten will und sich in in-

nere Angelegenheiten einmischt.136 Dies machte die USA zu Partner und Rivalen gleicher-

massen. Auch Michael Mastanduno und Denny Roy137 kommen zur Einschätzung, dass es 

sich bei China um einen Staat handele, dessen Stellung und Weg noch nicht eindeutig festge-

legt sei. 

 
Deutschland 
Für Michael Mastanduno ist Deutschland eine am Status Quo interessierte Großmacht und 

somit kein Herausforderer für die USA:  
“Future intentions are uncertain, but in the absence of unforeseen threats to their security, Japan and 
Germany are more likely to support the existing order than to challenge or undermine it.“138  
 

Ich werde versuchen zu zeigen, dass in unserem Untersuchungszeitraum diese Feststellung 

zutrifft, indem ich illustriere, dass die politische Elite Deutschlands die USA als Partner und 

Freund angesehen hat und somit die jetzige internationale Ordnung erhalten wollte. 

Kurz nach der Wiedervereinigung Deutschlands begann eine Diskussion um die neue Rolle 

der BRD in der Weltpolitik.139 Grob gesagt, standen sich zwei Gruppen gegenüber: Befürwor-

                                                           
133  http://www.cnn.com/WORLD/asiapcf/east/06/14/jiang.willy/index.html (aufgerufen am 23. Juli 2002) 
134  http://www.cnn.com/WORLD/asiapcf/east/10/19/bush.jiang.press/index.html (aufgerufen am 23. Juli 2002) 
135  Beispielsweise das Manöver der USA mit Taiwan, die Bombardierung der chinesischen Botschaft (1999) in 

Jugoslawien und die Kollision der beiden Flugzeuge 2001.  
136  Zum Beispiel: Menschenrechte, Taiwan und Tibet.  
137  Vgl. dazu Mastanduno, Michael (1999), a.a.O., und Roy, Denny (1998): China’s Foreign Relations, 

Houndsmills and London: MacMillan Press Ltd.  
138  Mastanduno, Michael (1999), a.a.O., 150 
139  Für eine ausführliche Darstellung siehe Peters, Dirk (2001): The debate about a new German foreign policy 

after unification, in: Rittberger, Volker (Ed.): German Foreign Policy Since Unification. Theories and Case 
Studies, Manchester: Manchester University Press 
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ter einer offensiveren Außenpolitik und Kritiker einer offensiveren Außenpolitik. Die Kritiker 

waren dabei eindeutig in der Mehrheit. Diese Gruppe der Kritiker kann man in Vertreter, die 

eine Kontinuität in der Außen- und Sicherheitspolitik fordern, und Politiker etc., die für eine 

zivilisierendere Außen- und Sicherheitspolitik einstehen, unterscheiden. Die Politiker, die für 

eine kontinuierliche Entwicklung der Außen- und Sicherheitspolitik einstanden und einstehen, 

bilden die Majorität. Westbindung und Verbleib in den maßgeblichen Institutionen und Orga-

nisationen (EU und NATO) sowie die Aufrechterhaltung der freundschaftlichen Beziehungen 

zu den USA waren die wichtigsten Forderungen dieser Gruppe.140 Diese Position lässt sich 

am besten anhand eines Zitates von Joschka Fischer darstellen:  
“Considering the high degree of dependence of Germany in foreign affairs and taking into account our 
history, continuity and reliability are primary, not secondary virtues of german foreign policy. We can 
preserve the trust and predictability which the old Federal Republic has built up in 50 years of cau-
tious foreign policy only if we continue the policy of prudent self-restriction and multilateral pursuit 
of our interests.”141 

 

Diese Betrachtung der USA als Freund und der Erhalt des Status Quo der internationalen Be-

ziehungen kann unverändert während des gesamten Untersuchungszeitraumes beobachtet 

werden.  

 

Japan 
Reinhard Drifte142 und Thomas U. Berger143 kommen in ihren Untersuchungen zu dem Fazit, 

dass Japans Außen- und Sicherheitspolitik defensiv ausgerichtet sei. Die USA werden dabei 

als Partner und Freund angesehen. Dass dies für den gesamten Beobachtungszeitraum gilt, 

wird deutlich, wenn man Aussagen von japanischen Spitzenpolitikern betrachtet. Anlässlich 

des fünfzigsten Jahrestages des Endes des Zweiten Weltkrieges sprach Tomiichi Murayama 

von den freundschaftlichen Beziehungen, die Japan jetzt zu seinen früheren Gegnern, dazu 

gehörten auch die USA, führe.144 Ähnlich positiv sah sein Nachfolger als Premierminister 

Japans, Hashimoto, die Beziehungen zu den USA auf einer Pressekonferenz im Januar 1996. 

Er betonte, dass die japanisch-amerikanischen Beziehungen, besonders im sicherheitspoliti-
                                                           
140  Vergleiche dazu die Reden in 1997 von Wolfgang Schäuble, Rudolf Scharping, Hermann Otto Solms, Mi-

chael Glos, Joseph Fischer und Klaus Kinkel, abgedruckt in: Kaiser, Karl (1998, Hrsg.): Zur Zukunft der 
Deutschen Außenpolitik. Reden zur Außenpolitik der Berliner Republik, Bonn: Europa Union Verlag 

141  Joschka Fischer zitiert in: Dirk Peters (2001), a.a.O., 20 
142  Reinhard Drifte will für Japan belegen können, dass die Intentionen Japans rein defensiver Natur sind. Aus-

führlich dazu: Drifte, Reinhard (1998): Japan’s Foreign Policy for the 21st Century. From Economic Super-
power to What Power? New York: St. Martin’s Press, Inc.  

143  Berger kommt zu dem Ergebnis, dass Japan keine militärische Supermacht mit offensiven Zielen wird. Dies 
führt er auf die Kultur des Anti-Militarismus zurück. Siehe dafür: Berger, Thomas U. (1993): From Sword to 
Chrysanthemum. Japan’s Culture of Anti-militarism, in: International Security, Vol. 17, No. 4 (Spring 1993), 
119-150 
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schen Bereich, für Japan die wichtigsten und besten seien.145 1997 betonte er erneut die be-

sonderen Beziehungen zu den USA:  
“Over a span of a mere half a century since World War II, Japan and the United States have developed 
probably the most outstanding partnership in the modern world, embracing common values of free-
dom and democracy.“ Und weiter: “I am firmly convinced that the bonds of trust and friendship be-
tween our two peoples,...will continue...“146 

 

Hashimotos Nachfolger Obuchi unterstrich diese besondere und freundschaftliche Beziehung 

zu den USA anläßlich einer Amerikareise 1999 nochmals.147 Auch nach Präsident Bush’s 

Ernennung signalisierte Tokio, dass es weiterhin an einem freundschaftlichen Dialog mit den 

USA interessiert sei.148 

In unserem Beobachtungszeitraum konnte demnach festgestellt werden, dass Japan den Status 

Quo anerkennt und die USA als Freund und Partner sieht. Diese Ausprägung blieb während 

des gesamten Zeitraumes konstant. 

 

Russland 
Olga Alexandrova kommt in einer Studie149 zu dem Ergebnis, dass die Beziehungen zwischen 

Russland und den USA noch nicht endgültig und eindeutig geklärt seien: 
„Die Frage, ob Rußland und die USA Partner oder Rivalen sind, steht im Mittelpunkt der russischen 
Diskussionen um die Stellung des Landes in der Welt und um seine Rolle in den internationalen Be-
ziehungen und trifft das Wesen des russisch-amerikanischen Verhältnisses. Sie ist auch heute noch 
nicht eindeutig zu beantworten.“150 

 

Nach dem Ende der UdSSR begann zunächst eine Periode, die man gemeinhin als Honey-

moon-Phase bezeichnet. Die Beziehungen zwischen Washington und Moskau waren freund-

schaftlicher Natur. Doch schon Mitte der 90er Jahre erkannte man in Russland, dass die Inte-

ressen Russlands nicht unbedingt mit denen der USA deckungsgleich waren und sind.151 Erste 

Risse traten auf. In diese Zeit, Mitte der 90er Jahre, fiel die Etablierung eines außenpoliti-

schen Konsenses, dass die Unterschiede in fundamentalen Sicherheitsfragen zwischen Russ-

land und den Vereinigten Staaten immer weiter zunehmen werden:  
                                                                                                                                                                                     
144  http://www.mofa.go.jp/announce/press/pm/murayama/9508.html (aufgerufen am 23. Juli 2002) 
145  http://www.mofa.go.jp/announce/press/press/pm/hashimoto/pm_rh.html (aufgerufen am 23. Juli 2002) 
146  http://www.mofa.go.jp/region/n-america/us/relation/visit97_Jun/columbia.html (augerufen am 18. Juli 2002) 
147  http://www.mofa.go.jp/region/n-america/us/pmv9905/chicagospeech.html (aufgerufen am 23. Juli 2002) 
148  http://www.mofa.go.jp/announce/announce/2001/1/0121.html (aufgerufen am 18. Juli 2002) 
149  Vgl. Alexandrova, Olga (2000): Die amerikanische und asiatische im Vergleich zur europäischen Dimensi-

on, in: Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale Studien (Hg.): Rußland in Europa? Innere 
Entwicklung und internationale Beziehungen – heute, Köln, Weimar, Berlin: Böhlau Verlag, 241- 252 

150  Alexandrova, Olga (2000), a.a.O., 241 
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„In der russischen politischen Klasse ist die Überzeugung verwurzelt, daß das Unverständnis zwi-
schen Rußland und den USA in fundamentalen, langfristigen Sicherheitsfragen sich vertieft, daß sich 
beide Seiten in solchen Grundsatzfragen wie Abrüstung, Nichtverbreitung von Massenvernichtungs-
waffen und Raketentechnologie; NATO-Erweiterung und Gestaltung des zukünftigen europäischen 
Sicherheitssystems, Peace-Keeping sowie Politik im postsowjetischen Raum immer weiter voneinan-
der entfernen.“152  

 

Daher sei es russische Politik, die globale Führerschaft der USA auszubalancieren, indem sich 

Russland als Pol in einer multipolaren Welt etabliere.153 Andrerseits versuchte man in öffent-

lichen Aussagen, die USA als Partner und Freund darzustellen. Auffällig war dies bei den 

zahlreichen bilateralen Treffen der beiden Präsidenten im Untersuchungszeitraum. Diese posi-

tiven Töne wurden in Moskau jedoch nicht mehr wie Anfang der 90er Jahre von einer breiten 

Mehrheit getragen.154  

Aussagen, die die USA als Freund und Partner sahen, konkurrierten mit solchen, die die USA 

als Rivale und Konkurrent charakterisierten. Die Mehrheit schien jedoch Anhänger einer neu-

tralen, pragmatischen Haltung zu sein. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie, die die vierzig 

größten Parteien in Russland betrachtet.155 M.a.W. Russland scheint seine Stellung in der 

Welt noch nicht gefunden zu haben.  

 

Japan und Deutschland können als Partner und Freunde (Status-Quo-Staaten) der USA ange-

sehen werden. Beide politischen Eliten sahen und sehen keine Veranlassung, diesen Zustand 

zu ändern. Dieses freundschaftliche Verhältnis zwischen den USA auf der einen Seite und 

Deutschland und Japan auf der anderen Seite war im gesamten Zeitraum beobachtbar. Chinas 

und Russlands Wege dagegen sind offen. Einerseits wurden die USA als Partner gesehen, 

andrerseits wurden die USA als Rivale betrachtet. Keiner der beiden Standpunkte behielt da-

bei die Oberhand. Es scheint deshalb gerechtfertigt, dass man diese Staaten als „unsichere 

Kantonisten“ bezeichnet. Während sich die Stimmung innerhalb der politischen Elite Chinas 

bezüglich der USA im Untersuchungszeitraum leicht besserte, kann man für Russland im Ver-

laufe des Untersuchungszeitraumes beobachten, dass die politische Führung Russlands die 

USA etwas kritischer gesehen haben. Diese Veränderung fällt jedoch kaum ins Gewicht. 

                                                                                                                                                                                     
151  Schneider, Eberhard (2001): Russische Föderation, in: Bellers, Jürgen/Benner, Thorsten/Gerke, Ines M. 

(Hrsg.): Handbuch der Außenpolitik. Von Afghanistan bis Zypern, München/Wien: R. Oldenbourg Verlag, 
228 

152  Alexandrova, Olga (2000), a.a.O., 244 
153  Vgl. dazu: Alexandrova, Olga (2000), a.a.O., 244 und Schneider, Eberhard (2001), a.a.O., 228 
154  Alexandrova, Olga (2000), a.a.O., 241 
155  Vgl. dazu: Ryukina, Rozalina/Kosals, Leonid (1999): Ansichten der Elite Rußlands über den Westen im Kon-

text der Systemtransformation, in: Berichte des Bundesinstitutes für ostwissenschaftliche und internationale 
Studien, No.4, 1999 
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Wie wir beobachten konnten, haben sich die Intentionen der Staaten der Referenzgruppe be-

züglich der USA nicht wesentlich verändert. Die Werte blieben relativ konstant.  

 

4.3.  Zusammenfassung 
Wie beide Indikatoren gezeigt haben, hat die externe Sicherheitsbedrohung nicht zugenom-

men. Im Gegenteil, sie hat sich leicht verbessert. Sowohl Intentionen wie Fähigkeiten haben 

sich im Untersuchungszeitraum nur in sehr geringem Maße verändert und zwar in einer für 

die USA günstigen Richtung. Selbst wenn man die Schurkenstaaten mit in die Referenzgrup-

pe aufnehmen würde, würde sich an dieser Feststellung nichts ändern. Erstens verfügen sie 

nicht über die machtpolitisch nötigen Ressourcen. Andrerseits wird ihnen immer unterstellt, 

dass sie feindliche und aggressive Intentionen gegenüber den USA hegen würden. Wenn man 

die neorealistische Annahme Ernst nimmt, dass Staaten rationale Akteure sind, dann muss 

man zwar zugestehen, dass diese Staaten eine feindliche Rhetorik bemühen, jedoch rational 

aufgrund der asymmetrischen Machtverteilung nicht an einer militärischen Auseinanderset-

zung mit den USA interessiert sein können. Dies reduziert die Wahrscheinlichkeit einer Ag-

gression. Oft wird eingewendet, dass das zwar zutreffe, sich in absehbarer Zeit aber wandele. 

Dann seien die Schurkenstaaten eine Bedrohung, denn sie würden über die nötigen Trägersys-

teme und Massenvernichtungswaffen verfügen, die für die USA eine Bedrohung darstellen 

würden. Da jedoch zukünftige Ereignisse und das Verhalten von Staaten kontingent sind, 

kann das unter strengen Kriterien der Kausalität keine Erklärung darstellen. 

Der Aufbau eines strategischen Raketenabwehrsystems, ohne dass die externe Sicherheitsbe-

drohung für die USA zugenommen hat, würde wahrscheinlich eher zu Sicherheitseinbussen 

führen. Die hauptsächlich verfolgte und favorisierte Architektur (NMD/MD) führt zu einer 

Entwertung der Zweitschlagskapazität Chinas und Russlands. Vor allem China mit seinen 

rund 20 ICBMs wäre massiv betroffen. Die Zweitschlagsfähigkeit ginge verloren. Darauf 

müsste China reagieren, indem es mehr und modernere ICBMs aufstellt, MIRVs erforscht und 

aufstellt und seine Atomstreitkräfte in höhere Alarmbereitschaft versetzt. Russland würde 

ähnlich reagieren. Denkbar ist auch, dass diese beiden Länder versuchen, die horizontale Pro-

liferation zu fördern, indem sie Staaten wie Iran helfen, die nötige Raketentechnologie zu be-

schaffen etc. Damit würden die USA durch mehr ICBMs bedroht. Diese beiden Länder wür-

den also genau das tun, was eigentlich verhindert werden sollte, nämlich, dass sie sich zu glo-

balen Gegenspielern der USA entwickeln. Dies reduziert die Sicherheit der USA. Nun kann 

man natürlich einwenden, dass diese Erwartung noch nicht beobachtbar war. Dazu ist zweier-

lei zu sagen. Erstens ist bislang noch kein effektives Raketenabwehrsystem aufgebaut worden 
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und die Chinesen und Russen sehen keine Veranlassung, unnötig Geld zu investieren, solange 

dieses System noch nicht aufgestellt ist. Zweitens gibt es Anzeichen, dass Teile des russi-

schen Militärs und der Diplomatie mit Putins Kurs nicht einverstanden sind und darauf drän-

gen, die nötigen Reaktionen einzuleiten. 

Die verstärkten Bemühungen der USA, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten, 

müssen demnach für die Balance-of-Threat-Theorie ein Rätsel bleiben. Deshalb wird das He-

ranziehen einer dritten Außenpolitiktheorie nötig. Hierbei handelt es sich um den in Tübingen 

entwickelten utilitaristischen Liberalismus. 
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5. Utilitaristischer Liberalismus: Dominante gesellschaftliche Interessen156 

Innerhalb der liberalistischen Denkschule gibt es verschiedene Ansätze, außenpolitisches 

Verhalten zu erklären. Dabei konkurrieren Ansätze, die den jeweiligen Strukturen der Staaten 

eine hohen Erklärungswert beimessen, mit Ansätzen, die in den Interessen bestimmter Akteu-

re im Staat die unabhängige Variable sehen. Ein strukturell-liberalistischer Ansatz ist die 

„Demokratie-Frieden-These“. Hierbei wird davon ausgegangen, dass die demokratische Ver-

fasstheit eines Staates dessen Außenverhalten bestimmt. Solche Ansätze, die die Struktur der 

Staaten betonen, werden hier ausgeblendet. Stattdessen möchte ich auf einen Ansatz zurück-

greifen, der zu den agent-based-Ansätzen gehört: den utilitaristischen Liberalismus. In der 

wissenschaftlichen Literatur gibt es Anknüpfungspunkte, die erwarten lassen, dass die inner-

amerikanische Dimension für die Erklärung hilfreich sein könnte.157 In einem Interview des 

Verfassers mit Bernd W. Kubbig von der HSFK158 deutete dieser an, dass gesellschaftliche 

Akteure eine tragende Rolle bei der Diskussion um strategische Raketenabwehr spielten und 

spielen. Er nannte ausdrücklich ein konservatives Netzwerk, welches als treibende Kraft für 

die Entwicklung ausgemacht werden kann. Zu diesem konservativen Netzwerk zählte er Teile 

der republikanischen Partei, Intellektuelle (die bei mir unter der Bezeichnung rüstungskon-

trollfeindliche Forschungsinstitute auftauchen) und verschiedene Kongressabgeordnete (Sena-

toren) wie John McCain aus Arizona. Diese Akteure sollen massgeblich daran beteiligt sein, 

dass sich die Bemühungen der USA, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten, 

verstärkt haben. Götz Neuneck,159 ein anderer deutscher Raketenabwehrkenner, hat in einem 

Interview angedeutet, dass die Rüstungsunternehmen versuchten, die strategische Raketenab-

wehr voranzubringen. Es lassen sich demnach wissenschaftliche Anknüpfungspunkte finden, 

die vermuten lassen, dass bestimmte Akteure in den USA eine besondere Rolle bei der Propa-

gierung eines strategischen Raketenabwehrschildes spielen. 

                                                           
156  Die hier verwendete Theorie stammt von Bienen, Derk/Freund, Corinna/Rittberger, Volker (1999): Gesell-

schaftliche Interessen und Außenpolitik: Die Außenpolitiktheorie des utilitaristischen Liberalismus, Tübinger 
Arbeitspapiere zur Internationalen Politik und Friedensforschung, Nr. 33 sowie Freund, Corinna/Rittberger, 
Volker (2001): Utilitarian-liberal Foreign Policy Theory, in: Rittberger, Volker (Ed.): German Foreign Poli-
cy Since Unification. Theories and Case Studies, Manchester and New York: Manchester University Press, 
68-104 

157  Vgl. dazu vor allem Kubbig, Bernd W. (1996): Aufrüstung vor Rüstungskontrolle. Amerikanische Raketen-
abwehrpolitik während der Clintonadministration, HSFK-Report 1/1996 (Januar 1996), Frankfurt am Main 
und Kubbig, Bernd W. (1992): Raketenabwehr als angemessene technologische Antwort auf das politische 
Proliferationsproblem?, HSFK-Report 9/1992 (Oktober 1992), Frankfurt am Main 

158  Interview mit Bernd W. Kubbig (HSFK), geführt am 22. August 2002 in Frankfurt am Main. 
159  USA-Raketenabwehr: Bushs Siegfried-Syndrom (2001), Interview mit Götz Neuneck, in: Neues Deutschland, 

27. Juni 2001, http://www.friedenskooperative.de/themen/nmd-19.htm (aufgerufen am 8. Juli 2002) 
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5.1.  Unabhängige Variable und Vorgehensweise 
Die dominanten gesellschaftlichen Interessen sind die unabhängige Variable des utilitaristi-

schen Liberalismus. Ich möchte kurz skizzieren, wie man diese dominanten gesellschaftlichen 

Interessen identifiziert. Zuerst müssen die entscheidenden Netzwerkakteure bestimmt werden. 

Diesen Akteuren werden dann theoretisch angenommene Grundinteressen unterstellt. Aus 

diesen Grundinteressen werden deduktiv die jeweiligen Präferenzen der einzelnen Netzwerk-

teilnehmer abgeleitet. Daran anschließend muss untersucht werden, welcher der politisch-

administrativen und gesellschaftlichen Akteure sich mit seinen Präferenzen durchsetzen kann. 

Dies geschieht für das politisch-administrative und das gesellschaftliche System getrennt. 

Wenn man die durchsetzungsfähigsten Netzwerkakteure der beiden Systeme und deren Präfe-

renzen ermittelt hat, muss man den Autonomiegrad der PAS-Akteure von den gesellschaftli-

chen Akteuren untersuchen. Schließlich lässt sich dann aufgrund dieser Vorarbeiten auf die 

Netzwerkstruktur schließen. Eine Hypothese über das Verhalten ist möglich. Dieses Verfah-

ren muss, wenn man eine Varianz erzeugen will, für mindestens zwei Zeitpunkte durchgeführt 

werden. Ich wähle die Zeitpunkte 1995 und 2001 aus, weil ich der Meinung bin, dass sich hier 

eine Varianz ergeben könnte. Dabei werde ich die These vertreten, dass sich aufgrund der 

Veränderung der Präferenz eines der durchsetzungsfähigsten Netzwerkakteure (Präsident) und 

eines Wandels der Zusammensetzung der durchsetzungsfähigsten PAS-Akteure die dominan-

ten gesellschaftlichen Interessen dahin gehend verändert haben, dass eine Aufstellung eines 

strategischen Raketenabwehrschirmes befürwortet wird. 

 

5.2.  Die Netzwerkakteure 
In diesem Kapitel wird es um die Bestimmung der Netzwerkakteure gehen. Bestimmt werden 

sollen diejenigen Akteure, die in der Analyse Beachtung finden:  
„Als Akteur eines Politiknetzwerkes bzw. eines Politikfeldnetzwerkes gelten dann 
alle organisierten Akteure, 
zwischen denen in einem Politikfeld bzw. mit einem Bezug auf eine bestimmte Policy 
Interaktionen in Form von Kommunikation (Anhörungen, Konsultationen, Informationsaustausch) 
und/oder Koordination bzw. Kooperation (Arbeitsteilung, Tausch materieller Ressourcen, Verhand-
lungsprozesse) nachgewiesen werden können.“160  
 

Um die Vielzahl der Netzwerkakteure übersichtlicher darzustellen, empfiehlt es sich, be-

stimmte Kategorien einzuführen. Dies haben Derk Bienen, Corinna Freund und Volker Ritt-

berger versucht. Nach ihnen kann man folgende Arten von Netzwerkakteuren unterscheiden: 

                                                           
160  Bienen, Derk/Freund, Corinna/ Rittberger, Volker (1999): Gesellschaftliche Interessen und Außenpolitik: Die 

Außenpolitiktheorie des utilitaristischen Liberalismus, in: Tübinger Arbeitspapiere zur Internationalen Politik 
und Friedensforschung Nr. 33, 12/13 
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Politische sowie administrative Akteure, Unternehmen, ökonomische Interessengruppen, so-

ziale und politische Interessengruppen.161 Politische Akteure sind solche Akteure, deren Posi-

tionen im politisch-administrativen System durch Wahlen legitimiert sind.162 Dagegen sind 

administrative Akteure solche Akteure, deren Stellungen nicht aus politischen Wahlen her-

vorgehen, sondern durch die Delegation und Zuweisung von Kompetenzen durch politische 

Akteure.163  

Welche Akteure des PAS erfüllen diese Kriterien? In den USA erfolgt die Wahl des Präsiden-

ten durch Wahlmänner, die ihrerseits vorher von der Bevölkerung gewählt worden sind. Auch 

die Kongressmitglieder zählen zu den politischen Akteuren, da sie von der Bevölkerung direkt 

gewählt werden. In dieser Arbeit werden also der US-Präsident und die Abgeordneten im 

Kongress, d.h. im Senat und Repräsentantenhaus, die politischen Akteure sein. Die oben ge-

nannte Definition administrativer Akteure erfüllen folgende Netzwerkakteure: der Verteidi-

gungsminister (Secretary of Defense), der Außenminister (Secretary of State), der Finanzmi-

nister (Secretary of the Treasury),164 der Vorsitzende der Vereinigten Stabschefs (Chairman 

of the Joint Chiefs of Staff), der Direktor der ACDA und letztlich der Direktor der BMDO, 

bzw. MDA. Sie werden vom Präsidenten mit Zustimmung des Kongresses ernannt. Der Di-

rektor der ACDA wird aber nur 1995 als Akteur in Erscheinung treten. Seine Organisation 

wurde am 31. März 1999 in das Außenministerium integriert und verlor somit ihre Eigenstän-

digkeit. 
 

Wie sind die Netzwerkakteure miteinander verbunden? Präsident und Kongress sind die ent-

scheidenden Akteure bei der Gesetzgebung (Arbeitsteilung), die Ausgangslage für jede Be-

mühung sein muss, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten. Der Präsident und 

die genannten administrativen Akteure165 sind dann dazu angehalten, die Gesetze (Beschluss 

ein strategisches Abwehrsystem zu bauen) zu implementieren (Koordination). Dabei delegiert 

der Präsident Aufgaben und lässt sich von den administrativen Akteuren beraten. Zwischen 

den genannten Netzwerkakteuren finden unterschiedliche Interaktionen statt.  
 

                                                           
161  Sie nennen noch die Kategorie der politisch-administrativen Akteure, zu denen in Deutschland die Ressort-

minister des Bundeskabinetts zählen. Diese Art von Netzwerkakteuren kennt das amerikanische System 
nicht. 

162  Freund, Corinna/Rittberger, Volker (2001), a.a.O., 81 
163  ebd. 82 
164  Obwohl die amerikanischen Secretaries nicht die gleiche Stellung im politischen System innehaben wie die 

Bundesminister werde ich im folgenden die Secretaries mit Minister übersetzen. 
165  Dazu gehören die unterschiedlichen Ministerien, Organisationen und Agenturen. 
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Welche gesellschaftlichen Akteure sind wichtig? Zuerst einmal sind die Rüstungsunterneh-

men der Luft- und Raumfahrtindustrie zu nennen. Hierzu zählen die Boeing Corp., die zu-

ständig für den Lead System Integrator (Alabama)166 ist, Raytheon, das das EKV bauen wird 

(Arizona), Lockheed Martin, die das Payload Launch Vehicle (PLV) entwickeln (California), 

Raytheon, die das Bodenradar (Colorado) bauen sollen und TRW, die die BMC3-Architektur 

(Massachusetts) bereitstellen sollen. 

Zu den ökonomischen Interessengruppen sind die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände zu 

zählen. Die wichtigste Gewerkschaft ist die International Association of Machinists & Aero-

space Workers (IAM). Sie ist die entscheidende Gewerkschaft im Bereich der Luft- und 

Raumfahrt. Zu den Arbeitgeberverbänden gehören die CODSIA (Council of Defense and 

Space Industry Association), die AIA (Aerospace Industry Association) und die NDIA (Na-

tional Defense Industry Association).  

Eine weitere wichtige Akteursart sind die politischen und sozialen Interessengruppen.167 Sie 

sind sehr aktiv bei dem Thema der Raketenabwehr. Diese Gruppe ist jedoch so heterogen, 

dass es sich empfiehlt, sie in Kategorien einzuteilen. Eine erste Gruppe kann als 

Rüstungskontrollgemeinschaft bezeichnet werden. Sie ist als soziale Bewegung für den Erhalt 

von Frieden und Rüstungskontrolle. Hierzu zählen vor allem die Federation of American 

Scientists, die Union of Concerned Scientists, der Council for a Livable World und die 

Coalition to Reduce Nuclear Dangers. Diese genannten Organisationen gehören zu den 

größten und aktivsten bei rüstungskontrollpolitischen Fragen. 

Als Gegenstück zu diesen eher liberal eingestellten sozialen Gruppen kann man die konserva-

tiven politischen Interessengruppen sehen. Sie sind als Reaktion auf die linken und liberalen 

Bewegungen der 60er und 70er Jahre entstanden. Zu den populärsten gehören die American 

Conservative Union, Empower America, die Tech Central Station und Townhall.com.168  

Letztlich scheinen Intellektuelle eine gewisse Rolle bei der Diskussion um die strategische 

Raketenabwehr zu spielen. Sogenannte Think Tanks und universitäre Forschungsinstitute 

könnte man grob gesagt in zwei rivalisierende Lager aufteilen: Eins, das Rüstungskontrolle 

ablehnt und eins, das Rüstungskontrolle als wichtiges Instrument für den Erhalt des Friedens 

ansieht. Daher sollten rüstungskontrollfreundliche und rüstungskontrollfeindliche For-
                                                           
166  In Klammer wird immer der Staat genannt, in dem das Unternehmen die Komponenten für das strategische 

Raketenabwehr produzieren will. Diese Informationen sind aus Defense Daily entnommen: http://www. 
defensedaily.com/progprof/army/nmd.pdf (aufgerufen am 20. August 2002) 

167  Diese Gruppe ist so umfangreich, dass nicht alle einzelnen Akteure genannt werden können. Es gibt bei-
spielsweise unzählige konservative politische Interessengruppen. Deshalb werden im weiteren Verlauf nur 
die aktivsten, populärsten und bedeutendsten Akteure herangezogen. Eine Orientierung hat mir dabei die 
HSFK-Homepage gegeben: http://www.hsfk.de/abm/kontakte/kontakte.htm (aufgerufen am 1. April 2002) 
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schungseinrichtungen als weitere Netzwerkakteure angesehen werden. Zu den rüstungskon-

trollfeindlichen FE gehören vor allem die Heritage Foundation, High Frontier, The Center 

for Security Policy und The Claremont Institute. CSIS, CISAC, CNS, Henry L. Stimson Cen-

ter, The Carnegie Endowment for International Peace und Brookings Institutes sollte man 

dagegen zu den rüstungskontrollfreundlichen FE zählen. 
 

Wie stehen die einzelnen privaten Akteure miteinander in Beziehung? Arbeitgeber-, Arbeit-

nehmerverbände und Unternehmen kommunizieren fortlaufend miteinander (Interaktion). Sie 

regeln die wirtschaftlichen Austauschprozesse (Lohnzahlungen etc.), um die Produktion zu 

gewährleisten. Politisch unterstützt werden die Rüstungsunternehmen durch meist rüstungs-

freundliche Analysen der rüstungskontrollskeptischen FE, die ihrerseits großzügige Spenden 

von diesen Unternehmen beziehen.169 Diese FE stehen aufgrund ihrer ideologischen Ausrich-

tung mit den konservativen politischen Interessengruppen in Verbindung.  

Rüstungskontrollskeptische und rüstungskontrollfreundliche FE konkurrieren und tauschen 

Informationen miteinander aus. Rüstungskontrollfreundliche FE pflegen zudem aus Gründen 

der Informationsbeschaffung Kontakt zur Rüstungskontrollgemeinschaft, die sie auch mit 

wissenschaftlicher Expertise unterstützen.  
 

Wie aus der bisherigen Darstellung deutlich wurde, werden nicht alle politisch-

administrativen und gesellschaftlichen Netzwerkakteure in diese Analyse einbezogen. Dies 

bedarf der Klärung. Ich werde im folgenden begründen, warum manche Akteure nicht be-

rücksichtigt werden können.  

Beginnen möchte ich mit den Nationalen Sicherheitsrat. Seine Zusammensetzung lässt schon 

erahnen, warum er nicht näher betrachtet wurde. Dem 1947 gegründete Rat gehören der Prä-

sident, der Vizepräsident, der Verteidigungsminister und der Außenminister an. Beratend wir-

ken zudem der CIA-Direktor und der Vorsitzende der Vereinigten Stabschefs mit.170 Die mei-

sten Akteure, mit Ausnahme des CIA-Direktors und des Vizepräsidenten, werden schon als 

Akteur betrachtet. Der CIA-Direktor, zuständig für den Geheimdienst, müsste aufgrund seiner 

Funktion im administrativen System indifferent gegenüber einem Aufbau eines strategischen 

Raketenabwehrsystems sein. Ähnliches gilt für den Vizepräsidenten. Er vertritt den Präsiden-

                                                                                                                                                                                     
168  Townhall.com ist eine Art Dachverband für die konservativen politischen Interessengruppen. 
169  So soll allein das Center for Security Policy seit 1988 rund zwei Millionen US-Dollar von Unternehmen wie 

Lockheed Martin und Boeing erhalten haben. Vgl. dazu: http://www.foreignpolicy-infocus.org/papers/micr/ 
pushing_body.html (aufgerufen am 20. August 2002) 

170  Die Präferenz dieses Gremiums wäre nahe an der des Präsidenten, da dieser der durchsetzungsfähigste PAS-
Netzwerkakteur ist. 
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Präsidenten und hat im Senat bei Stimmengleichheit die entscheidende Stimme. Sonst hält er 

sich aber im Hintergrund und unterstützt den Präsidenten, dem er verpflichtet ist. Auch er 

kann direkt nicht von Aufstellung profitieren. 

Ross Perot, der unabhängige Präsidentschaftskandidat, und die Grünen sind zwar aktive poli-

tische Akteure, bisher gelang es ihnen jedoch noch nicht, landesweit politische Macht zu er-

langen, die sie befähigen würde, Entscheidungen zu beeinflussen. Interaktionen zwischen den 

beiden Akteuren und den oben genannten politisch-administrativen Akteuren finden im Be-

reich der Raketenabwehr nicht statt. Die Grünen sind lose mit der Rüstungskontrollgemein-

schaft verbunden.  

Zudem wurden die Sicherheitsberater des Präsidenten nicht berücksichtigt. Diese Akteure 

erfüllen nicht das Kriterium der Organisiertheit. Ihr Amt ist nur lose mit dem Präsidenten ver-

bunden. 

 

5.3.  Bestimmung der Präferenzen der Netzwerkakteure171 
Es gibt zwei unterschiedliche methodische Vorgehensweisen, wie man Präferenzen ermitteln 

kann. Bei der empirisch-induktiven Methode werden die Präferenzen unmittelbar beobachtet. 

Diese Methode ist mit Nachteilen behaftet: Vor allem besteht die Gefahr von Zirkelschlüssen. 

Außerdem lässt sich bei dieser Vorgehensweise nicht der Unterschied zwischen eigennutzori-

entierten und wertorientierten Präferenzen herausarbeiten. Die zweite Methode leitet aus theo-

retisch angenommenen Grundinteressen die jeweilige Akteurspräferenz ab. Sie wird theore-

tisch-deduktive Methode genannt. Ich will dieser Methode hier folgen. Es ist daher sinnvoll, 

wenn man zuerst die theoretisch angenommenen Grundinteressen und deren akteursspezifi-

sche Operationalisierung darstellt. Politische und administrative Akteure haben zwei Grundin-

teressen: Erstens haben sie das Interesse, ihre Politikgestaltungsmöglichkeiten zu erhalten und 

gegebenfalls zu erweitern. Zweitens ist es in ihrem Interesse, wenn sie mehr finanzielle Mittel 

zugewiesen bekommen, um ihre Politik umzusetzen. Was heißt das für politische Akteure? 

Sie müssen die Erwartungen ihrer Wählerschaft erfüllen. Diese erfüllen sie am besten, wenn 

sie für eine gute wirtschaftliche Gesamtsituation172 (Economic-Voting-These) sorgen. Dann ist 

nämlich davon auszugehen, dass es den meisten Individuen auch gut geht. Die wirtschaftliche 

Gesamtsituation fungiert somit als Proxy für das wirtschaftliche Wohlergehen des Einzelnen. 

                                                           
171  Dieses Kapitel wird ausführlich und detailliert behandelt. Dies liegt darin begründet, dass die Argumentation 

der Arbeit darauf basiert, dass sich die Präferenzen einiger Netzwerkakteure (z.B. des Präsidenten) des poli-
tisch-administrativen Systems gewandelt haben.  

172  Dies kann man anhand solcher Daten wie der Arbeitslosigkeit, des Wirtschaftswachstum und der Steuerlast 
etc. beurteilen.  
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Ist die wirtschaftliche Bilanz gut, steigen die Wiederwahlchancen.173 Ein Zuwachs an finan-

ziellen Mitteln für die Erfüllung ihrer Aufgaben und/oder die Expansion von Kompetenzen 

sind zudem akteursspezifische Interessen. Die administrativen Akteure wollen erstens ihren 

Organisationszweck erfüllen und zweitens eine Verbesserung der finanziellen Ausstattung 

bisheriger Kompetenzbereiche oder die Übernahme neuer Verantwortungsbereiche erreichen.  

Private Akteure haben das Grundinteresse, ihre finanziellen Mittel zu erhöhen. Spezifiziert 

man das für die Unternehmen, so werden diese die Handlungsoption wählen, die ihnen die 

beste Möglichkeit liefert, einen großen Gewinn zu erzielen. Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-

verbände wollen ihren Organisationszweck erfüllen, der darin besteht, die materielle Situation 

ihrer Mitglieder zu verbessern. Soziale und politische Interessengruppen wollen ihre finan-

zielle Ausstattung174 sichern und verbessern. Zunächst muss deshalb der Organisationszweck 

erfüllt werden, der sich in immateriellen und materiellen Gewinnen der Mitglieder nieder-

schlägt. Zudem wollen die einzelnen gesellschaftlichen Akteure, mit Ausnahme der Unter-

nehmen, ihr Mandat ausweiten. Aus diesen akteursspezifischen Grundinteressen muss sich 

dann eine Präferenz für oder gegen die Errichtung eines strategischen Raketenabwehrsystems 

ableiten lassen. Beginnen werde ich mit der Präferenzableitung zum Zeitpunkt 1995. 

 

5.3.1.  Beobachtungszeitpunkt 1995 

US-Präsident 
Laut Economic-Voting-These beeinflusst die wirtschaftliche Entwicklung (BIP, Arbeitslosen-

quote, Steuerlast etc.) die Wählerpräferenz am stärksten. Ein strategisches Raketenabwehrsys-

tem würde je nach Systemarchitektur unterschiedlich hohe Gesamtkosten verursachen.175 

1995 erholte sich die Wirtschaft erst allmählich. Eine Erhöhung der Steuern, welche wegen 

des Haushaltsdefizits nötig gewesen wäre, hätte den ökonomischen Aufschwung gefährden 

können. Mehr Steuern hätten nämlich bedeutet, dass hohe Geldbeträge nicht für Investitionen 

hätten ausgegeben werden können. Das hätte der Wirtschaft schaden können. 
                                                           
173  Der Präsident der USA kann nur einmal wiedergewählt werden. Es gibt eine Ausnahme: Wenn der Vizeprä-

sident nach weniger als zwei Regierungsjahren das Amt des Präsidenten übernimmt, kann er zwei Mal „wie-
dergewählt“ werden. Ist keine Wiederwahl mehr möglich, wird der Präsident versuchen, die wirtschaftliche 
Entwicklung zu fördern, damit der Nachfolger der gleichen Partei wie er angehört. 

174  Spenden, Mitgliedsbeiträge und sonstige Einnahmen. 
175  Die Schätzungen der Gesamtkosten für die Errichtung eines strategischen Raketenabwehrsystems variieren 

sehr stark. Dies hängt mit dem Umfang eines solchen Systems und der Systemarchitektur zusammen. Das 
teuerste Raketenabwehrsystem (300 bodengestützte Abfangraketen an drei unterschiedlichen Standorten, 500 
weltraumgestützte Abfangkörper und rund 20 weltraumgestützte Laser) würde etwa 31-60 Mrd. US-$ bis 
2010 kosten. Andere Systemarchitekturen, die weniger umfangreich sind, würden billiger werden. Deren Ge-
samtkosten schwanken zwischen acht und 46 Mrd. US-$. Vgl. dazu die vorzügliche Darstellung von Hell-
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Erschließt ein strategisches Raketenabwehrsystem neue Kompetenzbereiche für den Präsiden-

ten? Oder lässt sich dadurch die Verbesserung der finanziellen Ausstattung bisheriger Kompe-

tenzbereiche erzielen? In Artikel II, Abschnitt 1 der Verfassung wird dem Präsidenten die 

Exekutivfunktion zugeordnet: „Die vollziehende Gewalt liegt bei dem Präsidenten der Verei-

nigten Staaten von Amerika...“176 Ihm wird somit die Verantwortung über die Exekutive über-

tragen. Artikel II, Abschnitt 2 zählt einzelne Kompetenzen auf. Unter anderem heißt es dort, 

dass er der Oberbefehlshaber des Heeres und der Flotte der Vereinigten Staaten ist.177 

Das System zur Abwehr strategischer ballistischer Raketen wird Teil des Militärapparats sein. 

Da der Präsident bereits dessen oberster Entscheidungsträger ist, wird durch ein Raketenab-

wehrsystem keine neue Kompetenz für ihn hinzukommen. Andrerseits ist es so, dass der Auf-

bau eines solchen Abwehrsystems mehr finanzielle Mittel für das Militär erfordern würde. 

Dies würde die finanzielle Besserstellung eines Kompetenzbereiches des Präsidenten bedeu-

ten. Voraussetzung wäre freilich, dass durch die Verwirklichung dieses Programmes nicht die 

finanziellen Bereitstellungen für andere Projekte unterlaufen werden. 
 

Hier tritt ein Spannungsverhältnis zu Tage. Machterhalt konkurriert mit Machtausbau. Erhöht 

der Präsident die Steuern oder die Neuverschuldung, schwächt er die Wirtschaft, was seine 

Wiederwahlchancen schmälert. Erhöht er den Verteidigungshaushalt, hat er mehr finanzielle 

Mittel für einen Kompetenzbereich. Hier ist dem Interesse des Machterhalts den Vorzug zu 

geben. Was bringt eine Erhöhung der finanziellen Mittel eines Kompetenzbereiches, wenn er 

nicht wiedergewählt wird? 
 

Präferenz: Der Präsident wird gegen eine Errichtung eines strategischen Raketenabwehrsys-

tems sein, da dieses 1995 nur durch Steuererhöhungen finanzierbar gewesen wäre und somit 

die wirtschaftlich positive Entwicklung gestört hätte.  

 

Kongressabgeordnete  
Ein strategisches Raketenabwehrsystem würde 1995 zu einer Verschlechterung der 

wirtschaftlichen Situation führen.178 Als politischer Akteur würde dadurch die Wiederwahl 

erschwert. 

                                                                                                                                                                                     
man, Christopher (2000): The Costs of Ballistic Missile Defense, in: CDI Issue Brief: National Missile De-
fense. What Does It All Mean?, Center for Defense Information, Washington D.C., 17-19 

176  Verfassung der USA, in: Sautter, Udo (2000): Die Vereinigten Staaten. Daten, Fakten, Dokumente, Tübingen 
und Basel: A. Francke Verlag, 190 

177  Verfassung der USA, in: Sautter, Udo (2000), a.a.O., 191 
178  Vgl. die ausführlichere Argumentation zur Wiederwahl des Präsidenten.  
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Was sind die Verantwortungsbereiche des Kongresses? Die Verfassung der USA schreibt dem 

Kongress zunächst einmal die gesetzgebende Gewalt zu. Er ist die Legislative. Artikel I, Ab-

schnitt 1 regelt dies: 
„Alle in dieser Verfassung verliehene gesetzgebende Gewalt ruht im Kongreß der Vereinigten Staa-
ten, der aus einem Senat und einem Repräsentantenhaus besteht.“179 

Artikel II, Abschnitt 8 wird konkreter:  
„Der Kongreß hat das Recht,... für die Landesverteidigung und das allgemeine Wohl der Vereinigten 
Staaten zu sorgen...Armeen aufzustellen und zu unterhalten...eine Flotte zu bauen und zu unterhal-
ten...“180 
 

Nach dem die Kompetenzen des Kongresses ermittelt wurden, lässt sich eine Antwort auf die 

Frage geben, ob der Kongress durch die Errichtung neue Verantwortungsbereiche gewinnen 

würde. Die schlichte Antwort lautet nein. Es hat zwar das Recht, das Militär auszurüsten, aber 

die Kompetenz über den Einsatz eines Raketenabwehrsystems hat der Oberbefehlshaber der 

Streitkräfte, und dies ist der Präsident. Außerdem wird durch die Errichtung eines Raketen-

abwehrschildes keine Verbesserung der finanziellen Mittel des Kongresses erreicht.  
 

Präferenz: Da der Aufbau eines Raketenabwehrsystems den wirtschaftlichen Aufschwung 

gefährden könnte und die Kongressabgeordneten keine neuen Kompetenzen oder Gelder an 

sich ziehen können, werden sie gegen eine Aufstellung sein. 

 

Finanzminister  
Organisationszweck eines Finanzministers ist es, für eine stabile ökonomische Prosperität zu 

sorgen, die Finanzen der Regierung zu überwachen und das nationale Finanzsystem zu re-

geln.181 1995 hatten die Vereinigten Staaten ein Haushaltsdefizit. Weitere Ausgaben hätten 

nur durch Steuererhöhungen182 oder Neuverschuldung finanziert werden können. Er kann 

daher ein relativ teures strategisches Raketenabwehrsystem nicht unterstützen, im Gegenteil, 

er wird versuchen, seine Kompetenz in die Waagschale zu werfen, um es zu verhindern.  

Außerdem hätte eine Errichtung des Systems keine Auswirkungen auf Verantwortungsberei-

che und die finanzielle Ausstattung seines Ministeriums. 
 

Präferenz: Der Finanzminister als Verantwortlicher für den Haushalt wird aufgrund der ak-

tuellen Haushalts- und Wirtschaftssituation gegen eine Errichtung des Abwehrschirmes sein. 

                                                           
179  Verfassung der USA, in: Sautter, Udo (2000), a.a.O., S. 184 
180  Verfassung der USA, in: Sautter, Udo (2000), a.a.O., S. 189 
181  http://www.treas.gov/gpra/ (aufgerufen am 8. April 2002) 
182  Eine Steuererhöhung würde dringend notwendiges Geld für Investitionen absaugen. Dies könnte der Wirt-

schaft in einer Aufschwungphase schaden.  
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Außenminister  

Das amerikanische Außenministerium soll die Beziehungen zu anderen Ländern erhalten und 

verbessern.183 Eine Raketenabwehr würde sehr wahrscheinlich zur Verschlechterung der Be-

ziehungen zwischen den USA und anderen Ländern führen. So haben Russland und China 

angedeutet, dass sie sich nicht einfach damit abfinden würden.184 Aufrüstung, quantitativ wie 

qualitativ, dieser beiden Länder würde eine regionale Rüstungsdynamik auslösen.185 Außer-

dem könnten die strategischen Streitkräfte beider Länder in eine höhere Alarmbereitschaft 

versetzt werden, was ganz sicher auf das Verhältnis der USA mit diesen Staaten Auswirkun-

gen haben würde. Auch befreundete Staaten wie Deutschland meldeten Bedenken an. 

Ein strategisches Raketenabwehrsystem hat keine Auswirkungen auf die Kompetenzen des 

Ministeriums und erhöht auch nicht die finanzielle Ausstattung desselben.  
 

Präferenz: Der Außenminister wird gegen die Errichtung sein. Die Errichtung eines Raketen-

abwehrsystems würde die Beziehungen zu anderen Ländern wie Russland, China und den 

europäischen Alliierten verschlechtern. 

 

Der Direktor der ACDA 
Organisationszweck ist, die nationale Sicherheit der USA durch das Formulieren, Verhandeln, 

Implementieren und Verifizieren von effektiven Rüstungskontroll- und Abrüstungsverträgen 

zu stärken.186 Rüstungskontrolle und Abrüstung lassen sich jedoch nicht vereinbaren mit der 

Errichtung eines strategischen Raketenabwehrsystems. Es ist möglich, dass durch den Aufbau 

eines defensiven Systems eine neue Rüstungsspirale bei offensiven und defensiven Waffen-

systemen verursacht werden könnte. Wenn ein System errichtet wird, kann es sehr schwer mit 

den geltenden völkerrechtlichen Verträgen (Bsp. ABM-Vertrag) vereinbart werden. Ein Aus-

stieg aus diesem Vertrag würde bedeuten, dass der defensiven atomaren Rüstung Tür und Tor 

                                                           
183  http://www.state.gov/r/pa/rls/dos/4078.htm (aufgerufen am 25. März 2002) 
184  Vgl. dazu Blair, Bruce (2000): Impact of NMD on Russia, Nuclear Security, in: CDI Issue Brief: National 

Missile Defense. What Does It All Mean?, Center for Defense Information, Washington D.C., 20-23 und 
Berry, Nicholas (2000): U.S. National Missile Defense: Views from Asia, in: CDI Issue Brief: National Mis-
sile Defense. What Does It All Mean?, Center for Defense Information, Washington D.C., 24-32 sowie 
Delpech, Thérèse (2000): US Ballistic Missile Defence: A French View, in: Disarmament Diplomacy, Issue 
44, http://www.acronym.org.uk/dd/dd44/44bmd.htm (aufgerufen am 20. Mai 2002) 

185  Denkbar ist auch, dass China und Russland andere Staaten bei deren atomarer Aufrüstung mit Know-How 
versorgen (horizontale Proliferationshilfe), um auf diese Weise ein Gegengewicht zum Aufbau eines strategi-
schen Raketenabwehrsystems zu schaffen. Zu denken wäre an Iran.  

186  http://dosfan.lib.uic.edu/acda/aboutacd/mission.htm (aufgerufen am 25. März 2002) 
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geöffnet werden, mit unabsehbaren Folgen auch und gerade für die offensiven strategischen 

Waffensysteme. 
 

Durch die Errichtung eines Abwehrschildes kommen keine neuen Verantwortungsbereiche 

hinzu. Im Gegenteil, die Organisation war auch die Fortentwicklung des ABM-Vertrags und 

anderer Rüstungskontroll- und Abrüstungsabkommen verantwortlich. Ein Aufbau eines Ab-

wehrschirmes würde ziemlich sicher das Ende des ABM-Vertrages bedeuten. Die Kündigung 

des ABM-Vertrages könnte einen Dominoeffekt auf das nukleare Rüstungskontrollregime187 

auslösen, indem andere Rüstungskontrollabkommen von anderen Staaten als Reaktion auf die 

Aufstellung gekündigt werden. So würden die Aufgaben verschwinden. Das kann nicht im 

Interesse der Agentur sein. Außerdem findet keine Veränderung bei der Mittelzuweisung statt.  
 

Präferenz: Der Direktor der ACDA wird gegen die Aufstellung eines strategischen Raketen-

abwehrsystems sein, da es das nukleare Rüstungskontrollregime gefährdet und erodieren 

lässt. 

 

Verteidigungsminister 

Mit welchen Aufgaben ist das Verteidigungsministerium betraut? Die wichtigsten Aufgaben 

sind die Sicherung der adäquaten Ausrüstung der amerikanischen Streitkräfte und die Ge-

währleistung der amerikanischen Sicherheit.188 Trägt ein Raketenabwehrsystem zur Erfüllung 

dieses Mandates bei? Nun, zunächst bietet ein umfangreiches strategisches Raketenabwehr-

system Schutz gegen strategische Interkontinentalraketen. Insofern trägt es zum Schutz der 

USA bei. Der Geheimdienstbericht von 1995 kommt jedoch zu dem Schluss, dass die USA in 

den nächsten 15 Jahren nicht Ziel eines Angriffes mit ICBMs werden:  
“No country, other than the major declared nuclear powers, will develop or otherwise acquire a ballis-
tic missile in the next 15 years that could threaten the contiguous 48 states or Canada.“189 

 

Dies betonte Richard N. Cooper, Vorsitzende des National Intelligence Council, vor dem Na-

tionalen Sicherheitsausschuss des Repräsentantenhauses nochmals:  
“Nearly a dozen countries other than Russia and China have ballistic missile development programs. 
In the view of the Intelligence Community, these programs are to serve regional goals. Making the 

                                                           
187  Davon betroffen wären die START-Abkommen, der INF-Vertrag, der CTBT und unter Umständen auch der 

NPT. 
188  http://www.defenselink.mil/admin/about.html (aufgerufen am 25. März 2002) 
189  NIE 95-19 zitiert in: http://www.loyala.edu/dept/politics/intel/t-nsiad-97-53.pdf (aufgerufen am 27. August 

2002) 
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change from a short or medium range missile – that may pose a threat to US troops located abroad – to 
a long range ICBM capable of threatening our citizens at home, is a major technological leap.“190 

 

Insofern würde ein Abwehrschild Gelder für andere wichtige Rüstungsvorhaben abziehen. 

Dem Verteidigungsministerium werden durch den Aufbau eines Abwehrschildes keine neuen 

Kompetenzen zu Teil. Das Raketenabwehrprogramm ist bereits Kompetenz des Ministeriums. 

Es beauftragt die BMDO, bzw. MDA mit der Ausführung des Raketenabwehrprogrammes.  

Die finanzielle Ausstattung der bisherigen Kompetenzbereiche würde sich durch eine Aufstel-

lung verbessern, weil ein funktionierendes Antiraketensystem noch viel Geld benötigen wür-

de. Mehr Geld für das Programm bedeutet mehr Geld für das Ministerium.  

Hier verhält es sich so, dass der Verteidigungsminister nicht unbedingt für die Aufstellung ist, 

da er zwar neue Gelder bekommen würde, aber andere Rüstungsprogramme bestehende Be-

drohungen besser begegnen können. 
 

Präferenz: Der Verteidigungsminister wird gegen die Aufstellung eines Systems sein. 

 

Direktor der BMDO 
Diese Organisation wurde eigens für das Management, die Durch- und Ausführung des Rake-

tenabwehrprogrammes gegründet.191 Aufgrund dieses Organisationszwecks muss diese Insti-

tution dafür sein. Zudem würde eine endgültige Entscheidung für ein Raketenabwehrpro-

gramm die Gelder für die Organisation drastisch erhöhen. Abfangflugkörper, Radarsysteme, 

leistungsfähige Computer und andere Raketenabwehrkomponenten müssten in großer und 

redundanter Anzahl geplant und angeschafft werden. Dafür ist eine Aufstockung des Perso-

nals nötig. 
 

Präferenz: Der Direktor der BMDO wird eindeutig Stellung für einen umfassenden strategi-

schen Raketenabwehrschild beziehen. 

 

Chairman of the Joint Chiefs of Staff 
Der Vorsitzende der Vereinigten Stabschefs ist für die Planung der Streitkräftestruktur ver-

antwortlich und assistiert dem Präsidenten und Verteidigungsminister bei deren strategischer 

Planung. Er soll Vorschläge einreichen, wie Verantwortlichkeiten unter Berücksichtigung der 

Logistik- und Mobilitätspläne innerhalb der Streitkräfte zugeteilt werden. Auch soll er die 

militärischen Fähigkeiten möglicher Feinde mit denen der USA und derer Verbündeter ver-

                                                           
190  Cooper, Richard N. (1996): Emerging Missile Threats to North America During the Next 15 Years, 

http://www.fas.org/spp/starwars/congress/1996_h/h960228f.htm (aufgerufen am 19. März 2002) 
191  http://www.fas.org/spp/starwars/offdocs/940824.htm (aufgerufen am 26. März 2002) 
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gleichen und Vorschläge unterbreiten, wie diesen Bedrohungen am Wirksamsten entgegen 

getreten werden kann.192 Laut NIE 95-19 werde die USA aber nicht in den nächsten 15 Jahren 

von ICBMs bedroht. Dieses Geld ist deshalb für andere dringende Rüstungsprojekte notwen-

dig, die den aktuellen Gefahren entsprechen.193 

Ein wesentlicher Bestandteil der amerikanischen Nuklearstrategie war die gegenseitig gesi-

cherte Zerstörung (MAD). Es war klar, dass ein nuklearer Schlag der UdSSR, bzw. der Rus-

sen zu einer Reaktion der USA führen würde, der das Ende der Welt bedeuten würde. Eine 

strategische Raketenabwehr würde dieses System unterwandern und destabilisierend wirken. 

Aus strategischer Sicht müsste eine Raketenabwehr abgelehnt werden, wenn man die MAD 

als Grundlage der Strategie annimmt. 
 

Präferenz: Der Vorsitzende der Vereinigten Stabschefs wird gegen ein strategisches Raketen-

abwehrsystem sein.  

 

Unternehmen 

Unternehmen wollen einen möglichst hohen Profit erzielen. Wie stellt sich die Auftragssitua-

tion dieser Industriebranche dar? 1995 wurden nur Aufträge für rund 108 Mrd. US-Dollars 

geordert. Vergleicht man dies mit 1991/1992, wo rund 140 Mrd. US-$ umgesetzt wurden, 

wird deutlich, dass diese Industrie neue Aufträge dringend benötigte. Besonders im Militärbe-

reich, in dem das Verteidigungsministerium der Abnehmer der Produkte ist, war ein erhebli-

cher Auftragseinbruch erfolgt. Orderte das Ministerium 1987 noch Produkte im Wert von 

rund 62 Mrd. US-Dollar, waren es 1995 nur noch Waren im Werte von 42 Mrd. US-$. Auf-

träge wurden also dringend benötigt.194 Ein umfassendes strategisches Raketenabwehrsystem 

würde neue Aufträge bringen. Zunächst wäre da einmal die von dem Verteidigungsministeri-

um finanzierte Forschung und Entwicklung195 und dann natürlich der Bau. Denkbar ist außer-

dem, dass durch die gelungene Herstellung eines Raketenabwehrsystems ein Spill-Over-

Effekt auf andere Ausstattungsbereiche des Militärs stattfindet. So wäre möglicherweise die 

Technologie eines strategischen Raketenabwehrsystems auch für ein taktisches Raketenab-
                                                           
192  http://frwebgate.access.gpo.gov/cgi-in/getdoc.cgi?dbname=2001_government_manual&docid=188578tx_ 

xxx-32 (aufgerufen am 9. April 2002)  
193  Zu den wichtigen Rüstungsvorhaben zählen die folgenden Projekte: DD-21 Class Destroyer, Crusader Artil-

lery, V-22 Osprey, Joint Strike Fighter, F-22 Raptor. Außerdem hätte die Bindung von zu viel finanziellen 
Mitteln Auswirkungen auf die Truppenstärke der USA in Europa und Asien. Vgl. die Ausführungen von 
François Heisbourg (2001): A View From Europe, in: Survival, Vol. 43, No. 3 (Autumn 2001), 69 

194  Siehe für die Auftragssituation der Luft- und Raumfahrtindustrie: http://ww.aia-aerospace.org/stats/yr_ender/ 
tables/2001/table1.cfm (aufgerufen am 17. April 2002) 
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wehrsystem geeignet und würde weitere Aufträge versprechen. Unwahrscheinlich, aber nicht 

ausgeschlossen, ist auch, dass einzelne Komponenten des Systems an alliierte oder befreunde-

te Staaten verkauft werden könnten. Letztlich könnte es sein, dass bestimmte Komponenten 

des Raketenabwehrsystems auch im zivilen Bereich ein Käufer finden (dual-use-

technologies).196  
 

Präferenz: Die Rüstungsunternehmer werden für den Aufbau eines möglichst umfassenden 

strategischen Raketenabwehrsystems sein, denn dadurch erhalten sie mehr Aufträge und kön-

nen so ihren materiellen Gewinn steigern.  

 

Rüstungskontrollgemeinschaft 
Der Organisationszweck einer Rüstungskontrollgemeinschaft ist der, durch Rüstungskontrolle 

und Abrüstung für eine sicherere und friedvollere Welt zu sorgen. Der Aufbau eines strategi-

schen Abwehrschildes ist dagegen Aufrüstung und führt zu weniger Rüstungskontrolle und 

Abrüstung.197 Das kann nicht im Sinne der Rüstungskontrollgemeinschaft sein. Reagiert die 

Rüstungskontrollgemeinschaft nicht, sind die Mitglieder unzufrieden und treten aus, was fi-

nanzielle Einbussen nach sich ziehen würde. Materielle Gewinne für die Mitglieder oder eine 

Ausweitung des Mandates lassen sich nicht erzielen. 
 

Präferenz: Die Rüstungskontrollgemeinschaft wird gegen die Errichtung eines strategischen 

Raketenabwehrsystem sein, da es das nukleare Rüstungskontrollregime gefährdet. 

 

Konservative soziale Gruppen 
Konservative politische Gruppen haben sich das Ziel gesetzt, konservative Ideen, Weltan-

schauungen und Meinungen zu verbreiten und durchzusetzen. Zu konservativen Gedanken 

zählt die außen- und sicherheitspolitisch bedeutsame Vorstellung einer Politik der Stärke. Auf 

die eigene Stärke vertrauen, heißt auf ein starkes amerikanisches Militär zu setzen, was wie-

derum mehr Rüstung, also der Bau eines Abwehrsystems, nötig macht. Für die Rüstungskon-

trolle bedeutet dies das Ende. Eine Durchsetzung einer Politik der Stärke würde den immate-

riellen Gewinn der Mitglieder steigern. Eine Steigerung des materiellen Gewinns der Mitglie-

der würde aber eine Aufstellung eines Raketenabwehrsystems nicht nach sich ziehen. 
                                                                                                                                                                                     
195  Bei zivilen Produkten müssen die Unternehmen versuchen, die Forschungs- und Entwicklungskosten über 

den Preis des Produktes hereinzuholen.  
196  Zu den potentiellen Dual-Use-Gütern gehören beispielsweise die Antriebsraketentechnologie, die Satelliten-

technik und die Koordinationsgerätschaften. Vgl. hierzu Scheffran, Jürgen (1993): Dual-Use of Missile and 
Space Technologies, in: Götz Neuneck/Otfried Ischebeck (Eds.): Missile Proliferation, Missile Defense, and 
Arms Control; Baden- Baden: Nomos Verlagsgesellschaft, 49-68 
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Dadurch, dass sich die konservativen politischen Interessengruppen mit dem Thema der stra-

tegischen Raketenabwehr befassen, geht keine Ausweitung ihres Mandates einher. Denn die 

Stärkung des Militärs und ein möglichst unilateral erzielter, umfassender Schutz sind seit je-

her konservative Themen gewesen.  
 

Präferenz: Die konservativen politischen Interessengruppen werden für ein umfassendes stra-

tegisches Raketenabwehrsystem Stellung beziehen, da dadurch eine Politik der Stärke ermög-

licht wird. 

 

Arbeitgeberverbände 
Der Organisationszweck eines wirtschaftlichen Interessenverbandes ist zunächst, die ökono-

mische Situation seiner Mitglieder zu verbessern. Wie oben bereits für die Unternehmen fest-

gestellt wurde, bedeutet der Bau eines Schildes zunächst mehr Aufträge. Abfangraketen, Ra-

dargeräte, leistungsstarke Computer etc. müssen in großer Zahl angeschafft werden. Durch 

diese Aufträge erhöhen die Unternehmen ihre Gewinne. Somit werden also die materiellen 

Gewinne der Mitglieder der Arbeitgeberverbände verbessert. Eine Ausweitung des Mandates 

findet durch eine Aufstellung eines Raketenabwehrschildes nicht statt. 
 

Präferenz: Die wirtschaftlichen Interessenverbände im Bereich der Rüstungsindustrie werden 

für den Aufbau eines umfassenden strategischen Abwehrsystems gegen ballistische Raketen 

sein. 

 

Gewerkschaften 
Gewerkschaften wollen die Arbeitsplätze ihrer Mitglieder sichern und dazu sind Aufträge 

nötig. Seit 1992 bis 1995 sind die Umsätze gesunken, was eine Reduzierung der Arbeitsplätze 

zur Folge hatte. Waren 1989 noch rund 1,3 Mio. Leute in der Luft- und Raumfahrtsbranche 

tätig, so waren es 1995 nur noch rund 800.000.198 Es ist also im Interesse der Gewerkschaften, 

wenn neue Aufträge Arbeitsplätze sichern.  
 

Präferenz: Die Gewerkschaften werden für ein strategisches Raketenabwehrsystem sein, da 

es Arbeitsplätze sichert. 

 

                                                                                                                                                                                     
197  Dieser Punkt wurden schon bei der Präferenzbestimmung des ACDA-Direktors ausführlich behandelt.  
198  http://www.aia-aeropsace.ord/stats/yr_ender/tables/2001/table9.cfm (aufgerufen am 17. April 2002) 
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Forschungsinstitute199 

a. rüstungskontrollfreundliche Forschungsinstitute:  

Organisationszweck eines Forschungsinstitutes ist es, zu forschen und Politiker zu beraten. 

Sie sollen einen wissenschaftlichen Beitrag zur Problematik von Krieg und Frieden leisten. 

Rüstungskontrollfreundliche FE gehen dabei von der Vorstellung aus, dass Frieden und Stabi-

lität am Besten durch eine Institutionalisierung der internationalen Beziehungen zu erreichen 

sind. Rüstungskontrolle und Abrüstung sind eine Ausprägung der Institutionalisierung. Auf-

grund dessen müssen sie die Aufrechterhaltung der Rüstungskontrollregime befürworten und 

damit gegen die Errichtung eines strategischen Raketenabwehrsystems sein, da dieses das 

bestehende nukleare Sicherheitsregime gefährdet. Immaterielle Gewinne der Mitglieder lassen 

sich dadurch erzielen, dass man sich für eine umfassende Abrüstung und Rüstungskontrolle 

einsetzt. Materielle Gewinne oder gar eine Ausweitung des Mandates lassen sich nicht errei-

chen. 
 

Präferenz: Die rüstungskontrollfreundlichen Forschungsinstitute sind gegen ein Raketenab-

wehrsystem. 

 

b. rüstungskontrollskeptische Forschungsinstitute 

Auch diese FE sollen in erster Linie mit ihrer Forschung einen Beitrag zu einer friedlicheren 

Welt leisten. Anders als die oben genannten FE gehen sie jedoch von anderen Annahmen aus 

und kommen zu anderen Empfehlungen. Frieden und amerikanische Sicherheit wird am bes-

ten durch eine militärisch fundierte Politik der Stärke und unilateralem Verhalten erzielt. Ein 

Symbol einer solchen Politik der Stärke wäre ein Raketenabwehrsystem. Ein immaterieller 

Gewinn würde demnach geschaffen, wenn die Institute für die Errichtung eines amerikani-

schen strategischen Raketenabwehrsystems wären. Gleichzeitig würden sie sich der Rüs-

tungskontrollabkommen entledigen, denn sie verhindern eine solche Aufstellung. Das sind die 

richtigen Schritte, um Stärke zu zeigen. Dieses Thema ist nicht neu. Infolgedessen stellt eine 

Beschäftigung mit dem Thema keine Ausweitung des Mandates dar. 
 

Präferenz: Die rüstungskontrollskeptischen Forschungsinstitute werden sich für die Errich-

tung eines strategischen Raketenabwehrschildes aussprechen. 

 

                                                           
199  Zu dieser Rubrik zählen alle universitären und außeruniversitären sozialwissenschaftlichen Forschungsein-

richtungen. Dazu zählen selbstverständlich auch die sogenannten Think Tanks. 
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5.3.2. Beobachtungszeitpunkt 2001 

In diesem Abschnitt werden nun die Präferenzen der politisch-administrativen Netzwerkak-

teure zum Beobachtungspunkt 2001 abgeleitet. Einige Präferenzen haben sich gewandelt.  
 

US-Präsident 
Seit 1998 erwirtschaften die USA einen Haushaltsüberschuss, der allein 2001 rund 127 Mrd. 

US-Dollar betrug.200 Die 31-60 Mrd. US-$ für ein strategisches Raketenabwehrsystem wür-

den in dieser Situation nicht ins Gewicht fallen. Zieht man diesen Betrag vom Haushaltsüber-

schuss ab, bleiben immer noch zwischen 60 und 90 Mrd. US-$ übrig, um entweder die Steu-

ern zu senken oder die Staatsverschuldung zu reduzieren. Ein Aufbau eines strategischen Ra-

ketenabwehrsystems würde somit keine Steuererhöhungen oder Neuverschuldung verursa-

chen und somit keine wesentlichen Determinanten des Wirtschaftswachstumes beeinflus-

sen.201 Die Wiederwahl wäre dadurch nicht gefährdet. Aufgrund dessen müsste der Präsident 

eigentlich indifferent gegenüber einem Aufbau sein, wäre da nicht die Verbesserung der fi-

nanziellen Situation für einen seiner Verantwortungsbereiche. Der Präsident als Oberbefehls-

haber der Streitkräfte müsste diesen Etat bei der Errichtung eines strategischen Raketenab-

wehrsystems und damit die Summe, über die er verfügen kann, erhöhen lassen. 
 

Präferenz: Da der Präsident 2001 nicht mehr aufgrund der wirtschaftlichen und haushaltspo-

litischen Situation durch die hohen Kosten um seine Wiederwahl bangen muss, und weil er 

gleichzeitig durch eine Aufstellung zusätzliche finanzielle Mittel bereitgestellt bekommt, wird 

er für die Aufstellung sein. 

 

Kongressabgeordnete 
Wie der Präsident werden auch die Kongressabgeordneten in einer Zeit hohen Haushaltsüber-

schusses und gut gehender Wirtschaft indifferent gegenüber einer Aufstellung sein. Da die 

Abgeordneten zudem keine neuen Kompetenzen oder finanzielle Mittel bekommen, haben sie 

keine Präferenz für oder gegen die Aufstellung eines Abwehrsystems.  
 

                                                           
200  Zum Vergleich: Das ist die Hälfte des deutschen Bundeshaushaltes! 
201  Es kann kritisch eingewendet werden, dass sich im Laufe des Jahres 2001 und erst recht 2002 die wirtschaft-

liche Situation verschlechtert habe. Der 11. September 2001 jedoch schaffte ein Klima, in dem der Wähler 
höhere Steuern oder höhere Neuverschuldung dann als legitim ansieht, wenn sie die Sicherheit der USA er-
höhen. Als Beleg dafür könnte der Versuch des Senators Levin gelten, der Mitte 2002 rund 800 Mio. US-$ 
für das Raketenabwehrprogramm streichen wollte und damit scheiterte. Vgl. dazu: Boese, Wade (2001a): 
Democrats Withdraw Missile Defense Restrictions, in: Arms Control Today, October 2001, http://www. 
armscontrol.org/act/2001_10/misdefoct.asp?print (aufgerufen am 21. März 2002) 
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Präferenz: Die Kongressabgeordneten haben 2001 keine Präferenz für oder gegen einen Auf-

bau eines strategischen Raketenabwehrsystems. 

 

Finanzminister 
Der Finanzminister wird trotz Haushaltsüberschuss eine Aufstellung nicht befürworten. Seine 

erste Priorität muss sein, mit diesem Geld die Staatsverschuldung abzubauen. Da er zudem 

keine neuen Kompetenzen oder Gelder erhalten wird, ändert sich nichts an seiner ablehnenden 

Haltung. 
 

Präferenz: Der Finanzminister ist gegen eine Aufstellung eines Abwehrschirmes. 

 

Verteidigungsminister  
Der Rumsfeldreport von 1998 und die weiteren Bedrohungsanalysen der Geheimdienste wi-

dersprechen der Analyse des NIE 95-19, indem sie festhalten, dass die USA mittelfristig doch 

bedroht werden würden. Der Rumsfeldreport 1998 kommt zu dem Schluss:  
“Concerted efforts by number of overtly potentially hostile nations to acquire ballistic missiles with 
biological or nuclear payloads pose a growing threat to the United States, its deployed forces and its 
friends and allies.“202 
 

Genannt werden Nordkorea, Irak und Iran. Außerdem wurde auf die anhaltende Gefahr aus 

Russland und China hingewiesen. Die Schurkenstaaten seien binnen fünf Jahren (Ausnahme 

Irak 10 Jahre) nach einer Entscheidung, solche Massenvernichtungswaffen mit den nötigen 

Trägersystemen anzuschaffen, in der Lage, massive Zerstörungen in den USA anzurichten. 

Die Bedrohung durch diese Staaten sei ernster und drängender als dies die bisherigen Ge-

heimdienstberichte unterstellt hätten.  

Der NIE 2001 unterstreicht diese Einschätzung steigender Sicherheitsbedrohung:  
„Die meisten Geheimdienste sagen voraus, daß sich die Vereinigten Staaten höchstwahrscheinlich vor 
2015 einer Bedrohung durch Interkontinentalraketen aus Nordkorea und dem Iran und möglicherweise 
aus dem Irak gegenübersehen – signifikante Veränderungen in ihren politischen Orientierungen aus-
genommen – zusätzlich zu den seit langem bestehenden Raketenstreitkräften Rußlands und Chi-
nas.“203 

 

Da der Verteidigungsminister zudem noch mehr Geld für seine Kompetenzbereiche bekom-

men würde, wird er für eine Aufstellung sein. 
 

                                                           
202  Report of the Commission to Assess the Ballistic Missile Threat to the United States, http://fas.org/ 

irp/threat/missile/rumsfeld/ (aufgerufen am 25. März 2002) 
203  National Intelligence Council (übersetzt von Martina Glebocki und Alexander Wicker), National Intelligence 

Estimate 2001, Öffentliche Zusammenfassung, Ausländische Raketenentwicklung und die Bedrohung durch 
ballistische Raketen bis 2015, http://hsfk.de/back/docs/nie2001.pdf (aufgerufen am 27. August 2002) 
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Präferenz: Der Verteidigungsminister wird aufgrund der veränderten Bedrohungssituation 

2001 für eine Aufstellung sein. 

 

Vorsitzender der Vereinigten Stabschefs 
Ebenso wie der Verteidigungsminister sind die Militärs von den Bedrohungsanalysen der Ge-

heimdienste abhängig. Nach ihnen richten sie ihre Empfehlungen und Beschaffungsvorschlä-

ge aus. Da die ICBMs durch die Geheimdienste als Gefahr gesehen werden, reagiert der Vor-

sitzende der Vereinigten Stabschefs darauf. Er wird seine ablehnende Haltung ablegen. 

Diese Entwicklung wird durch eine andere noch begünstigt. Ende 2001 veröffentlichte Do-

nald Rumsfeld eine neue Nuklearstrategie.204 Anders als die auf Abschreckung ausgerichtete 

Strategie, die vor allem auf offensive Waffen setzte, wird diese neue Nuklearstrategie umfas-

sender sein. Die neue Triade umfasst ebenso offensive nukleare Systeme,205 wie sie die alte 

Strategie vorsah, erweitert jedoch die Möglichkeiten auch auf konventionelle offensive Sys-

teme, die die Abschreckung erhöhen sollen. Als zweite Säule werden aktive und passive de-

fensive Systeme aufgebaut. Offensive Elemente allein würden die Abschreckung nicht mehr 

aufrecht erhalten. Eine Defensive könne abschrecken, weil Angriffe feindlicher ICBMs nur zu 

begrenzten Schäden führen würden. Zudem diene die Defensive als Sicherheit, wenn die alte 

auf Offensivwaffen ausgerichtete Abschreckung versage. Drittens solle diese neue Strategie 

eine revitalisierte Verteidigungsinfrastruktur beinhalten, die sich auf neue Bedrohungen bes-

ser einstellen könne.  
 

Präferenz: Aufgrund der veränderten Sicherheitseinschätzung der Geheimdienste und der 

neuen Nuklearstrategie wird der Vorsitzende der JCS für eine Aufstellung eines strategischen 

Raketenabwehrsystems sein.  

 

                                                           
204  Für die neue Nuklearstrategie siehe: Nuclear Posture Review (Excerpts), http://www.globalsecurity.org/wmd/ 

library/policy/dod/npr.htm (aufgerufen am 27. August 2002) 
205  Also ICBMs, SLBMs und Langstreckenbomber. 
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Außenminister206  

Die Außenbeziehungen der USA würden auch weiterhin unter einer Aufstellung leiden.207 

Russland, China und die europäischen Verbündeten sind weiterhin skeptisch bis ablehnend 

gegenüber einer strategischen Raketenabwehr. Zudem bekommt der Außenminister keine 

neuen Kompetenzen oder zusätzliche finanzielle Mittel in die Hand. 
 

Präferenz: Da ein strategisches Raketenabwehrsystem die Beziehungen zu anderen Ländern 

verschlechtern würde, wird der Außenminister gegen die Errichtung sein. 

 

BMDO-Direktor 

Der Organisationszweck schreibt vor, dass sich die Organisation darum bemühen soll, eine 

strategische Raketenabwehr zu entwickeln und die Technologie dafür zu erforschen. Würde 

der Beschluss gegen ein solches Projekt gefasst, würde dass die Existenz der Organisation in 

Frage stellen. Andersherum ein Beschluss über den Bau würde mehr Geld und mehr Personal 

für die Organisation bedeuten.  
 

Präferenz: Der Direktor der Ballistic Missile Defense Organisation wird 2001 für eine Auf-

stellung eintreten. 

 

Die deduktiv abgeleiteten Präferenzen der privaten Akteure sind 2001 konstant geblieben. 

Unternehmen, Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften, rüstungskontrollfeindliche FE und kon-

servative politische Interessengruppen werden weiterhin Partei für eine Aufstellung ergreifen. 

Die Rüstungskontrollgemeinschaft und die rüstungskontrollfreundlichen FE werden weiterhin 

gegen eine Errichtung des Abwehrsystems sein. 

 

                                                           
206  Die Eingliederung der ACDA ins Außenministerium ist ohne großen Einfluss und verändert die Präferenzen 

des Ministeriums nicht. Dies ist die Einschätzung von Bernd W. Kubbig (HSFK), die er dem Autor bei einem 
Interview am 22. August 2002 mitgeteilt hat. 

207  Dazu Glaser, Charles L./Fetter, Steve (2001): National Missile Defense and the Future of U.S. Nuclear 
Weapons Policy, in: IS, Vol. 26, No. 1 (Summer 2001), 40-92 und Graham Jr., Thomas/LaVera, Damien J. 
(2002): Nuclear Weapons: The Comprehensive Test Ban Treaty and National Missile Defense, in: Patrick, 
Stewart/Forman, Shepard (Eds.): Multilateralism & U.S. Foreign Policy. Ambivalent Engagement, Boulder 
and London: Lynne Rienner Publishers, 225-246, sowie Hedtstück, Michael (2002): Raketenpoker um die 
Hegemonie in Ostasien: Chinas Sicherheitspolitik in Zeiten amerikanischer Raketenabwehrpläne, Raketen-
abwehrforschung International, Bulletin No. 31, (Winter 2001/2002), Frankfurt am Main, sowie Peter Sy-
monds (2001): Chinesisch-russischer Vertrag: Eine Reaktion auf den aggressiven Unilateralismus Washing-
tons, http://www.wsws.org/de/2001/jul2001/pakt-j28s.html (aufgerufen am 16. Juli 2002) 
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Tabelle 2: Präferenzen der PAS-Akteure 
Präferenzen 1995 Präferenzen 2001208 

Dafür Dagegen Dafür Dagegen 

BMDO-Direktor US-Präsident US-Präsident Finanzminister 

 Kongressabgeordnete BMDO-Direktor Außenminister 

 Finanzminister Verteidigungsminister  

 Außenminister Vorsitzende JCS  

 Vorsitzender JCS   

 Verteidigungsminister   

 ACDA-Direktor   
 
Tabelle 3: Präferenzen der privaten Akteure  

Präferenzen 1995 Präferenzen 2001 
Dafür Dagegen Dafür Dagegen 

Unternehmen Rüstungskontrollge-
meinschaft 

Unternehmen Rüstungskontrollge-
meinschaft 

Konservative soziale 
Gruppen 

Rüstungskontroll-
freundliche Forschungs-

einrichtungen 

Konservative soziale 
Gruppen 

Rüstungskontroll-
freundliche Forschungs-

einrichtungen 

Gewerkschaften  Gewerkschaften  

Arbeitgeberverbände  Arbeitgeberverbände  

Rüstungskontroll-
skeptische Forschungs-

einrichtungen 

 Rüstungskontroll-
skeptische Forschungs-

einrichtungen 

 

 

5.4.  Ermittlung der durchsetzungsfähigen Akteure  

5.4.1.  Durchsetzungsfähige politisch-administrative Akteure 

Die Durchsetzungsfähigkeit der politischen und administrativen Akteure wird anhand des 

situativen und des strukturellen Mobilisierungsgrades ermittelt. Gemessen wird die situative 

Mobilisierung, in dem man ermittelt, wie intensiv die Grundinteressen der Akteure betroffen 

sind. Die Entscheidungsbefugnisse messen die strukturelle Mobilisierung. Welcher Akteur 

besitzt die Fähigkeit, Entscheidungen zu treffen, die die Verwirklichung des strategischen 

Raketenabwehrsystems betreffen?  

 

                                                           
208  Die Kongressabgeordneten sind 2001 indifferent gegenüber einer Aufstellung. S.o. 
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5.4.1.1.  Situative Mobilisierung der PAS-Akteure 

Beobachtungszeitpunkt 1995 

Präsident Clinton und die Kongressabgeordneten sind über ihr Wiederwahlinteresse situativ 

mobilisiert. Man kann sogar davon ausgehen, dass sie eine starke Präferenz gegen eine Auf-

stellung haben, da der Betrag, der für ein strategisches Raketenabwehrsystem bereitgestellt 

werden müsste, mit 30-60 Mrd. US-$ relativ hoch ist und 1995 zu wirtschaftlichen Schäden 

führen würde. Dies würde das Wiederwahlinteresse betreffen. Der Finanz- und Außenminister 

werden über ihren Organisationszweck situativ mobilisiert. Ein strategisches Raketenabwehr-

system kostet viel Geld und belastet bei einem defizitären Haushalt die öffentlichen Kassen. 

Da es ein relativ großes Projekt ist, ist anzunehmen, dass der Finanzminister stark situativ 

mobilisiert sein wird. Der Außenminister hat eine Verschlechterungen der Beziehungen zu 

anderen Staaten zu befürchten, deshalb ist er situativ mobilisiert. Das verfolgte Midcourse-

system würde zu großen außenpolitischen Komplikationen führen. Daher ist zu vermuten, 

dass der Außenminister stark situativ mobilisiert sein wird. 

Dadurch, dass der Verteidigungsminister durch den Aufbau eines strategischen Raketenab-

wehrsystems die Sicherheit der USA nicht erhöhen kann, sondern sogar Einbussen zu be-

fürchten hat,209 wird er stark situativ mobilisiert sein. Der Vorsitzende der Vereinigten Stabs-

chefs ist ebenfalls aufgrund seines Organisationszweckes situativ eher stark mobilisiert. 

Der Direktor der BMDO ist über die zunehmenden finanziellen Mittel seiner Organisation 

situativ mobilisiert. Ein Aufbau würde neue Gelder bringen. Über den Organisationszweck ist 

auch der Direktor der ACDA situativ mobilisiert. Es steht zu befürchten, dass die Errichtung 

eines Abwehrsystems zu einer Erosion des strategischen Rüstungkontrollsystems führen wür-

de. Die Wahrscheinlichkeit ist sehr hoch, dass dies geschieht, demnach wird er stark situativ 

mobilisiert sein. 

 

Tabelle 4: Situative Mobilisierung der PAS-Akteure 1995 
Grad der situativen Mobilisierung (1995) Netzwerkakteure 

Hohe situative Mobilisierung Präsident, Kongreßabgeordnete, Finanzminister, 
BMDO-Direktor, ACDA-Direktor, Außenminister, 

Verteidigungsminister, Vorsitzender der JCS 

Geringe oder keine situative Mobilisierung  

 

                                                           
209  Bei gleichbleibenden oder sinkenden Verteidigungsbudgets wird dringend benötigtes Geld für andere Rüs-

tungsprojekte abgezogen, die zur Sicherheit der USA einen größeren Beitrag leisten können. 
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Beobachtungszeitpunkt 2001 

2001 sind die Kongressabgeordneten nicht situativ mobilisiert, da keine ihrer Grundinteressen 

durch die Aufstellung eines strategischen Raketenabwehrsystem betroffen sind. Die Wieder-

wahl des Präsidenten ist nicht unmittelbar von einer Errichtung eines Abwehrschildes betrof-

fen. Dagegen wird er aber über die Vergrößerung seiner finanziellen Möglichkeiten situativ 

mobilisiert. Der Staat hatte 2001 rund 1.864 Mrd. US-$ Staatsausgaben.210 Dies ist der Betrag 

über den der Präsident „verfügen“ kann. 30-60 Mrd. US-$ sind ein Betrag, bei dem man ver-

muten kann, dass der Präsident situativ stark mobilisiert sein wird.  

Der Finanzminister ist weiterhin über seinen Organisationszweck situativ mobilisiert. Da aber 

die Haushaltssituation (Haushaltsüberschuss) 2001 besser ist als 1995, wird er geringer situa-

tiv mobilisiert sein.  

Der Außenminister ist situativ über seinen Organisationszweck schwach mobilisiert. Zwar 

äußerten 2001 die alliierten Regierungen sowie Russland und China weiterhin Bedenken, die 

internationalen Reaktionen auf die Kündigung des ABM-Vertrages am 13. Dezember 2001 

durch die USA waren jedoch von einer eher verhaltenen Art und Weise und lassen vermuten, 

dass die außenpolitischen Kollateralschäden nicht die Grundfesten der Beziehungen erschüt-

tern werden würden. Dies ist sicherlich mit dem Window-of-Opportunity für die USA nach 

dem 11. September 2001 in Verbindung zu bringen.  

Da Raketen jetzt als Bedrohung für die Sicherheit der USA (Organisationszweck) angesehen 

werden und der Verteidigungsminister eine Erhöhung seiner finanziellen Mittel durch die 

Aufstellung eines strategischen Raketenabwehrsystems erwarten kann, ist er situativ stark 

mobilisiert. Sein Budget beträgt jährlich zwischen 250 und 300 Mrd. US-$. Jährlich rund 5-10 

Mrd. US-$ würden alleine in der Aufbauphase hinzukommen. Stark situativ mobilisiert ist 

weiterhin der Direktor der BMDO über seinen Organisationszweck. Der Vorsitzende der Ver-

einigten Stabschefs ist über seinen Organisationszweck situativ schwach mobilisiert. Zwar 

würde ein Raketenabwehrsystem weiterhin viel Geld kosten, aber Geheimdienstberichte bele-

gen seine Notwendigkeit. Zudem würde sich jetzt ein Raketenabwehrsystem innerhalb der 

neuen Nuklearstrategie bewegen. 
 

                                                           
210  http://www.cbo.gov/showdoc.cfm?index=1821&sequence=0 (aufgerufen am 30. September 2002) 
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Tabelle 5: Situative Mobilisierung der PAS-Akteure 2001 
Grad der situativen Mobilisierung (2001) Netzwerkakteure 

Hohe situative Mobilisierung BMDO-Direktor, Verteidigungsminister, Präsident 

Geringe situative Mobilisierung Finanzminister, Außenminister, Vorsitzen-
der der Vereinigten Stabschefs 

Keine situative Mobilisierung Kongressabgeordnete 

 

 

5.4.1.2.  Strukturelle Mobilisierung der PAS-Akteure211 

Die strukturelle Mobilisierung der politischen und administrativen Akteure soll mit dem Indi-

kator Entscheidungsbefugnisse gemessen werden. Es ist danach zu fragen, welche Akteure 

wieviel Macht im Entscheidungsprozess besitzen. Als erstes werden die Möglichkeiten der 

politischen Akteure betrachtet, um dann anschließend die Bedeutung der administrativen Ak-

teure zu beurteilen. In unserem Fall setzt die Errichtung eines strategischen Raketenabwehr-

systems eine gesetzliche Grundlage voraus. Zudem muss der Prozess der Bereitstellung von 

finanziellen Mitteln untersucht werden, denn von solchen Zuwendungen hängt die tatsächli-

che Realisierung des Projekts entscheidend ab. 
 

Betrachten wir zunächst das Gesetzgebungsverfahren. Der US-Präsident und der Kongress 

sind hierbei die entscheidenden Netzwerkakteure. Die Aufgabe des Kongresses ist es, Bun-

desgesetze zu verabschieden und genauestens zu bestimmen, wann und zu welchem Zweck 

wieviel Gelder ausgegeben werden dürfen.212 Nach Steffani kann man drei Phasen des US-

amerikanischen Gesetzgebungsprozesses unterscheiden: Vorbereitungsphase, Beratungs- und 

Beschlussphase und Abschlussphase. 
 

Vorbereitungsphase:213 Formal hat nur ein Kongressmitglied das Recht, eine Gesetzesinitiati-

ve einzureichen. Dem US-Präsidenten steht dieses Recht formal nicht zu. Rechtlich besitzt er 

die Möglichkeit, durch seine Rede zur Lage der Nation (verankert in der Verfassung der USA, 

Artikel II, Abschnitt 3), Anstösse für Gesetzesvorhaben zu geben. Faktisch entsprechen die 

Vorschläge aber meist einem programmatisch ausgearbeiteten Entwurf. Dadurch thematisiert 

                                                           
211  Während des Untersuchungzeitraumes haben sich keine entscheidenden neuen verfassungrechtlichen Verän-

derungen bezüglich der Gesetzgebung und Haushaltsgebung ergeben. Die Entscheidungsbefugnisse der ein-
zelnen Netzwerkakteure bleiben somit während des Untersuchungszeitraumes gleich. Deshalb ist es nicht nö-
tig, zwischen den beiden Untersuchungszeitpunkten zu unterscheiden.  

212  Steffani, Winfried (1998b): Der Gesetzgebungsprozeß, in: Jäger, Wolfgang/Welz, Wolfgang (Hrsg.): Regie-
rungssystem der USA. Lehr- und Handbuch, München und Wien: Oldenbourg, 2. Auflage, 185 

213  Steffani, Winfried (1998b), a.a.O., 185ff. 
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er eine Problematik und erzeugt so den nötigen öffentlichen Druck, um ein Gesetz über Um-

wege in den Kongress zu bringen. Oft versucht der Präsident auch das Fehlen eines Gesetzes-

initiativrechtes dadurch zu kompensieren, dass er „seinem“ Parteiführer oder loyalen Kon-

gressabgeordneten vorschlägt, eine bestimmte Gesetzesvorlage dem Plenum zu unterbrei-

ten.214 
 

Beratungs- und Beschlussphase: Gesetzesentwürfe (Bills) können nur durch Kongressmit-
glieder eingebracht werden. Der Entwurf landet dann in den dafür zuständigen 
Ausschüssen zur Beratung. Wenn der Ausschuss der Meinung ist, der Entwurf 
lohne sich, wird er weiterbearbeitet, wenn nicht, wird er verworfen. Die zu-
ständigen Ausschüsse erarbeiten dann einen Entwurf, der dem Plenum vorge-
legt wird und der mehrheitlich angenommen werden muss. 

Wenn Senat und Repräsentantenhaus unterschiedliche Gesetzesvorlagen beschlossen haben, 

muss ein Vermittlungsausschuss (Conference Committee) eingesetzt werden, der einen Kom-

promiss ausarbeiten soll. Dieser Konsensentwurf muss wieder von beiden Häusern mehrheit-

lich genehmigt werden. 
 

Abschlussphase: Zum Schluss wird die Vorlage dem Präsidenten zur Unterschrift vorgelegt. 
Wenn der Präsident unterschreibt, wird die Vorlage zum Gesetz. Legt der Prä-
sident sein suspensives Veto215 ein, tritt es nicht in Kraft, es sei denn, eine 
Zweidrittelmehrheit des Senats und des Repräsentantenhauses überstimmen 
den Präsidenten.216 Wenn der Präsident binnen zehn Werktagen nicht auf das 
Gesetz in den oben genannten Weisen reagiert, d.h. Annahme oder Veto, er-
langt die Vorlage Gesetzescharakter. 

 

Welchen Einfluss haben die administrativen Akteure im Gesetzgebungsprozess? Zunächst ist 

deutlich zu sagen, dass sie über keine formalen Entscheidungskompetenzen verfügen. Aber 

besonders in der Beratungs- und Beschlussfassungsphase haben sie einen nicht zu unterschät-

zenden Einfluss. Bei den Anhörungen der Ausschüsse werden oft die zuständigen administra-

tiven Akteure zu Sachproblemen befragt. Expertenwissen und Informationen sind die 

Trumpfkarten der administrativen Akteure. In diesem Fall ist zu vermuten, dass vor allem das 

Verteidigungsministerium, die BMDO bzw. MDA, und die Militärs sowie das Außenministe-

rium eine wichtige Rolle spielen. Die ACDA und das Finanzministerium sind nur am Rande 

beteiligt. Wenn die Häufigkeit der Befragungen durch die zuständigen Ausschüsse in Betracht 

gezogen wird, unterstützt das die These. Hauptsächlich werden das BMDO, bzw. die MDA, 

                                                           
214  Vgl. Jäger, Wolfgang (1998): Der Präsident, in: Jäger, Wolfgang/Welz, Wolfgang (Hrsg.): Regierungs-

system der USA. Lehr- und Handbuch, München und Wien: Oldenbourg, 2. Auflage, 152 ff. 
215  Der Präsident kann nur ein ganzen Gesetz ablehnen. Er hat kein Item-Veto, d.h. er kann nicht einzelne Punk-

te ablehnen. Vgl. Jäger, Wolfgang (1998), a.a.O., 152 
216  Dies geschah bisher in ca. 4 % der präsidentiellen Vetos und besitzt somit eher Seltenheitscharakter, vgl. 

Jäger, Wolfgang (1998), a.a.O., 155 



 75

die Militärs, der Verteidigungsminister und der Außenminister gehört. Gar nicht oder selten 

kommen der Finanzminister und der Direktor der ACDA zu Wort.  

Außerdem besitzen die administrativen Akteure eine wichtige Funktion bei der Implementie-

rung. Wenn, wie eigentlich üblich, die Gesetze etwas vage und interpretationsfähig sind, er-

halten die Akteure die Möglichkeit, eigene Entscheidungen zu treffen. Dies bevorteilt auch 

die für die Raketenabwehr zuständigen Institutionen: Militär, Verteidigungsminister und 

BMDO bzw. MDA. 
 

Haushaltsverfahren217 Der Prozess beginnt in der Administration, die Fachminister formulie-

ren ihre Forderungen und senden sie an das Office of Management and Budget, das dem Prä-

sidenten unterstellt ist. Dieses erarbeitet einen Haushaltsentwurf, der dem Kongress zugesandt 

wird. Dieser Entwurf spiegelt die Auffassung und Interessen des Präsidenten wider. 

Ist der Entwurf im Kongress angelangt, beginnt die erste Phase. Der Kongress verabschiedet 

Budgetresolutionen, die von den Budgetausschüssen des Senats und des Repräsentantenhau-

ses entworfen worden sind. Darin enthalten sind Richtlinien für die Gesamtausgabenhöhe und 

die Höhe einzelner Haushaltsposten. In der zweite Phase werden Programme und deren Fi-

nanzierung (authorization bills) in den dafür zuständigen Ausschüssen geregelt. Deshalb kann 

man diese Phase Genehmigungsgesetzgebung nennen. Es wird jedoch nicht die tatsächliche 

Höhe festgeschrieben. Die Ausschüsse fassen ihre Vorschläge in einem Gesetzesentwurf zu-

sammen. Dieser Entwurf bedarf der Zustimmung des Kongresses und des Präsidenten. In der 

dritten Phase werden die Gelder für die genehmigten Programme verteilt. Die Bewilligungs-

ausschüsse verhandeln und fassen einen weiteren Gesetzentwurf ab, der vom Kongress und 

dem Präsidenten gebilligt werden muss.  
 

Für die Einflussmöglichkeiten der administrativen Netzwerkakteure auf die Entscheidungs-

findung gilt das gleiche wie für den normalen Gesetzgebungsprozess. Sie nehmen durch ihr 

Engagement in den Hearings und durch ihre Rolle bei der Implementierung einer Entschei-

dung einen gewissen Einfluss auf die Entscheidungen.  
 

Zusammenfassend kann über die Ergebnisse der strukturellen Mobilisierung gesagt werden, 

dass US-Präsident, Senat und Repräsentantenhaus aufeinander angewiesen sind. Ohne die 

Mitwirkung eines dieser Akteure kann kein Gesetz erlassen werden. Sie stehen im Mittel-
                                                           
217  Vgl. dazu die Ausführungen von Andreas Fürst (1996): Budget, in: Rüdiger B. Wersich (Hrsg.): USA Lexi-

kon. Schlüsselbegriffe zu Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, Kultur, Geschichte und zu den deutsch-
amerikanischen Beziehungen, Berlin: Erich Schmidt Verlag, 134/135 und: Carl-Ludwig Holtfrerich 
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punkt einer jeden Entscheidung, die das Raketenabwehrsystem betrifft. Man kann ihnen daher 

einen hohen Grad an struktureller Mobilisierung zugestehen. Militärs, Verteidigungsminister, 

Außenminister und der Direktor der Raketenabwehrorganisation stellen die wichtigsten admi-

nistrativen Akteure dar. Sie werden um Rat gefragt, stellen ihr Expertenwissen zur Verfügung 

und nehmen Einfluss auf die Implementierung einer Entscheidung. Der Vorsitzende der JCS 

und der Direktor der BMDO sind aber dem Verteidigungsminister unterstellt und haben ihm 

somit Folge zu leisten. Infolgedessen haben Außenminister und Verteidigungsminister einen 

mittleren, der Direktor der BMDO und der Vorsitzende der JCS einen geringen Grad an struk-

tureller Mobilisierung. 
 

Finanzminister und der Direktor der ACDA218 werden auch gehört und gefragt, aber nicht in 

dem Ausmaß, wie es für die anderen administrativen Akteure gilt. Daher kann man den bei-

den Akteuren nur geringe strukturelle Mobilisierung attestieren. 
 

Tabelle 6: Strukturelle Mobilisierung der PAS-Akteure 
Grad der Strukturellen Mobilisierung Netzwerkakteure 
Hohe strukturelle Mobilisierung US-Präsident, Senatoren und Abgeordnete des 

Repräsentantenhauses 

Mittlere strukturelle Mobilisierung Verteidigungsminister, Außenminister  

Geringe strukturelle Mobilisierung Finanzminister, Direktor der ACDA (bis 1999), 
Direktor der BMDO, bzw. MDA, Vorsitzender der 
Vereinigten Stabschefs 

 

5.4.2. Durchsetzungsfähige private Akteure 

Über die Intensität der Betroffenheit der Grundinteressen kann man die situative Mobilisie-

rung des jeweiligen privaten Akteurs messen. Der Grad der strukturellen Mobilisierung kann 

anhand folgender Indikatoren bestimmt werden: Gesellschaftlicher Repräsentationsgrad, 

Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe, Hierarchisierungsgrad und die Möglichkeit 

eines Akteurs technische oder/und politische Informationen zu generieren.219 
 

                                                                                                                                                                                     
(1991/Hg.): Wirtschaft USA. Strukturen, Institutionen und Prozesse, München und Wien: R. Oldenbourg 
Verlag, 281-285 

218  Zudem gehört ja die ACDA seit 1999 dem Außenministerium an.  
219  Vgl. Bienen, Derk/Freund, Corinna/Rittberger, Volker (1999), a.a.O., 21 
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5.4.2.1. Situative Mobilisierung der privaten Akteure 

Beobachtungszeitpunkt 1995/1996 

Es kann vermutet werden, dass Unternehmen aufgrund des Gewinninteresses situativ stark 

mobilisiert sein werden. Seit Ende der 80er Jahre sinken die Gesamtumsätze der Rüstungsun-

ternehmen im Bereich der Luft- und Raumfahrt. Vor allem die Aufträge des Verteidigungs-

ministeriums sind überproportional zurückgegangen. Nur noch Aufträge im Wert von rund 42 

Mrd. US-$ wurden 1995 vom Ministerium geordert. Ein strategisches Raketenabwehrsystem 

würde neue Aufträge und somit neue Gewinne erbringen. Arbeitgeberverbände werden eben-

falls über ihren Organisationszweck stark situativ mobilisiert. Ihre Mitglieder (Rüstungsun-

ternehmen in der Luft- und Raumfahrt) erzielen durch den Aufbau eines strategischen Ab-

wehrschildes einen hohen materiellen Gewinn. Über den Organisationszweck werden auch 

die Gewerkschaften stark situativ mobilisiert. Die sinkenden Umsatzzahlen haben zu einem 

drastischen Arbeitsplatzabbau geführt. Nur noch rund 800.000 von ehemals 1,3 Mio. Arbei-

tern sind 1995 beschäftigt. Neue Aufträge würden die vorhandenen Arbeitsplätze absichern 

und neue schaffen. Die Rüstungskontrollgemeinschaft ist stark situativ über ihren Organisati-

onszweck mobilisiert. Ein strategisches Raketenabwehrsystem würde nicht nur die nukleare 

Rüstungskontrollstruktur gefährden, es stellt zudem ein Akt der Aufrüstung dar. Forschungs-

einrichtungen, gleich ob rüstungskontrollfreundlich oder -feindlich, werden nicht direkt von 

einem Aufbau eines strategischen Raketenabwehrsystems betroffen. Der Organisationszweck 

Forschen bleibt unberührt. Indirekt wird er aber betroffen, da sich Gegner und Befürworter 

des Abwehrschildes politische Argumente wünschen, die die jeweiligen Standpunkte unter-

mauern. Wenn dies erfolgt, kann man eine Verbreiterung der finanziellen Basis der For-

schungsinstitute erwarten, da neue Spenden220 etc. eingesammelt werden können. Insofern 

kann man davon ausgehen, dass die Forschungseinrichtungen gering situativ mobilisiert sind. 

Konservative soziale Gruppen werden über ihren Organisationszweck nur schwach situativ 

mobilisiert. Außenpolitik rangiert nicht oben auf ihrer Agenda und besitzt somit keine Priori-

tät. Höhere Einnahmequellen lassen sich daher eher mit innenpolitischen Themen erschließen. 
 

                                                           
220  Vgl. die Spenden von Boeing und Lockheed Martin seit 1988 (ca. 2 Mio. US-$) an das Center for Security 

Policy, welches eindeutig Stellung für ein strategisches Raketenabwehrsystem bezieht. Siehe dafür: Hartung, 
William D. (1999): Military-Industrial Complex Revisited. How Weapons Makers are Shaping U.S. Foreign 
and Military Policies, in: Foreign Policy in Focus, http://www.foreignpolicy-infocus/org/micr/pushing.html 
(aufgerufen am 20. August 2002) 
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Tabelle 7: Situative Mobilisierung der privaten Akteure 1995 
Grad der situativen Mobilisierung Netzwerkakteure 
Hohe situative Mobilisierung Unternehmen, Arbeitgeberverbände, Gewerkschaf-

ten, Rüstungskontrollgemeinschaft 

Geringe oder keine situative Mobilisierung Rüstungskontrollfreundliche und -feindliche For-
schungseinrichtungen, konservative politische 

Gruppen 
 

Beobachtungszeitpunkt 2001 

An dem Grad der situativen Mobilisierung der privaten Akteure hat sich 2001 nichts geändert. 

Weiterhin sind Unternehmen, Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften und die Rüstungskon-

trollgemeinschaft hoch situativ mobilisiert. Rüstungskontrollfeindliche- und rüstungskontroll-

freundliche Forschungseinrichtungen und konservative politische Interessengruppen sind ge-

ring situativ mobilisiert.  
 

Tabelle 8: Situative Mobilisierung der privaten Akteure 2001 
Grad der situativen Mobilisierung Netzwerkakteure 
Hohe situative Mobilisierung Unternehmen, Arbeitgeberverbände, Gewerkschaf-

ten, Rüstungskontrollgemeinschaft 

Geringe oder keine situative Mobilisierung Rüstungskontrollfreundliche und -feindliche For-
schungseinrichtungen, konservative politische Grup

pen 
 

5.4.2.2.  Strukturelle Mobilisierung der privaten Akteure221 

Folgende Indikatoren sollen helfen, den Grad an struktureller Mobilisierung zu messen: Ge-

sellschaftlicher Repräsentationsgrad, Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe, Hie-

rarchisierungsgrad, und die Möglichkeit, technische oder politische Informationen zu generie-

ren. Ich möchte kurz erläutern, was unter den genannten Indikatoren zu verstehen ist:  

• Repräsentationsgrad: Wieviele Mitglieder der Gesellschaft stehen hinter den einzelnen 

Akteuren? Dabei gilt: Je mehr gesellschaftliche Gruppen durch den Akteur vertreten wer-

den, desto stärker ist er strukturell mobilisiert. 

• Konzentrationsgrad: Wie groß ist der Anteil an Mitgliedern/Menschen die durch einen 

Akteur in einem bestimmten Bereich vertreten werden?222 Hierbei gilt: Je größer der Kon-

                                                           
221  Die strukturelle Mobilisierung der privaten Netzwerkakteure ist relativ statisch. Während des Untersu-

chungszeitraumes fanden keine bedeutenden Veränderungen bei den Ausprägungen der verschiedenen Indi-
katoren statt. Es ist deshalb legitim, nur eine Betrachtung darüber anzustellen. Wo möglich, wird diese Be-
hauptung untermauert. Andrerseits werden beobachtete Veränderungen Erwähnung finden. 

222  Beispiel: Der Konzentrationsgrad ermittelt, wie groß der Anteil der von der Raketenabwehr betroffenen Ar-
beitgeberverbände zu allen Arbeitgeberverbänden ist.  



 79

zentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe ist, desto stärker ist der Akteur strukturell 

mobilisiert. 

• Hierarchisierungsgrad: Kann der Vorsitzende etc. verbindliche Entscheidungen treffen? 

In Form einer Hypothese lässt sich der Zusammenhang verdeutlichen: Je stärker die Hie-

rarchie ausgeprägt ist, und je größer die Möglichkeiten sind bindende Entscheidungen für 

die Mitglieder bzw. Beschäftigten zu treffen, desto stärker ist der Akteur strukturell mobi-

lisiert. 

• Möglichkeit, Informationen zu schaffen: Wie stehen die Möglichkeiten, technische und 

politische Informationen zu generieren? Dabei gilt: Je besser die Möglichkeiten eines Ak-

teures sind, politische und/oder technische Informationen zu generieren, desto größer ist 

sein Grad an struktureller Mobilisierung.  
 

Nach ausführlicher Betrachtung223 der einzelnen Indikatoren der strukturellen Mobilisierung 

lassen sich folgende Ergebnisse ermitteln: 

Tabelle 9: Strukturelle Mobilisierung der privaten Akteure (Rohdaten) 
 Konzentrations-

grad innerhalb der 
Referenzgruppe224 

Gesellschaftlicher 
Repräsentations-
grad (in Prozent 
der Gesamtbe-
völkerung) 

Hierarchisierungs-
grad 

Möglichkeit, polit-
ische und tech-
nische Informa-
tionen zu generie-
ren 

Unternehmen 
Gering:  
Rund 1% 

Gering:  
Einige Millionen, 
Entspricht etwa rund 
1-2% 

Hoch Technisch: hoch 
Politisch: gering 

Rüstungskon-
trollgemeinschaft 

Sehr gering: Weni-
ger als 1% 

Mittel:  
Etwa 10% 

Mittel Technisch: mittel 
Politisch: mittel 

Konservative politi-
sche Bewegungen 

Sehr gering: Weni-
ger als 1% 

Mittel:  
15-22% 

Mittel Technisch: gering 
Politisch: mittel  

AG-Verbände  Sehr gering: Weni-
ger als 1% 

Gering:  
Etwa 1-2% 

Mittel Technisch:gering 
Politisch: gering 

Gewerkschaften Gering:  
rund 4 Prozent 

Gering:  
Etwa 1-2%  

Mittel Technisch: gering 
Politisch: gering 

Rüstungskontroll-
feindliche For-
schungsein-
richtungen 

(hoch)225 
k. A.  

Hoch:  
Rund 33% 

Gering Technisch: mittel 
Politisch: sehr hoch 

                                                           
223  Im Anhang (Seite 108ff.) befindet sich die ausführliche Untersuchung zur strukturellen Mobilisierung der 

privaten Akteure. 
224  Dabei gilt für die Werte (sehr gering, gering etc.) des Konzentrationsgrads und des gesellschaftlichen Reprä-

sentationsgrads folgende Zuweisung: sehr gering: Grad < 1, gering: 1 < Grad < 10, mittel: 10 < Grad < 30, 
hoch: 30 < Grad < 50, sehr hoch: Grad > 50. 
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Rüstungskontroll-
freundliche For-
schungs-
einrichtungen 

(hoch) 
k. A.  

Sehr hoch:  
Etwa 50-66% 

Gering Technisch: mittel 
Politisch: sehr hoch 

 

Diese Daten sollen nun helfen, den einzelnen privaten Akteuren einen Wert der strukturellen 

Mobilisierung zuzuweisen. Dazu wird das arithmetische Mittel der Ausprägungen berech-

net.226 Die Ergebnisse sind in der nachfolgenden Tabelle abgebildet:  

Tabelle 10: Strukturelle Mobilisierung der privaten Akteure (arithmetisches Mittel) 
Grad der Strukturellen Mobilisierung Netzwerkakteure 

Sehr hohe strukturelle Mobilisierung Keiner 

Hohe strukturelle Mobilisierung Rüstungskontrollfreundliche 
Forschungsinstitute (19/Ø=3,8), rüstungskontroll-

skeptische Forschungsinstitute (18/Ø=3,6) 

Mittlere strukturelle Mobilisierung Unternehmen (14/Ø=2,8), Rüstungskontrollgemein-
schaft (13/Ø=2,6)  

Geringe strukturelle Mobilisierung Konservative politische Gruppen (12/Ø=2,4) 
Gewerkschaften (11/Ø=2,2) 

Wirtschaftliche Interessengruppen (10/Ø=2) 

Sehr geringe strukturelle Mobilisierung Keine 

 

Die rüstungskontrollfeindlichen und -freundlichen Forschungsinstitute sind am stärksten 

strukturell mobilisiert. Unternehmen und die Rüstungskontrollgemeinschaft haben einen mitt-

leren Grad an struktureller Mobilisierung. Nur einen geringen Grad an struktureller Mobilisie-

rung weisen die konservativen politischen Gruppen, die Gewerkschaften und die Arbeitgeber-

verbände auf. 

 

                                                                                                                                                                                     
225  Die Konzentrationsgrade innerhalb der Bezugsgruppe für die rüstungskontrollfreundlichen und -skeptischen 

Forschungseinrichtungen ergeben zusammen hundert Prozent. Da es sehr wahrscheinlich keine grobe Un-
gleichverteilung der beiden Kategorien gibt, ist es gerechtfertigt, beiden einen hohen Grad zuzuschreiben.  

226  Um herauszufinden, wer wie stark strukturell mobilisiert ist, werde ich jeder Ausprägung in der Tabelle einen 
Wert zuweisen. So wird der Ausprägung „sehr gering“ der Wert eins zugeordnet. „Gering“ erhält den Wert 
zwei, „mittel“ drei, „hoch“ vier und letztlich „sehr hoch“ fünf. Zählt man die einzelnen Werte für die einzel-
nen Netzwerkakteure zusammen, erhält man einen additiven Wert. Dieser weist eine Streuung von 5 (ge-
ringster Wert strukturelle Mobilisierung) bis 25 (höchster Wert strukturelle Mobilisierung) auf. Dabei zählt 
die Ausprägung des Indikators gesellschaftlicher Repräsentationsgrad genauso viel wie die der anderen Indi-
katoren. Nehmen wir das Beispiel Unternehmen: Der Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe, der 
gesellschaftliche Repräsentationsgrad sowie die Möglichkeit politische Informationen zu generieren wurden 
mit „gering“ bewertet. „Gering“ besitzt den Zahlenwert zwei. Dreimal zwei ist sechs. Andrerseits weisen Un-
ternehmen einen „hohen“ Grad an Hierarchisierung auf und können sehr gut („hoch“) technische Informatio-
nen bereitstellen. „Hoch“ besitzt den Wert vier. Zweimal vier ist acht. Zusammen macht das 14. Dividiert 
man nun diese Summe durch die Anzahl der Faktoren (fünf) erhält man das arithmetische Mittel. Für die Un-
ternehmen wäre dies 2,8. Dies entspricht einem mittleren Grad an struktureller Mobilisierung. In Tabelle 10 
wird zuerst der additive Wert und anschließend das arithmetische Mittel (Ø) in Klammern gesetzt. 
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5.5.  Durchsetzungsfähigste Akteure 
In diesem Teil geht es um die Zusammenführung der Kapitel situative und strukturelle Mobi-

lisierung, um die oder den durchsetzungsfähigsten politisch-administrativen und privaten Ak-

teur(e) zu bestimmen.  

 

5.5.1.  Durchsetzungsfähigste PAS-Akteure 

1995 gab es verschiedene Netzwerkakteure des PAS, die situativ stark mobilisiert sind. Daher 

entscheidet der strukturelle Mobilisierungsgrad. Präsident und Kongressabgeordnete, die 

beide hoch situativ mobilisiert sind, sind die am stärksten strukturell mobilisierten Akteure. 

Daher sind diese beiden Akteure 1995 die durchsetzungsfähigsten Netzwerkakteure im poli-

tisch-administrativen System. 

Tabelle 11: durchsetzungsfähigste PAS-Akteure 1995 
 Situative Mobilisierung Strukturelle Mobilisierung 

US-Präsident Ja, stark Hoch 

Kongressabgeordnete Ja, stark Hoch 

Verteidigungsminister Ja, stark Mittel 

Außenminister Ja, stark Mittel 

Finanzminister Ja, stark Gering 

Direktor der ACDA Ja, stark Gering 

Direktor der BMDO/MDA Ja, stark Gering 

Vorsitzender JCS Ja, stark Gering 
 

2001 sind der Präsident, der Verteidigungsminister und der Direktor der BMDO die situativ 

am stärksten mobilisierten Akteure. Da jedoch der Präsident am stärksten strukturell mobili-

siert ist, wird er 2001 der durchsetzungsfähigste Netzwerkakteur sein. 
 

Tabelle 12: durchsetzungsfähigste PAS-Akteure 2001 
 Situative Mobilisierung Strukturelle Mobilisierung 

US-Präsident Ja, stark Hoch 

Kongressabgeordnete Nein Hoch 

Verteidigungsminister Ja, stark Mittel 

Außenminister Ja, gering Mittel 

Finanzminister Ja, gering Gering 

Direktor der BMDO/MDA Ja, stark Gering 

Vorsitzender JCS Ja, gering Gering 
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5.5.2. Durchsetzungsfähigste private Akteure 

Unternehmen, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände und die Rüstungskontrollgemeinschaft 

sind situativ stark mobilisiert. Da Unternehmen und die Rüstungskontrollgemeinschaft aber 

strukturell stärker mobilisiert sind als Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, sind sie die 

durchsetzungsfähigsten privaten Akteure 1995. 

 

Tabelle 13: durchsetzungsfähigste private Akteure 1995 und 2001 
 Situative Mobilisierung Strukturelle Mobilisierung 

Unternehmen Ja, stark Mittel 

Arbeitgeberverbände Ja, stark Gering 

Gewerkschaften Ja, stark Mittel 

Rüstungskontrollgemeinschaft Ja, stark Mittel 

Rüstungskontrollfreundliche For-
schungseinrichtungen 

Ja, gering Hoch 

Rüstungskontrollskeptische For-
schungseinrichtungen 

Ja, gering Hoch 

Konservative politische Gruppen Ja, gering Gering 
 

Da sich 2001 weder der situative noch der strukturelle Mobilisierungsgrad der privaten Ak-

teure geändert hat, sind weiterhin die Unternehmen der Luft- und Raumfahrt sowie die Rüs-

tungskontrollgemeinschaft die durchsetzungsfähigsten privaten Akteure. 

 

5.6.  Autonomiegrad 
Es stellt sich nun die Frage, inwieweit die durchsetzungsfähigsten politischen und administra-

tiven Netzwerkakteure von den durchsetzungsfähigsten privaten Netzwerkakteuren autonom 

sind. Genauer, inwieweit sind der Präsident und die Kongressabgeordneten von Rüstungsun-

ternehmen und der Rüstungskontrollgemeinschaft autonom? Dies soll mit folgenden Indikato-

ren ermittelt werden. Erstens ist es wichtig zu untersuchen, inwiefern die politischen und ad-

ministrativen Akteure finanziell von den privaten Akteuren abhängig sind (Grad der Ressour-

cenabhängigkeit). Zweitens muss untersucht werden, welche institutionalisierten Mitsprache- 

und Einwirkungskanäle für private Akteure bestehen (Grad der Verflechtungen zwischen den 

beiden Bereichen). Drittens ist die Klarheit der Aufgabenzuweisung an politische und admi-

nistrative Akteure von Bedeutung. Letztlich hängt der Grad der Autonomie davon ab, ob die 

Aufgaben eines politischen und administrativen Akteurs funktional definiert sind.227 
 

                                                           
227  Der Autonomiegrad sinkt, wenn die Aufgabe klientelistisch definiert wird.  
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5.6.1.  Grad der Ressourcenabhängigkeit  

Kongressabgeordnete und Präsidentschaftskandidaten müssen, um den Wahlkampf für ihre 

Wahl bzw. Wiederwahl finanzieren zu können, Spenden sammeln. Ohne großzügige finan-

zielle Beiträge von vermögenden Personen, Unternehmen und anderen Organisationen wären 

die Chancen auf ein politisches Mandat sehr gering. Zwar ist es umstritten, inwieweit ein Zu-

sammenhang zwischen der Spendenhöhe und dem Abstimmungsverhalten der Kongressabge-

ordneten besteht.228 Innerhalb unseres theoretischen Rahmens kann man davon ausgehen, dass 

es ein solcher Zusammenhang besteht, der jedoch nicht zu quantifizieren ist. Spenden helfen 

die Wiederwahl zu sichern. Engagement für ein umstrittenes Rüstungsvorhaben wirkt sich 

sicherlich nicht nachteilig auf das Spendenaufkommen aus der Rüstungsindustrie aus. 
 

Inwieweit sind die politischen Mandatsträger von den finanziellen Zuweisungen durch Rüs-

tungsfirmen abhängig? Zunächst sollen die Senatoren derjenigen Staaten betrachtet werden, 

die am meisten vom Aufbau eines strategischen Raketenabwehrsystem profitieren würden. 

Das sind die Staaten, in denen die einzelnen Komponenten gebaut werden: Alabama, Arizona, 

California, Colorado und Massachusetts.  

1994 und 1996 haben einige Senatoren dieser Staaten mehr als 10.000 US-$ an Spenden von 

Rüstungsfirmen eingesammelt. So haben 1994 Dennis Deconcini (Demokrat/Arizona) 22.029 

US-$, Dianne Feinstein (Demokratin/California) 155.776 US-$ und Edward Kennedy (De-

mokrat/Massachusetts) 11.250 US-$ von Rüstungsunternehmen erhalten.229 Richard Shelby 

(Demokrat/Alabama) erhielt 1996 66.133 US-$ und John Kerry (Demokrat/Massachusetts) 

23.350 US-$.230  

Die Senatoren, die hohe Spenden erhalten haben, sitzen im Bewilligungsausschuss des Senats 

und bekleiden zudem noch wichtige Positionen in anderen verteidigungspolitisch relevanten 

Ausschüssen. So zum Beispiel Dianne Feinstein aus California: Sie ist Mitglied im Bewilli-

gungsausschuss des Senats, Vorsitzende des Unterausschusses für Military Construction, und 

außerdem Mitglied im Unterausschuss für Verteidigung des Bewilligungsausschusses. 

 

                                                           
228  Den Zusammenhang bestreiten: Hall, Richard/Wayman, Frank (1990): Buying Time: Moneyed Interests and 

the Mobilization of Bias in Congressional Committees, in: American Political Science Review, Vol. 84, No. 
3, 797-820. John R. Wright dagegen meint, einen Zusammenhang belegen zu können: Wright, John R. 
(1990): Contributions, Lobbying, and Committee Voting in the U.S. House of Representatives, in: American 
Political Science Review, Vol. 84, No. 2, 417-438 

229  http://www.opensecrets.org/industries/summary.asp?Ind=D&recipdetail=S&sortorder=S&Mem=Y&Page=2 
(aufgerufen am 23. August 2002) 

230  http://www.opensecrets.org/industries/summary.asp?Ind=D&recipdetail=S&sortorder=S&Cycle=1996 (auf-
gerufen am 23. August 2002) 
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In der nachfolgenden Tabelle sind die Zuwendungen der Luft- und Raumfahrtindustrie an die 

Abgeordneten der betreffenden Bundesstaaten aufgeführt. 
 

Tabelle 14:  Spenden der Rüstungsindustrie (Bereich Luft- und Raumfahrt) an die Mitglie-
der des Repräsentantenhauses 

Staat Alabama Arizona California Colorado Massachusetts 

Gesamtspenden 1994/95 
86.300 211.866 791.835 50.100 58.500 

Durchschnittlicher Spenden-
betrag pro Abgeordneten231 
1994/95 

12.329 35.311 16.160 8.350 7.313 

Gesamtspenden 1996/97 101.450 109.300 982.921 86.950 68.550 

Durchschnittlicher Spenden-
betrag pro Abgeordneten 
1996/97 

16.908 18.217 20.060 17.390 6.855 

 

Im Wahlzyklus 1994/95 waren die Abgeordneten Jane Harman (Demokratin/California) mit 

138.800 US-$, Vic Fazio (Demokrat/California) mit 84.550 US-$, Jerry Lewis (Republika-

ner/California) mit 81.750 US-$ und Randy Cunningham (Republikaner/California) mit 

72.725 US-$ die Großverdiener. 1996/97 sind es nahezu die gleichen Personen geblieben, die 

die Spitzenpositionen einnehmen. Erster ist Duncan Hunter (Republikaner/California) mit 

154.501 US-$, gefolgt von Jane Harman mit 147.950 US-$, Randy Cunningham mit 139.576 

US-$ und Jerry Lewis mit 108.250 US-$. Auch im Repräsentantenhaus werden vor allem Ab-

geordnete finanziell unterstützt, die entweder im Verteidigungsausschuss, dem Bewilligungs-

ausschuss, dem außenpolitischen Ausschuss und anderen Ausschüssen vertreten sind, die für 

die Rüstung und das Militär eine wichtige Rolle spielen. So ist beispielsweise der Abgeordne-

te Duncan Hunter Chairman of The House Armed Services und Mitglied des Subcommitte on 

Military Procurement. 
 

Insgesamt flossen den Senatoren und Abgeordneten aus der Rüstungsindustrie 1994/95 rund 

4.457.197 US-$ zu, wovon die Demokraten 2.577.681 US-$ und die Republikaner 1.879.516 

US-$ erhielten. Damit rangierte die Rüstungsindustrie im Bereich der Luft- und Raumfahrt an 

39ster Stelle der verschiedenen Industriebranchen. 1996/97 erhielten die Republikaner 

4.390.581 US-$ und die Demokraten 2.173.073 US-$. Damit rangierte der betroffene Indust-

riebereich nur noch auf Rang 42.232
 

                                                           
231  Gezählt worden sind nur die Abgeordneten, die auch wirklich etwas erhalten haben. Abgeordnete, die keine 

Spenden o.ä. bekommen haben, werden nicht berücksichtigt. 
232  http://www.opensecrets.org/industries/indus.asp?Ind=D01 (aufgerufen am 23. August 2002) 
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Doch nicht nur die Unternehmen alimentierten „ihre“ Kandidaten. Auch die Rüstungskon-

trollgemeinschaft versuchte durch gezielte Spenden und Spendenaufrufe, „ihre“ Kanidaten für 

den Kongress eine bessere Ausgangschance zu bieten, damit diese in den Kongress gewählt 

werden können. Dabei wurden vor allem, aber nicht ausschließlich, demokratische Kandida-

ten unterstützt. So wurden im Jahre 2000 rund eine Mio. US-Dollar233 für Kongresskandida-

ten (Senat und Repräsentantenhaus) ausgegeben. Der Council for a Livable World unterstützte 

beispielsweise den einflussreichen Senator Biden.234  
 

Präsident Clinton erhielt für seinen Präsidentschaftswahlkampf 1996 69.700 US-$ von Rüs-

tungsfirmen. Davon kamen 18.950 US-$ von der Rüstungsindustrie im Bereich der Raum- 

und Luftfahrt und 29.000 US-$ aus dem Rüstungsbereich Elektronik.235 Die größte Spende 

kam von Raytheon Co., die mit 23.000 US-$ auf Rang 12 aller Firmenspender rangieren. An-

dere Firmen, die bei der Raketenabwehr eine entscheidende Rolle spielen, sind nicht unter den 

50 größten Spendern.236 Insgesamt wurden durch Spenden rund 42 Mio. US-$237 für den Prä-

sidentschaftswahlkampf zusammengetragen. So gesehen ist der Anteil der Rüstungsindustrie 

relativ gering.  
 

Präsidentschaftskandidat George W. Bush brachte es 2000 immerhin auf Spenden in Höhe 

von 180.775 US-$ von der Verteidigungsindustrie.238 Er sammelte insgesamt Spenden in Hö-

he von 83.268.353 US-$ ein. Auch hier dürfte sich ein vergleichbarer Anteil ergeben wie bei 

Clinton 1996.  
 

Es könnte allerdings interessant sein, ob die oben genannten Bundesstaaten (Al, Az, Ca, Co, 

Ma) sogenannte Swing States sind. Swing States sind solche Staaten, bei denen keiner der 

Präsidentschaftskandidaten (aus denen später der Präsident hervorgeht) eine klare Mehrheit 

besitzt und somit der Wahlausgang offen ist. Alabama, Arizona und Colorado waren solche 

Staaten bei der Präsidentschaftswahl 1996. 2000 war vor allem Kalifornien schwer umkämpft. 

Vor allem wenn die Wahl knapp wird, zählt jede Wahlmännerstimme. Wenn man die Wahl-

männerstimmen der fünf Staaten, in denen das strategische Raketenabwehrsystem produziert 

                                                           
233  http://www.clw.org/about/mission.html (aufgerufen am 19. März 2002) 
234  http://www.clw.org/election/matchups2002.html (aufgerufen am 4. September 2002) 
235  http://www.opensecrets.org/clinton/clinton96industry.htm (aufgerufen am 23. August 2002) 
236  http://www.opensecrets.org/clinton/clinton96contribs.htm (aufgerufen am 23. August 2002) 
237  http://www.fec.gov/pres96/pres1b.jpg (aufgerufen am 15. April 2002) 
238  http://www.opensecrets.org/2000elect/sector/P00003335.htm (aufgerufen am 23. August 2002) 
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werden soll, zusammenzählt239 und ins Verhältnis zu den Gesamtwahlmännerstimmen setzt, 

ergibt sich, dass rund 17% aller Wahlmännerstimmen in diesen Staaten geholt werden kön-

nen.  

Man könnte diese Fakten nun so interpretieren, dass die durchsetzungsfähigsten PAS-Akteure 

einen mittleren Grad an Autonomie gegenüber den durchsetzungsfähigsten privaten Akteuren 

geniessen. Der Präsident und die Kongressabgeordneten sind zwar dringend auf die Spenden 

angewiesen, andrerseits spenden andere Branchen wesentlich mehr Geld. Diese andere Bran-

chen wollen ihre Projekte, die mit der Raketenabwehr konkurrieren, durchsetzen. Deutlich 

wurde auch, dass Kongressabgeordnete einen geringeren Grad an Autonomie gegenüber den 

durchsetzungsfähigsten privaten Akteure aufweisen als der Präsident, weil ihr relativer Anteil 

an Spenden der Rüstungsindustrie höher war als jener eines Präsidentschaftskandidaten. 

 

5.6.2.  Grad der Verflechtungen zwischen beiden Bereichen  

Bei diesem Indikator wird zu klären sein, ob es institutionalisierte Mitsprache- oder Einwir-

kungskanäle gibt, die den privaten Akteuren zur Verfügung stehen, um eine Entscheidung in 

ihrem Sinne beeinflussen zu können. Zuerst ist nach dem Verhältnis der privaten Akteure und 

der Legislative (Kongressabgeordneten) zu fragen. Eine erste Möglichkeit, Entscheidungen zu 

beeinflussen, sind die Anhörungen des Kongresses. Hier besteht für die gesellschaftlichen 

Gruppen die Chance, öffentlichkeitswirksam ihre Interessen artikulieren zu können. Diese 

Möglichkeit steht prinzipiell allen gesellschaftlichen Gruppen offen, denn der Ausschussvor-

sitzende hält mit Vertretern beider im Kongress vertretener Parteien Rücksprache und erstellt 

in Kooperation eine Rednerliste.240 Diese Option wird vor allem von Forschungsinstituten, 

der Rüstungskontrollgemeinschaft und vereinzelt von den Rüstungsunternehmen genutzt.241 

Diese Hearings dienen vor allem dazu, unentschlossene Parlamentarier zu überzeugen. Inso-

fern bieten sich die Chance, auf Kongressabgeordnete einzuwirken. 

Zweitens können die privaten Akteure die Kongressabgeordneten und ihre Mitarbeiter mit 

Informationen und fundierten Analysen versorgen, die für das Meinungsbild der Kongressab-

                                                           
239  Alabama besitzt neun Wahlmännerstimmen, Arizona acht, Kalifornien vierundfünfzig, Colorado acht und 

Massachusetts zwölf. Zusammen macht das demnach einundneunzig Wahlmännerstimmen. 
240  Vgl. Filzmaier Peter/Plasser, Fritz (1997): Die amerikanische Demokratie. Regierungssystem und politischer 

Wettbewerb in den USA, Wien: Manzsche Verlags- und Universitätsbuchhandlung, 225 
241  So ist der Hardliner Gaffney vom rüstungskontrollskeptischen Center for Security Policy ein häufiger Gast 

der Hearings. Andrerseits kommen Lisbeth Gronlund und John Isaacs aus der Rüstungskontrollgemeinschaft 
häufiger zu Wort. Vgl. dazu die Auszüge der Anhörungen des Kongresses auf: http://www.fas.org/spp/ 
starwars/congress/index.html (aufgerufen am 5. September 2002) 



 87

geordneten entscheidend sein können. Auch hier können vor allem Forschungseinrichtungen, 

Unternehmen und Rüstungskontrollgemeinschaft einwirken. 
 

Inwieweit stehen institutionalisierte Mitsprache- und Einwirkungskanäle zum Präsidenten und 

seiner Administration offen? Über die Berater des Präsidenten können vor allem die Rüs-

tungsunternehmen Entscheidungen beeinflussen. Der Präsident wird in verteidigungspoliti-

schen Fragen vor allem vom Verteidigungsminister beraten. Dieser wiederum lässt sich von 

sogenannten Expertengremien beraten, in denen die wichtigsten Rüstungsfirmen vertreten 

sind.242 Hier sind vor allem das Defense Policy Board Advisory Committee, das den Verteidi-

gungsminister, seinen Stellvertreter und den USD AT&L berät und das Defense Science 

Board, das seine Empfehlungen an den USD AT&L und den Verteidigungsminister richtet, 

von Belang. Diese Gremien informieren über den Stand der Technologie, die Machbarkeit 

und die Schwierigkeiten. Dieses Wissen kann durchaus eine Entscheidung zu einem erhebli-

chen Teil beeinflussen.  
 

Zwischen der freien Wirtschaft, der Politik und der Kultur herrscht ein hoher Fluktuations-

grad, der es einzelnen Interessengruppen ermöglicht, Personen an wichtige Schnittstellen in 

der Administration zu platzieren.243 Von diesem Instrument der „eingebauten Lobbyisten“ 

machen vor allem die Rüstungsunternehmen Gebrauch. Dies stellt eine weitere Einflussmög-

lichkeit dar. 
 

5.6.3.  Klarheit der Aufgabenzuweisung an politische oder administrative Akteure  

Im Bereich der Verteidigungspolitik gibt es eine klare Aufgabenzuweisung an politische und 

administrative Akteure. Oben wurde dies bereits angedeutet. Der Präsident hat den Oberbe-

fehl über die Streitkräfte. Aufgabe des Kongresses ist es, diese mit der nötigen Ausrüstung 

auszustatten. Der Verteidigungsminister berät den Präsidenten und führt dessen Anweisungen 

aus. Der Verteidigungsminister wiederum wird von den Militärs (Vorsitzender der JCS) bera-

ten. Der Vorsitzende der JCS berät zudem den Präsidenten. Im Bereich der Raketenabwehr 

hat der Direktor der BMDO/MDA beratende und ausführende Kompetenzen. Die einzelnen 

Aufgaben sind klar abgegrenzt und hierarchisch strukturiert. Die unteren Ebene sind wei-

sungsgebunden. Private Akteure sind nur am Rande beteiligt. Die Rüstungsunternehmen sol-

len die vom Militär georderten Rüstungsgüter produzieren. 
                                                           
242  Man kann daher von einer Art Beratungskette sprechen, an deren erster Stelle die Rüstungsunternehmen sind, 

und an deren Ende der Präsident steht. 
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5.6.4.  Grad der funktionalen Aufgabendefinition  

Die Aufgaben des Präsidenten und der Kongressabgeordneten sind funktional definiert. Ein-

zelne Interessen, die bestimmte Klientelgruppen bevorzugen, sind nicht institutionell vorgese-

hen. Dies wird deutlich, wenn man die Aufgaben des Präsidenten und der Kongressabgeord-

neten im Bereich Sicherheits- und Verteidigungspolitik betrachtet. Beide haben für die Si-

cherheit der gesamten Bevölkerung zu sorgen: Alle Bürger genießen den Schutz des Staates 

gegenüber externen Bedrohungen. Verteidigungspolitik, die nur Partikularinteressen berück-

sichtigt, ist formal institutionell nicht gegeben. 

 

Nachdem die einzelnen Indikatoren untersucht worden sind, kann man zu dem Schluss gelan-

gen, dass die durchsetzungsfähigsten politischen und administrativen Akteure einen mittleren 

Grad an Autonomie von den durchsetzungsfähigsten privaten Akteuren besitzen. Einerseits 

sind vor allem die politischen Akteure Präsident und Kongressabgeordnete von den finanziel-

len Zuwendungen privater Akteure im Wahlkampf abhängig, bestehen institutionalisierte 

Einwirkungsmöglichkeiten privater Akteure. Andrerseits existiert eine klare Aufgabenzuwei-

sung an politische und administrative Akteure und eine funktionale Definition der Aufgaben. 

Dabei haben vor allem Unternehmen diese Möglichkeiten, Einfluss auf die politischen Akteu-

re auszuüben. Die Rüstungskontrollgemeinschaft ist nicht ohne Einfluss. Mit den verschiede-

nen Mitsprache- und Einwirkungsmöglichkeiten der Rüstungsunternehmen können sie jedoch 

nicht konkurrieren.  

Dabei sind die Kongressabgeordneten von den Rüstungsunternehmen und der Rüstungskon-

trollgemeinschaft abhängiger als der Präsident. Infolgedessen ist der Autonomiegrad beim 

zweiten Beobachtungspunkt etwas größer als 1995. Während für 1995 davon ausgegangen 

werden kann, dass die durchsetzungsfähigsten PAS-Akteure einen mittleren Grad an Auto-

nomie besitzen, lässt sich für 2001 annehmen, dass der Grad zwischen einem mittleren und 

einem hohen Wert variiert.  

 

5.7.  Interessenvermittlungsstruktur 
Nachdem die durchsetzungsfähigsten politisch-administrativen und privaten Akteure und ihr 

Verhältnis zueinander (Autonomiegrad) bekannt sind, kann man den Typ der Interessenver-

                                                                                                                                                                                     
243  Wasser, Hartmut (1998): Die Interessengruppen, in: Jäger, Wolfgang/Welz, Wolfgang (Hrsg.): Regierung-

system der USA. Lehr- und Handbuch, München und Wien: Oldenbourg, 306 
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mittlungsstruktur244 benennen. 1995 konnten zwei durchsetzungsfähigste PAS-Akteure (Prä-

sident und Kongressabgeordnete) ermittelt werden, die einen mittleren Grad an Autonomie 

gegenüber den zwei durchsetzungsfähigsten privaten Akteuren (Unternehmen, Rüstungskon-

trollgemeinschaft) aufweisen. Deshalb lässt sich schlussfolgern, dass es sich hier um ein hie-

rarchisch-pluralistisches Netzwerk mit korporatistischen245 Elementen handelt. 

2001 ändert sich die Anzahl der durchsetzungsfähigsten PAS-Akteure. Es gibt nunmehr nur 

noch einen durchsetzungsfähigsten PAS-Akteur: den Präsidenten. Weiterhin sind zwei private 

Akteure am durchsetzungsfähigsten. Der Präsident besitzt einen hohen bis mittleren Grad an 

Autonomie. Hier kann von einem hierarchisch-monopolistischen Netzwerk mit korporatisti-

schen Elementen ausgegangen werden, wobei der korporatistische Anteil im Vergleich zu 

1995 gesunken zu sein scheint. Somit kommt den Präferenzen der durchsetzungsfähigsten 

PAS-Akteure eine entscheidende Rolle zu, wenn es darum geht, die dominanten gesellschaft-

lichen Interessen zu ermitteln.  

 

5.8.  Prognose  
Da sich die Präferenz des US-Präsidenten geändert hat und die Kongressabgeordneten 2001 

nicht mehr situativ mobilisiert sind, haben sich die dominanten gesellschaftlichen Interessen 

verändert. 1995 war das dominante gesellschaftliche Interesse jenes, dass die USA kein stra-

tegisches Raketenabwehrsystem errichten sollen. 2001 war es das dominante gesellschaftliche 

Interesse, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten. 

 

5.9.  Empirie 
In diesem Kapitel sollen die empirisch beobachteten Präferenzen beschrieben werden. Oben 

wurden bereits aus den theoretisch angenommenen Grundinteressen Präferenzen abgeleitet. 

Nun wird zu ermitteln versucht, inwieweit die empirisch beobachteten Präferenzen mit den 

deduktiv abgeleiteten Präferenzen übereinstimmen. Dabei wird den Präferenzen der durchset-

                                                           
244  Idealtypisch lassen sich vier Interessenvermittlungsstrukturen bestimmen: hierarchisch-monopolistisch (ein 

durchsetzungsfähigster PAS-Akteur mit hoher Autonomie von den durchsetzungsfähigsten privaten Akteu-
ren); hierarchisch-pluralistisch (mehrere durchsetzungsfähigste PAS-Akteure mit hoher Autonomie); sozie-
tal-monopolistisch (ein durchsetzungsfähigster privater Akteur, von dem die durchsetzungsfähigsten PAS-
Akteure abhängig sind); sozietal-pluralistisch (mehrere durchsetzungsfähigste private Akteure, von denen die 
durchsetzungsfähigsten PAS-Akteure abhängig sind). Häufig kommt es jedoch vor, dass in der Empirie 
Mischformen auftreten. Ein Beispiel dafür ist die korporatistische Interessenvermittlungsstruktur. Siehe dazu: 
Bienen, Derk/Freund, Corinna/Rittberger, Volker (1999), a.a.O., 25 

245  „Dieser Steuerungsmodus, bei dem sowohl private als auch politische oder administrative Akteure in die 
Entscheidungsfindung eingebunden sind, soll als `korporatistisch’ bezeichnet werden.“ Siehe Bienen, 
Derk/Freund, Corinna/Rittberger, Volker (1999), a.a.O., 25 
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zungsfähigsten Netzwerkakteure besondere Aufmerksamkeit zuteil. Näher untersucht werden 

die Präferenzen des Präsidenten, der Kongressabgeordneten, der Rüstungsunternehmen und 

der Rüstungskontrollgemeinschaft. Selbstverständlich werden aber auch die empirisch beo-

bachteten Präferenzen der anderen Netzwerkakteure dargestellt. 
 

Präsident  
Präsident Clinton war 1995 von der Idee eines strategischen Raketenabwehrsystems nicht 

überzeugt. Auf einer Pressekonferenz am 4. April 1995 teilte er mit, dass ein Raketenabwehr-

system nicht nötig sei, da die Abschreckung nach wie vor funktioniere. Nötig sei nukleare 

Abrüstung:  
“The objective is to reduce the threat of nuclear war to the world and to reduce the threat of other 
weapons of mass destruction. There is... no more significant obligation I have to future genera-
tions.“246 

 

Dies stimmte auch mit seinem Verhalten bis 1999 überein. Er weigerte sich stets, verschiede-

ne Gesetzesvorlagen des Kongresses bezüglich einer strategischen Raketenabwehr zu unter-

zeichnen, und legte sein präsidentielles Veto ein. 1999 änderte sich sein Verhalten. Er unter-

schrieb den im Kongress mit großer Mehrheit verabschiedeten National Missile Defense Act 

of 1999. Er machte aber zugleich deutlich, dass dies noch keine endgültige Entscheidung 

sei.247 Zudem machte er bei verschiedenen Anlässen deutlich, dass eine Aufstellung eines 

strategischen Abwehrschildes nur unter bestimmten Bedingungen erfolgen könne. Zunächst 

müsse es eine konkrete Bedrohung geben, die eine Aufstellung rechtfertige. Zudem müsse ein 

System technisch machbar und finanzierbar sein. Die letzte Bedingung war, dass ein strategi-

sches Raketenabwehrsystem das bestehende Rüstungskontrollregime nicht erodieren lasse. 
 

Nach dem Amtsantritt von George W. Bush spielten diese Bedingungen keine Rolle mehr. 

Gebaut werden solle, was technologisch machbar sei. Dies macht ein Auszug einer Rede 

George W. Bushs vor dem Kongress am 27. Februar 2001 deutlich:  
“Our nation also needs a clear strategy to confront the threats of the 21st century – threats that are 
more widespread and less certain. They range from terrorists who threaten with bombs to tyrants in 
rogue nations intent upon developing weapons of mass destruction. To protect our own people, our al-
lies and friends, we must develop and we must deploy effective missile defense.“248 

 

Auch an anderer Stelle verwies der neue Präsident immer wieder darauf, dass sich die weltpo-

litischen Rahmenbedingungen geändert hätten. Der große Konflikt mit Russland sei zu Ende. 

Heute seien Schurkenstaaten, die sich bemühten, Massenvernichtungswaffen und Trägersys-
                                                           
246  http://www.clw.org/MhonArc/BMDList_archive96/msg00065.html (aufgerufen am 21. August 2002) 
247  Präsident Clinton zitiert in: BMDO: National Missile Defense: An Overview (1993-2000), http://www.acq. 

osd.mil/bmdo/bmdolink/html/nmdhist.html (aufgerufen am 14. Februar 2002) 



 91

teme zu entwickeln, die eigentliche Gefahr. Gegen solche Staaten helfe die Abschreckung des 

Kalten Krieges nicht, die ausschließlich auf offensiven Waffen aufgebaut sei:  
“We need new concepts of deterrence that rely on both offensive and defensive forces. Deterrence can 
no longer be based solely on the threat of nuclear retaliation. Defenses can strengthen deterrence by 
reducing the incentive for proliferation. We need a new framework that allows us to build missile de-
fense to counter the different threats of today’s world.“ Und weiter: “When ready, and working with 
Congress, we will deploy missile defenses to strengthen global security and stability.“249 

 

Diesen Worten folgten auch Taten. Die Ernennung Donald Rumsfelds zum Secretary of De-

fense und von Paul Wolfowitz zu dessen Stellvertreter war ein klares Signal, dass die strategi-

sche Raketenabwehr gebaut werden soll. Rumsfeld und Wolfowitz waren Mitglieder der 

Kommission, die die Bedrohung der USA durch ballistische Raketen analysieren sollte. 

Rumsfeld war sogar Vorsitzender der Kommission. Diese Kommission kam zu dem Schluss, 

dass die USA mittelfristig durch ballistische Raketen aus Schurkenstaaten bedroht seien. Des-

halb sei ein strategisches Raketenabwehrsystem nötig.  

 

Kongressabgeordnete250  
Die Parlamentsdebatten im Beobachtungszeitraum zeigen, dass es drei unterschiedliche 

Standpunkte unter den Kongressabgeordneten gab. Eine Gruppe wollte die strategische Rake-

tenabwehr so schnell wie möglich. Für diese Gruppierung sind Kosten und rüstungskontroll-

politische Konsequenzen nicht die Hauptparameter, die über eine Aufstellung entscheiden. 

Die Gefahr sei ausschlaggebend. Diese sei vorhanden, somit sei eine Aufstellung nicht nur 

gerechtfertigt, sondern auch zwingend notwendig. Diese Position vertraten vor allem republi-

kanische Kongressabgeordnete.  

Eine andere Gruppierung, zu der vor allem die demokratischen Kongressmitglieder zählen, 

war unter bestimmten Bedingungen für eine strategische Raketenabwehr. Ein strategischer 

Abwehrschild solle erst dann gebaut werden, wenn es die Bedrohung rechtfertige, das System 

funktioniere, die Kosten nicht allzu hoch seien und die rüstungskontrollpolitischen Konse-

quenzen vertreten werden könnten. 

Die letzte Gruppierung im Parlament war kategorisch gegen eine Aufstellung. Es sei zu teuer, 

technologisch nicht machbar und verringere die Sicherheit der USA. Dieser Standpunkt wur-

de aber nur von sehr wenigen Abgeordneten und Senatoren geteilt. 

 
                                                                                                                                                                                     
248  http://www.hsfk.de/abm/print/bushadmi/bush/270201.html (aufgerufen am 21. August 2002) 
249  Rede von Präsident George W. Bush an der National Defense University am 1. Mai 2001: http://www.fas. 

org/nuke/control/abmt/text/treaty-abm-010501.htm (aufgerufen am 20. August 2002) 
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Rüstungskontrollgemeinschaft251  
Die Debatte um die Aufstellung einer strategischen Raketenabwehr begann erst 1996/97. Da-

vor waren Artikel, Äußerungen etc. zu diesem Thema selten. Die taktische Raketenabwehr, 

das Chemiewaffenabkommen und der Konflikt in Bosnien beherrschten die Schlagzeilen. 

Doch schon 1995 lassen sich einige kritische Töne aus der Rüstungskontrollgemeinschaft 

vernehmen. An dieser ablehnenden Haltung hat sich bis heute wenig geändert. So schrieb die 

FAS am 12. November 2001 einen Brief an die Mehrheitsführer in Senat und Repräsentan-

tenhaus, in dem sie forderte, eine Entscheidung über eine Aufstellung reiflich zu überlegen. 

Die bessere Methode, um den Gefahren der Proliferation zu begegnen, sei Rüstungskontrolle, 

für die der ABM-Vertrag eine entscheidende Rolle spiele:  
“Our nation can gain more effective protection against a weapon of mass destruction on a ballistic mis-
sile by keeping such weapons from proliferating into the hands of hostile entities. Abrogation of the 
ABM Treaty, added to recent expressions of hostility toward other arms control agreements, would 
also undermine nonproliferation. It would also undermine as well cooperation with Russia and China 
on reducing nuclear dangers. We therefore urge that the ABM Treaty remain in force.“252 

 

Dieser Aufruf der FAS wurde von vielen Nobelpreisträgern befürwortet und unterschrieben. 

Auch das Council for a Livable World Education Fund steht nach wie vor einer Aufstellung 

eines strategischen Raketenabwehrsystems kritisch gegenüber. Es sieht die Gefahr, dass durch 

ein solches System eine neue Rüstungsspirale entstehen könnte, die den jetzigen Versuchen, 

die Anzahl der Waffensysteme weltweit zu verringern, entgegen laufen könnte:  
“While the United States and Russia have made progress reducing nuclear weapons in the past decade, 
the U.S. could be igniting a new arms race. The plan to revive the 1980s `Starwars’ ballistic missile de-
fense program, known as national missile defense (NMD), not only wastes billions of dollars on an in-
effective system, but could prompt China and Russia to build or retain more nuclear weapons.“253 

 

Ähnlich äußerte sich die Coalition to Reduce Nuclear Dangers. Todd Stubbendieck, Executi-

ve Director of the Coalition, schrieb in einem Artikel vom 12. Dezember 2001, dass die Poli-

tik George W. Bushs nicht konsistent sei. Während auf der einen Seite versucht werde, die 

strategischen Systeme zu reduzieren, kündige man den ABM-Vertrag. Dies würde zu einer 

Vermehrung der strategischen Systeme führen. Somit wäre der durch die Reduzierung erzielte 

Erfolg wieder hinfällig.254 Dabei gelte es aber nicht, die zweite Linie der Verteidigung, näm-

                                                                                                                                                                                     
250  Im Kapitel Konstruktivismus werden die Parlamentsdebatten näher beleuchtet. Dort werden auch einzelne 

Positionen deutlicher dargestellt und mit Beispielen belegt. Außerdem wurde gezeigt, wieviele Anhänger die 
einzelnen Standpunkte haben. Hier wurde deshalb auf eine umfassende Darstellung verzichtet. 

251  Für mehr und umfassendere Informationen zur Haltung der Rüstungskontrollgemeinschaft seien die Home-
pages der verschiedenen Organisationen empfohlen. Dort finden sich zahlreiche Artikel und Stellungnahmen 
zur strategischen Raketenabwehr: http://www.fas.org/; http://www.ucsusa.org/; http://www.clw.org/; http:// 
www.clw.org/pub/clw/coalition/ (alle aufgerufen am 30. September 2002) 

252  http://www.fas.org/nobel.pdf (aufgerufen am 20. August 2002)  
253  http://www.clw.org/nmd/bmdbrochure.pdf (aufgerufen am 5. September 2002) 
254  http://www.clw.org/coalition/adv121201.htm (aufgerufen am 28. August 2002) 
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lich den Aufbau eines Abwehrsystems zu stärken, sondern die erste Linie, die darin bestünde, 

die strategischen Systeme zu reduzieren. 

Die gleiche Argumentation fand sich auch in diversen Artikeln und Veröffentlichungen der 

Union of Concerned Scientists.255 

Die Rüstungskontrollgemeinschaft war demnach im Untersuchungszeitraum prinzipiell gegen 

eine Aufstellung. Die Argumentation lautete wie folgt: Durch eine Aufstellung werde die 

Rüstungskontrollstruktur gefährdet. Dadurch würde die Bedrohung, der die USA gegenüber-

stünden, nicht reduziert, sondern erhöht. Zudem werde durch einen Aufbau dringend benötig-

tes Geld für ein technologisch fragwürdiges System verschwendet. 

 

Unternehmen  
Für den Beobachtungszeitraum 1995-1997 ist es sehr schwer, Äußerungen der Unterneh-

mensspitzen zur Aufstellung eines strategischen Raketenabwehrsystems zu finden. Die Un-

ternehmen konzentrierten sich auf die taktische Raketenabwehr. Erst ab 1997, als die ersten 

Entwicklungs- und Forschungsaufträge mit größeren Volumen an die Unternehmen verteilt 

wurden, lassen sich öffentliche Äußerungen der Unternehmensführungen beobachten. Boeing, 

TRW, Raytheon und Lockheed Martin waren allesamt Befürworter eines strategischen Rake-

tenabwehrsystems. Die führenden Manager von Boeing äußerten sich erfreut darüber, dass sie 

mit der Aufgabe betraut wurden, einen Beitrag zur nationalen Sicherheit leisten zu dürfen. Die 

verschiedenen Bedrohungsanalysen hätten demonstriert, dass eine konkrete Bedrohung durch 

ballistische Raketen bestehe.256  

Auch die anderen Rüstungsunternehmen, die am strategischen Raketenabwehrsystem mit be-

teiligt sind, waren prinzipiell für ein solches System.257 Auch diese Firmen erklärten ihre 

Dankbarkeit dafür, dass sie mit der verantwortungsvollen Aufgabe betraut wurden, durch die 

Entwicklung eines strategischen Raketenabwehrsystems einen Beitrag zur nationalen Sicher-
                                                           
255  http://www.ucsusa.org/arms/0missile.html (aufgerufen am 28. August 2002) 
256  Siehe zum Standpunkt Boeings die Aussagen von Jim Evatt (Präsident der Boeing Information & Communi-

cations Systems), http://www.boeing.com/news/releases/1998/news_release_980430a.html (aufgerufen am 
21. August 2002), sowie Peller (zuständig für die Ausführung des Raketenabwehrprogramms bei Boeing): 
http://www.boeing.com/news/releases/1998/news_release_980430a.html (aufgerufen am 21. August 2002), 
die Aussage von Harry Stonecipher (President and Chief Operating Officer) zitiert in: Gow, David (2001): 
America’s strategic air force, in: The Guardian 16 June 2001, http://cndyorks.gn.apc.org/yspace/articles/ 
bmd/strategicaf.htm (aufgerufen am 21. August 2002) oder auch Phil Condit (Chairman and Chief Executive 
Officer) und Harry Stonecipher, http://www.boeing.com/news/feature/nmd/index.html (aufgerufen am 20. 
August 2002) und letztlich McLuckey (Executive Vice President of Boeing Defenses & Space Group), 
http://www.boeing.com/news/releases/1997/news.release.970430a.html (aufgerufen am 20. August 2002) 

257  Anlässlich der Gründung der United Missile Defense Company am 22. April 1997, an der Raytheon, TRW 
und Lockheed Martin beteiligt sind, haben deren Vertreter diese raketenabwehrfreundliche Haltung ihrer Un-
ternehmen öffentlich kundgetan. Die Aussagen von Norman R. Augustine (Lockheed Martin), Dennis Picard 
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heit der USA leisten zu können. Die Bedrohung sei gegeben und deshalb sei der Bau nicht nur 

möglich, sondern auch nötig. 

 

Verteidigungsminister  

Verteidigungsminister William J. Perry (1993-1997) stand einer strategischen Abwehr skep-

tisch gegenüber. Er vertrat die Meinung, dass man weiter an NMD forschen solle. Eine Auf-

stellung solle man aber nur dann beschließen, wenn dies eine Bedrohung rechtfertige, die es 

momentan nicht gäbe.258 Seine Position lässt sich daher als ablehnend oder skeptisch bezeich-

nen. Sein Nachfolger William S. Cohen (1997-2001) übernahm zunächst diese kritische Hal-

tung von Perry. Eine vorschnelle Aufstellung sei nicht nötig und verhindere, dass die beste 

Technologie eingesetzt werde. Deshalb solle zwar das Forschungs- und Entwicklungspro-

gramm weitergeführt werden, aber eine Aufstellung nicht erfolgen:  
“The NMD program will develop and test system elements that could be deployed when such a strate-
gic threat begins to emerge. Deployment before a threat emerges would preclude us from fielding the 
most advanced technology if and when a threat does emerge.“259 

 

Eine entscheidende Wende fand 1998/99 statt. Nach der Veröffentlichung des Rumsfeldre-

ports, dem nordkoreanischen Raketentest und den Atombombentests Indiens und Pakistans, 

schwenkte Cohen um. Nun argumentierte er, dass eine konkrete Bedrohung gegeben sei. Als 

mögliche Quellen dieser Bedrohung führte er Iran, Irak, Nordkorea und Lybien an. Gegen 

solche Schurkenstaaten müsse eine starke Abschreckung verwirklicht werden, die auch auf 

defensiven Elementen beruhe.260 

Sein Amtsnachfolger Donald Rumsfeld (seit 2001) vertrat schon kurz nach Amtsantritt die 

klare Position, dass die USA ein strategisches Raketenabwehrsystem brauche. Auf seiner ers-

ten Teilnahme an der Münchner Sicherheitskonferenz am 3. Februar 2001 machte er diesen 

Standpunkt deutlich:  
“No U.S. President can responsibly say that his defense policy is calculated and designed to leave the 
American people undefended against threats that are known to exist. And they are there, the threats.“ 
Und weiter: “Therefore, the United States intends to develop and deploy a missile defense designed to 
defend our people and forces against a limited ballistic missile attack, and is prepared to assist friends 
and allies threatened by missile attack to deploy such defenses.“261 

                                                                                                                                                                                     
(Raytheon) und Joseph T. Gorman (TRW) sind unter folgender Internetadresse nachzulesen: http:// 
www.fas.org/spp/starwars/program/news97/bmd970423q.htm (aufgerufen am 21. August 2002) 

258  http://www.defenselink.mil/speeches/1995/t19950208-perry.html (aufgerufen am 11. September 2002) und 
weitere Reden des Zeitraumes 1995-2002 sind abrufbar: http://www.defenselink.mil/speeches/ (aufgerufen 
am 11. September 2002) 

259  http://www.defenselink.mil/speeches/1998/di1313.html (aufgerufen am 11. September 2002) 
260  Hierzu äußerte er sich beispielsweise auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2000. Alle anderen wichtigen 

Reden von William Cohen im Zeitraum 1997-2002 findet man unter: http://www.defenselink.mil/speeches/ 
secdef.html (aufgerufen am 11. September 2002) 

261  http://www.hsfk.de/abm/bushadmi/rumsfeld/030201.html (aufgerufen am 11. September 2002) 
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Außenminister  
Außenminister Warren Christopher (1993-1997) schrieb in einem offenen Brief an Senator 

Pell 1995,262 dass er gegen ein umfassendes NMD sei. Er begründete dies damit, dass ein sol-

ches Abwehrsystem gegen den ABM-Vertrag verstoßen würde. Das wiederum gefährde die 

strategische Rüstungskontrolle. Dieser Brief ist repräsentativ für die ablehnende Haltung 

Christophers. Seine Nachfolgerin Madelaine Albright (1997-2001)263 äußerte sich nicht expli-

zit zur Raketenabwehr. Sie betonte aber stets, dass die Gefahr der Proliferation von Massen-

vernichtungswaffen real sei und deshalb geeignete Schritte getan werden müssten. Dabei sei 

die multilaterale Rüstungskontrolle das wichtigste Instrument, dies zu verhindern. Sie aner-

kannte ausdrücklich den ABM-Vertrag und unterstrich die Bedeutung dieses Vertrages für die 

Sicherheit der USA. Inwieweit Madeleine Albright ein strategisches Raketenabwehrsystem 

unterstützte oder nicht, lässt sich nicht aus den öffentlichen Äußerungen Albrights herausle-

sen. Seit 2001 ist Colin Powell Außenminister. Bei der Anhörung vor dem Auswärtigen Aus-

schuss des Senats am 17. Januar 2001264 teilte er mit, dass er ein strategisches Raketenab-

wehrsystem befürworte. Er begründete dies damit, dass zur Steigerung der Abschreckung eine 

defensive Komponente nötig sei. Eine solche defensive Komponente sei die strategische Ra-

ketenabwehr. Das Abwehrsystem solle nach intensiven Konsultationen und Gesprächen mit 

den Verbündeten sowie Russland und China aufgestellt werden.265 Außenminister Powell war 

und ist für eine Aufstellung eines strategischen Raketenabwehrsystems.266 
 

Finanzminister 

Die verschiedenen Finanzminister267 hielten sich mit Äußerungen zurück. Es lassen sich keine 

expliziten Äußerungen bezüglich der strategischen Raketenabwehr auffinden. Was man je-

doch beobachten konnte, war die Forderung, dass man die Haushaltsausgaben kontrollieren 

und beschränken solle, um wichtige Haushaltsüberschüsse zu erwirtschaften.268 Dies deutet 

darauf hin, dass der Finanzminister einer strategischen Raketenabwehr zumindest skeptisch 

gegenüber stand und steht.  
                                                           
262  http://www.fas.org/spp/starwars/offdocs/abm050a3.htm (aufgerufen am 11. September 2002) 
263  Siehe beispielsweise http://secretary.state.gov/www/statements/970930.html und http://secretary.state.gov/ 

www/statements/970108a.html (aufgerufen am 11. September 2002) 
264  http://www.hsfk.de/abm/bushadmi/powell/17101.html (aufgerufen am 11. September 2002) 
265  Auszüge von Reden und Interviews von Colin Powell findet man unter: http://www.hsfk.de/abm/bushadmi/ 

powell/powell.htm (aufgerufen am 11. September 2002) 
266  Diese Einschätzung korrespondiert mit der von Bernd W. Kubbig (2001), a.a.O. 
267  Lawrence H. Summers (1999-2001), Robert E. Rubin (1995-1999) und Paul H. O’Neill (seit 2001). 
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ACDA-Direktor  

ACDA-Direktor John D. Holum vertrat den Standpunkt, dass der Aufbau eines strategischen 

Raketenabwehrsystems die Bemühungen, offensive Nuklearsysteme zu beschränken, unter-

miniert. Eine Kündigung des ABM-Vertrages sei ein großer Fehler, teilte er anlässlich einer 

Rede 1995 vor dem Atlantic Council mit:  
“But I believe just as firmly that it would be a grave mistake to preemptively jettison the ABM Treaty: 
The deep reductions in offensive forces agreed to by the Russians probably depend on it. As the Ad-
ministration has emphasized – and last month’s vote in the House encourages me to believe is being 
broadly realized – rushing now to revive Star Wars is both unnecessary and unaffordable.“269 

 

Der ACDA-Direktor war also nachweislich gegen die unnötige und teure Aufstellung eines 

strategischen Raketenabwehrsystems. 

 

BMDO-Direktor270  

BMDO-Direktor Malcolm O’Neill betonte in einer Rede am 4. April 1995271 die Notwendig-

keit der stetigen und hohen Finanzierung eines strategischen Raketenabwehrprogramms. Die 

bisherigen Erfolge würden dies mehr als rechtfertigen. O’Neill verteidigte während seiner 

Amtszeit die Idee eines strategischen Raketenabwehrsystems. 
 

Sein Nachfolger im Amt, Lester L. Lyles, machte ebenfalls an unterschiedlichen Stellen klar, 

dass er die Idee eines strategischen Raketenabwehrsystems befürworte. Er argumentierte, dass 

in dem Augenblick, indem die Reduzierung der Bedrohung durch Rüstungskontrolle und Ab-

schreckung nicht mehr gewährleistet sei, es nötig werde, die Bedrohung direkt anzugehen. 

Dies geschehe dadurch, dass man ein strategisches Raketenabwehrprogramm baue. Es diene 

als eine Art Versicherungsschutz.272 

Kadish, seit 2000 Direktor der BMDO/MDA, wiederholte im Grundsatz die Argumentation 

von Lyles. Auch er sieht in der Proliferation von Raketentechnologie und Massenvernich-

tungswaffen eine Gefahr, der durch herkömmliche Abschreckung nicht entgegnet werden 

kann. Dafür müsse die Abschreckung um ein defensives Element erweitert werden. Dies sei 

                                                                                                                                                                                     
268  Vgl. beispielsweise http://www.treas.gov/press/releases/po734.htm (aufgerufen am 11. September 2002) 
269  http://dosfan.lib.uic.edu/acda/speeches/holum/holum-35.htm, weitere Reden ähnlichen Inhaltes: http://dosfan. 

uic.lib.edu/acda/spch.htm#1 (beide Seiten aufgerufen am 11. September 2002) 
270  Aussagen der BMDO-Direktoren lassen sich auf nachfolgender Internetadresse abrufen: http://www.acq.osd. 

mil/bmdo/bmdolink/html/statements.html (aufgerufen am 6. Septmeber 2002) 
271  http://www.acq.osd.mil/bmdo/bmdolink/html/oneilltest.html (aufgerufen am 6. September 2002) 
272  Vgl. stellvertretend für viele Aussagen und Stellungnahmen von Lester L. Lyles: http://www.acq.osd.mil/ 

bmdo/bmdolink/html/lyles1.html (aufgerufen am 21. August 2002) 
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eine technologische und organisatorische Herausforderung, bei der man sehr viel Geduld 

brauche.273 In jedem Fall rechtfertige die gegenwärtige Bedrohung der USA eine Aufstellung. 

Vorsitzender JCS  
Der Vorsitzende der Vereinigten Stabschefs Shalikashvili (1993-1997) hielt eine verfrühte 

Aufstellung für nicht angebracht. Man müsse abwarten, bis eine bessere Technik zur Verfü-

gung stehe und eine Bedrohung die Aufstellung nötig mache. Wenn eine solche Bedrohung 

aufkomme, sei eine möglichst schnelle Aufstellung in Ordnung.274 Sein Nachfolger Shelton 

(1997-2001) sah die Lage ähnlich. Er schrieb in einem Brief an Senator Inhofe, dass die Ver-

einigten Stabschefs und er die Haltung der Clinton-Administration befürworten, dass man 

zunächst weiter forsche und entwickle und erst dann eine Aufstellung beschließe, wenn es 

eine Bedrohung erforderlich mache. Diese Bedrohung sei noch nicht gegeben. Damit wendete 

er sich ausdrücklich gegen den Rumsfeld-Report. Shelton argumentierte, dass die Gefahr 

nicht so groß sei, wie dort dargestellt wurde. Deshalb sollten die USA abwarten und zunächst 

am ABM-Vertrag festhalten.275 Sein Nachfolger Myers musste bei seiner Nominierungsanhö-

rung 2001276 auch Fragen nach dem strategischen Raketenabwehrsystem beantworten. Er 

wurde beispielsweise gefragt, ob er eine an Bedingungen geknüpfte Aufstellung277 befürwor-

te. Er antwortete, dass jedes Rüstungsprogramm diese Kriterien erfülle müsse, also auch die 

strategische Raketenabwehr. Er verwies ausdrücklich darauf, dass durch die Forschung und 

Entwicklung an einem Raketenabwehrsystem andere wichtige Rüstungsvorhaben nicht leiden 

dürften. Man müsse aber noch die neue Nuklearstrategie (Nuclear Posture Review) abwarten. 

Prinzipiell unterstützte er die Idee der strategischen Raketenabwehr, denn man müsse sich und 

die Alliierten schützen. 

 

Gewerkschaften 

Verschiedene Äußerungen des Gewerkschaftsvorsitzenden Thomas Buffenberger lassen den 

Schluss zu, dass die IAM den Aufbau eines strategischen Raketenabwehrsystems befürworte-

                                                           
273  Siehe exemplarisch für die Äußerungen des BMDO/MDA-Direktors Kadishs im Zeitraum 2000-2002: 

http://www.acq.osd.mil/bmdo/bmdolink/pdf/kadish13mar02.pdf, http://www.acq.osd.mil/bmdo/bmdolink/ 
html/2000bmd.html, http://www.acq.osd.mil/bmdo/bmdolink/html/fairbanks.html (alle aufgerufen am 12. Sep-
tember 2002) 

274  http://www.fas.org/man/congress/1997/h970212s.htm (aufgerufen am 12. September 2002) 
275  http://www.clw.org/nmd/shelton.html (aufgerufen am 12. September 2002) 
276  http://www.senate.gov/~armed_services/statemnt/2001/010913myers.pdf (aufgerufen am 12. September 

2002) 
277  Damit sind die Bedingungen gemeint, die die Clinton-Administration und einige Kongressmitglieder einge-

bracht haben. Konkret heißt das, dass die USA nur dann ein strategisches Raketenabwehrsystem aufstellen 
sollen, wenn es die Bedrohung nötig mache, technisch machbar sei, finanzierbar sei und wenn es nicht die 
Rüstungskontrollstruktur zerstöre. 
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ten. Andrerseits knüpften sie Bedingungen an eine Aufstellung. Man solle ein System erst 

dann aufstellen, wenn nachgewiesen sei, dass es funktioniere. Eine vorschnelle Aufstellung 

würde die öffentliche Meinung und die Kongressabgeordneten negativ beeinflussen, da es 

eine Angriffsfläche gegen ein strategisches Raketenabwehrsystem bieten würde.  
“It seems to me that moving with undue haste to deploy an untested or semi-tested or dubiously tested 
system has the potential to turn Congress and the American public decisively against the whole con-
cept of a national missile defense. And that, I say to you, would be a very great shame.“ 278 

 
Die IAM trat also während des gesamten Untersuchungszeitraumes als bedingter Befürworter 

einer strategischen Raketenabwehr auf. 

 

Arbeitgeberverbände279 

Die AIA vertrat öffentlich die Auffassung, dass die US-Regierung und der Kongress mehr 

Gelder für die Entwicklung und Forschung von Rüstungsvorhaben bereitstellen sollten. Diese 

Forschung und Entwicklung sei eminent wichtig für die nationale Sicherheit. Denn nur diese 

Ausgaben gewährleisten, dass die Vereinigten Staaten weiterhin relativ sicher seien. Zudem 

würde sich ohne diese Aufträge die schlechte Situation der Luft- und Raumfahrtindustrie ver-

schärfen. Besonders der Anteil der Aufträge des Verteidigungsministeriums am Gesamtvolu-

men sei stark zurückgegangen.280 Die strategische Raketenabwehr sei ein solches Forschungs- 

und Entwicklungsprogramm. Es helfe ballistische Raketen abzufangen, die eine Bedrohung 

für die USA darstellen könnten. Dafür sei die nötige Technologie vorhanden. Man müsse nur 

genügend finanzielle Mittel bereitstellen, damit ein solches System aufgestellt werden kön-

ne.281 Diese Befürwortung war während des gesamten Untersuchungszeitraumes beobachtbar.  

Ähnlich wie die AIA äußerte sich auch die NDIA im Beobachtungszeitraum. Exekutive und 

Legislative müssten alles Nötige tun, damit die USA ein sicherer Staat bleiben. Dazu sei auch 

                                                           
278  Rede von Thomas Buffenberger (Präsident der IAM) am 20. Juli 2001), http://www.iamaw.org/ 

publications/i.../ipbuffenbarger_national_press_club_speech.htm (aufgerufen am 29. August 2002); für die 
raketenabwehrfreundliche Haltung siehe auch http://www.goiam.org/politics.aps?c=844&n=2 (aufgerufen 
am 4. September 2002) 

279  Weder auf der Homepage der CODSIA noch auf den gängigen Suchmaschinen lassen sich Informationen 
über die Haltung der CODSIA bezüglich einer strategischen Raketenabwehr ermitteln. Daher wäre eine Be-
schreibung der beobachten Präferenzen höchst spekulativ. Infolgedessen wird darauf verzichtet, diesen Ak-
teur eine empirisch beobachtbare Präferenz zuzuschreiben. 

280  Vgl. dazu die diversen AIA Newsletter, die im Internet abrufbar sind unter: http://www.aia-
aerospace.org/aianews/newsletters/ (aufgerufen am 12. September 2002) 

281  http://www.aia-aerospace.org/aianews/newsletters/2001/u-nov01.cfm (aufgerufen am 12. September 2002) 
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der Aufbau eines Abwehrsystems nötig, für das erhöhte Ausgaben gerechtfertigt scheinen.282 

Beides wird ausdrücklich von der NDIA unterstützt. 

 

Rüstungskontrollfreundliche Forschungsinstitute 

Die rüstungskontrollfreundlichen FE hatten eine gemeinsame Argumentationslinie, die wäh-

rend des gesamten Beobachtungszeitraumes in etwa gleich blieb. Es wurde davon ausgegan-

gen, dass die strategische Raketenabwehr die nukleare Rüstungskontrolle erodieren lässt. Vor 

allem wurde auf die Konsequenzen für die Kontrolle der offensiven strategischen Waffensys-

teme verwiesen. Eine strategische Raketenabwehr würde zu Reaktionen Chinas und Russ-

lands führen. Indien müsste wieder auf die Rüstung Chinas reagieren, was wiederum zu einer 

Reaktion Pakistans führen würde. Dies würde eine regionale Destabilisierung bedeuten. Die 

Folge des Ganzen wäre, dass die USA durch mehr Raketen und mehr Massenvernichtungs-

waffen bedroht wären und das internationale System insgesamt konfliktanfälliger werden 

würde. 

Die rüstungskontrollfreundlichen FE betonten aber noch andere Punkte. So stellten sie die 

technologische Machbarkeit eines strategischen Raketenabwehrsystems in Frage. Argumen-

tiert wurde, dass die Tests und die Geschichte der strategischen Raketenabwehr (SDI, 

GPALS) doch zeigen würden, dass es technologisch nicht machbar sei. Und selbst wenn, wä-

re es viel einfacher und billiger dieses System zu überlisten. Aufgezählt werden Täuschkör-

per, Penetrationshilfen und andere technische Mittel.283 

 

Rüstungskontrollfeindliche Forschungseinrichtungen284 

Rüstungskontrollfeindliche Forschungseinrichtungen argumentierten, dass es aufgrund von 

Veränderungen des internationalen Systems gerechtfertigt sei, ein strategisches Raketenab-

wehrsystem zu errichten. Die USA würden nach Ende des Kalten Krieges vor allem durch 
                                                           
282  Vgl. für die Haltung der NDIA zur strategischen Raketenabwehr: http://www.ndia.org/advocacy/policy/ 

agenda/reformIX.cfm#ballistic (aufgerufen am 16. September 2002) sowie http://www.ndia.org/advocacy/ 
policy/topissues.cfm (aufgerufen am 16. September 2002) 

283  Die Literatur ist mittlerweile so umfangreich, dass ich hier nur die Indexseiten nennen möchte, auf denen 
zahlreiche Artikel abrufbar sind, die die dargestellte Argumentation aufweisen: für das Carnegie Endowment 
http://www.ceip.org/files/nonprolif/default.asp?Action=default&projectID=, CSIS: http://www.csis.org/ 
burke/sa/index.htm#missile, CNS: http://cns.miis.edu/pubs/npr/index.htm, Henry L. Stimson Center: 
http://www.stimson.org/?SN=TI200110174, sowie Brookings Institutes: http://www.brook.edu/dybdocroot/ 
(alle aufgerufen am 6. September 2002) 

284  Grundlage dieser Ausführungen sind die Artikel, die unter den verschiedenen Homepages der rüstungskon-
trollfeindlichen FE abrufbar sind. Artikel der Heritage Foundation: http://www.heritage.org/ 
Research/MissileDefense/index_related.cfm; Artikel des Center for Security Policy: http://www.centerfor 
securitypolicy.org/index.jsp?section=archive&topic=missile, sowie High Frontier: http://www.high 
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autoritäre Schurkenstaaten bedroht, die versuchten, Massenvernichtungswaffen und die dazu-

gehörigen Trägersysteme zu entwickeln. Auf diese Bedrohung müsse reagiert werden, wobei 

nur ein strategisches Abwehrsystem in Frage komme. Diese Dritte-Welt-Diktatoren seien irra-

tional handelnde Subjekte, gegen die die klassische Abschreckung nicht wirke. Daher seien 

defensive Elemente nötig, damit die Abschreckung auch gegen solche Akteure funktioniere. 

Die Einsicht des Diktators, dass er mit einigen wenigen ICBMs die USA nicht treffen könnte, 

würde ihn dazu bewegen, es gar nicht erst zu versuchen.  

Doch nicht nur die Schurkenstaaten spielten bei der Argumentation eine Rolle. Es wurde auch 

häufig argumentiert, dass ein solches System gegen zufällig oder nicht-autorisiert abgeschos-

sene Raketen aus Russland und China schützen könne. In einigen wenigen Artikeln fand sich 

auch der mehr oder weniger offen vorgetragene Gedanke, dass durch ein solches Abwehrsys-

tem China eingedämmt285 und somit Chinas Aufstieg zur Groß- und Supermacht gehemmt 

werden könnte.  

Eine weitere Gemeinsamkeit der verschiedenen Veröffentlichungen der 

rüstungskontrollfeindlichen FE bestand in der Einschätzung, dass ein solches System 

schnellstmöglich aufgestellt werden sollte. Die Bedrohung sei da, es wäre technologisch 

machbar, und nicht so teuer wie von den Liberalen behauptet. 

 

Konservative politische Gruppen 

Der Vorsitzende von Tech Central, Ken Adelman, war im beobachteten Zeitraum ein ent-

schiedener Befürworter der strategischen Raketenabwehr. Er warf die Frage auf, warum sich 

die USA ihren Feinden wehrlos auslieferten. Der Aufbau eines strategischen Raketenabwehr-

systems sei nicht nur eine sicherheitspolitische Notwendigkeit, sondern auch eine moralische 

Pflicht. Die Administration müsse endlich handeln.286 
 

Empower America vertrat den gleichen Standpunkt wie Tech Central. In einem Artikel von 

1998 befürworteten Jeane Kirkpatrick, William J. Bennett und Jack Kemp die Aufstellung 

eines strategischen Raketenabwehrsystems:  
“A decade after Ronald Reagan bravely committed the United States to the deployment of a ballistic 
missile defense, we are still vulnerable. But the promise he made to the American people -- to protect 

                                                                                                                                                                                     
frontier.org/hf_publications.html, für das Claremont Institute: http://www.claremont.org/projects/ 
missiledefense/ (alle aufgerufen am 16. September 2002) 

285 http://www.claremont.org/projects/missiledefense/010723kennedy_krannawitter.html (aufgerufen am 16. 
September 2002) 

286 Die Position von Tech Central und speziell von deren Vorsitzendem Ken Adelman, lässt sich am besten an-
hand der folgenden Internetseiten nachvollziehen: http://www.techcentralstation.com/1051/ 
defensewrapper.jsp?PID=1051-350&CID=1051-091301D (aufgerufen am 6.September 2002) sowie 
http://www.techcentral.com/1051/printer.jsp?CID=1051-062702C (aufgerufen am 6. September 2002) 
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them -- should be on the minds of Senators as they consider their Constitutional mandate to provide for 
the Common Defense. “287 

 

Diese Haltung lässt sich auch an anderen Stellen und zu unterschiedlichen Zeitpunkten inner-

halb des Beobachtungszeitraumes beobachten.288 
 

Auch die American Conservative Union unterstützte die Forderung nach einer Aufstellung 

eines Abwehrschildes. In einem Aufruf forderte sie beispielsweise, dass man eine strategische 

Raketenabwehr unterstützen solle. Die Bedrohungsanalysen zeigten nämlich, dass man drin-

gend ein Schutz gegen Schurkenstaaten bräuchte.289 Ein strategischer Raketenabwehrschirm 

sei technologisch machbar und nicht so teuer wie immer behauptet werde.290 
 

Tabelle 15:  Empirisch beobachtete Präferenzen der PAS-Akteure291  
Präferenzen 1995 Präferenzen 2001 

Dafür Dagegen Dafür Dagegen 

Einige Kongressabgeord-
nete 

Einige Kongressabgeord-
nete 

Einige Kongressabgeord-
nete 

Einige Kongressabgeord-
nete 

BMDO-Direktor Präsident Präsident  

 Verteidigungsminister Verteidigungsminister  

 Außenminister Außenminister  

 ACDA-Direktor Vorsitzende JCS  

 Vorsitzende JCS BMDO-Direktor  
 

Tabelle 16:  Empirisch beobachtete Präferenzen der privaten Akteure292 
 

Präferenzen 1995 Präferenzen 2001 
Dafür Dagegen Dafür dagegen 

Gewerkschaften Rüstungskontroll-
gemeinschaft 

Gewerkschaften Rüstungskontroll-
gemeinschaft 

Arbeitgeberverbände RK-freundliche FE Arbeitgeberverbände RK-freundliche FE 

RK-feindliche FE  RK-feindliche FE  

Konservative politische  Konservative politische  
                                                           
287  Bennett, William J./Kemp, Jack/Kirkpatrick, Jeane (1998): America the defenseless, in: The Washington 

Times, September 1, 1998, http://www.empoweramerica.org/stories/storyReader$323 (aufgerufen am 6. Sep-
tember 2002) 

288  So beispielsweise Jeane Kirkpatrick (2001): Dump the ABM Treaty, in: American Enterprise Magazine, Ap-
ril/ May 2001, http://www.empoweramerica.org/stories/storyReader$307 (aufgerufen am 6. September 2002) 

289  http://capwiz.com/acu/issues/alert/?alertid=263196 (aufgerufen am 16. September 2002) 
290  http://www.conservative.org/release/pr05022001md.htm (aufgerufen am 16. September 2002) 
291  Es fehlt der Finanzminister. Es war leider nicht möglich gewesen, die nötigen Informationen über seine em-

pirisch beobachtete Präferenz zum Zeitpunkt 1995 und 2001 zu bekommen. Dies ist insofern aber nicht ent-
scheidend, weil er nicht zu den durchsetzungsfähigsten PAS-Akteuren gehört hat. 

292  Ähnlich wie bei dem Finanzminister lassen sich keine öffentlichen Aussagen der Unternehmen zum Zeit-
punkt 1995 ermitteln. Erst ab 1997 äußern sie sich explizit zur strategischen Raketenabwehr. Es ist jedoch zu 
vermuten, dass sie auch vor 1997 für ein strategisches Raketenabwehrsystem waren. 
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Interessengruppen Interessengruppen 

  Unternehmen  
 

Inwieweit stimmen die empirisch beobachteten mit den deduktiv abgeleiteten Präferenzen 

überein? Im Grunde genommen verhielten sich die meisten Akteure so, wie ihnen theoretisch 

unterstellt wurde. Es gibt zwei Ausnahmen. Einige Kongressabgeordnete verhielten sich im 

Beobachtungszeitraum anders als theoretisch unterstellt. Sie sprachen sich für eine strategi-

sche Raketenabwehr aus, obwohl dies 1995 bei der sich erst langsam erholenden Wirtschaft 

zu wirtschaftlichen Turbulenzen hätte führen können und somit die Wiederwahlchancen da-

durch gesunken wären (Economic-Voting-These).293 2001 wäre zwar die Wirtschaftsentwick-

lung nicht unmittelbar tangiert, aber die Kompetenzen oder die Mittelzuweisung der Kon-

gressabgeordneten könnten sich durch eine Raketenabwehr nicht verändern. Wieso also 

stimmten einige Kongressabgeordneten dafür? Zwei Erklärungen sind denkbar. Erstens könn-

te man annehmen, dass die Kongressabgeordneten bei einem sicherheits- und verteidigungs-

politischen Problem eher dazu tendieren, kleinere ökonomische Schäden zu tolerieren, da die 

Sicherheit ein dem Wohlstand übergelagerter Politikbereich darstellt. Dies wäre auch theorie-

konform, da der Liberalismus annimmt, dass ein Akteur sein Überleben sichern und seinen 

Wohlstand maximieren will.  

Eine zweite Argumentationslinie wäre, dass man das Wiederwahlinteresse anders operationa-

lisieren könnte und vielleicht auch müsste. Man muss nicht zwangsläufig die Economic-

Voting-These heranziehen. Die Mobilisierung der Wählerschaft, und somit die Wahl bzw. 

Wiederwahl, könnte auch dadurch erreicht werden, dass man sich die in der öffentlichen Mei-

nung vorherrschende Stimmung zu Eigen macht. Demnach werden die Parteien versuchen, 

die Erwartungen, die auf der öffentlichen Agenda oben stehen, zu erfüllen. 

Auch die empirisch beobachtete Präferenz des Außenministers weicht 2001 von der deduktiv 

ermittelten ab. Eine mögliche Erklärung wäre, dass der Außenminister nur dann die Priorität 

auf die Pflege der Außenbeziehungen setzt, wenn die Sicherheit der USA nicht durch ein Un-

terlassen einer Handlung Schaden nehmen würde.  
 

Wenn nun aber nicht nur die Entscheidung für oder gegen eine strategische Raketenabwehr 

betrachtet wird, sondern auch deren Begründung, ergeben sehr viel mehr Differenzen zwi-

schen dem theoretisch unterstellten und den beobachteten Präferenzen und Verhaltensweisen. 

                                                           
293  Eine weitere Erklärung könnte darin bestehen, dass sich diese Kongressabgeordneten, die vor allem der re-

publikanischen Partei angehören, öffentlichkeitswirksam als Beschützer der USA profilieren wollten, da sie 
genau wussten, dass bis 2001 keine Chance bestand, da Präsident Clinton eine solche Richtung nicht unter-
stützt hätte. 
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So argumentieren beispielsweise die Unternehmen nicht ausführlich, dass eine strategische 

Raketenabwehr ihre Gewinne erhöhen würde, sondern, dass sie stolz seien einen Beitrag zur 

nationalen Sicherheit zu leisten. Auch Präsident George W. Bush argumentierte 2001 nicht, 

dass er dadurch mehr Gelder für einen seiner Kompetenzbereiche zur Verfügung haben wür-

de, sondern dass es eine sicherheitspolitische Notwendigkeit sei, sich gegen Schurkenstaaten 

und deren ICBMs zu schützen.  

Wie lassen sich solche Differenzen in der Begründung der Präferenzen erklären? Man könnte 

annehmen, dass die abweichende Begründung dann verwendet wird, wenn die eigentlich theo-

retisch angenommene Begründung für den Akteur in irgendeiner Weise schädlich sein könnte. 

Eine solche Annahme der Verschleierung der eigentlichen Interessen ist aber problematisch, 

weil dadurch die Theorie immunisiert wird. Wenn ein Akteur sich anders verhält oder seine 

Position anders begründet als theoretisch angenommen, könnte immer argumentiert werden, 

dass dies nur aus legitimatorischen Gründen geschehe. Das würde die Theorie unangreifbar 

machen. Insofern muss bei diesem Argument genau überprüft werden, ob dies wirklich im 

Einzelfall auch zutrifft. 

 

5.10.  Probleme und Reichweite der Erklärungskraft des Utilitarischem Liberalismus  
Als Abschluss dieses Kapitels sollen die Probleme skizziert werden, die eine Anwendung der 

Theorie des utilitaristischen Liberalismus mit sich bringen kann. Kontrastierend werden auch 

die Stärken dieses Ansatzes herausgestellt. 

Für eine angemessene Anwendung des utilitaristischen Liberalismus muss gewährleistet sein, 

dass viele Informationen und Daten zugänglich sind. Oben wurde bereits bei einigen Punkten 

angemerkt, dass hie und da Informationen unzureichend sind. So fehlen beispielsweise detail-

lierte Untersuchungen im Bereich Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände. Dieser Punkt, der 

eigentlich bei solchen Untersuchungen immer wieder auftritt, wird von anderen Problemen 

begleitet. 
 

Die Schwierigkeiten beginnen schon bei der Auswahl der Netzwerkakteure. Es ist nicht im-

mer einfach festzulegen, welche Akteure berücksichtigt werden sollen und welche nicht. In 

unserem Fall ist beispielsweise die Rolle der Sicherheitsberater nicht ganz klar. Die Festle-

gung der Netzwerkakteure kann aber die Forschungsergebnisse verzerren: Angenommen, dass 

ein Netzwerkakteur nicht berücksichtigt wird, bei dem sich später herausstellt, dass er der 

durchsetzungsfähigste Netzwerkakteur ist. Dies würde zu einer Verfälschung der Ergebnisse 

führen. 
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Hat man alle notwendigen Netzwerkteilnehmer ermittelt, beginnt das nächste Problem. Die 

deduktiv abgeleiteten Präferenzen können vom jeweiligen Forscher bewusst oder unbewusst 

manipuliert werden. Kleine Änderungen haben meist große Auswirkungen auf die Erklä-

rungsreichweite der Theorie. Dieses Problem lässt sich dadurch lösen, dass man mehrere un-

abhängig voneinander agierende Forscher mit einem gemeinsamen Code-Book auf die Präfe-

renzbestimmung ansetzt. Zudem besteht die Möglichkeit, durch eine Expertenbefragung die 

Präferenzen zu bestimmen. Der Autor konnte hier aber diese Möglichkeiten nicht ergreifen, 

deshalb wurde versucht, die Darstellung der Ableitung der Präferenzen so einfach und nach-

vollziehbar zu gestalten, dass Fehler möglichst vermieden worden sind. 
 

Der nächste Schritt nach der deduktiven Präferenzbestimmung ist die Ermittlung der situati-

ven Mobilisierung. Auch hier besteht die Gefahr einer Beeinflussung des Forschungsergeb-

nisses. Der Wert des Indikator für die situative Mobilisierung (Intensität der Betroffenheit der 

Grundinteressen) ist schwierig zu ermitteln. Die Frage, in welcher Intensität die Grundinteres-

sen eines Akteurs betroffen sind, können interpretationsfähig sein. Ich möchte ein Beispiel 

anführen: Ist ein Präsident, der über ein Gesamthaushalt von rund 1.800 Mrd. US-$ verfügt, 

stark, mittel oder schwach situativ mobilisiert, wenn er jährlich rund 4-8 Mrd. US-$ mehr für 

sein Budget bekommt? Das Grundinteresse der Verbesserung der Mittelzuweisung ist eindeu-

tig betroffen. Die Intensität der Betroffenheit jedoch liegt im Ermessensspielraum des For-

schers, und es besteht somit die Möglichkeit, dass durch die Interpretation des Forschers das 

Forschungsergebnis verzerrt werden könnte. 
 

Bei der Beobachtung der tatsächlichen Präferenz der Akteure kann es auch zu Problemen 

kommen. Wie erklärt sich, dass ein Akteur eine andere empirisch beobachtbare Präferenz hat 

als deduktiv abgeleitet wurde? Wie kann erklärt werden, dass zwar die Richtung der Präferenz 

stimmt (Ja/Nein), aber die Begründung von der theoretisch unterstellten differiert?294 
 

Was sind nun die Stärken des utilitaristischen Liberalismus? Zunächst öffnet der utilitaristi-

sche Liberalismus die Black-Box: Das Innenleben eines Staates wird erhellt. Es lässt sich 

nachvollziehen, welcher Akteur, welche Präferenz hat. Dies wird der Komplexität in einem 

Staat gerecht. Interessant könnte das vor allem für Politiker inner- und außerhalb der USA 

sein, die versuchen eine amerikanische Raketenabwehr zu verhindern. Der Ansatz zeigt An-

knüpfungspunkte auf, die die Politiker nutzen können. So wird bei diesem Ansatz deutlich, 

                                                           
294  Vgl. dazu Kapitel: 5.9. Empirie. 
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welche Akteure gegen eine strategische Raketenabwehr sind. Mit diesen Akteuren könnten 

sich die Politiker in Verbindung setzen und versuchen, sie zu stärken.  
 

Das zweite und wichtigste Argument ist, dass man mit Hilfe des utilitaristischen Liberalismus 

erklären kann, warum die USA im Zeitraum 1995-2001 verstärkt versuchen, ein strategisches 

Raketenabwehrsystem zu errichten. Es lässt sich darstellen, dass durch die Veränderung der 

Interessenvermittlungstruktur und dem Präferenzwandel des US-Präsidenten, solche verstärk-

te Bemühungen verständlich werden. Wenn mehrere Punkte im Beobachtungszeitraum 1995-

2001 untersucht worden wären, würde sich der Wandel der dominanten gesellschaftlichen 

Interessen feiner darstellen lassen. Sichtbar würde dann vermutlich die sich langsam wan-

delnde Präferenz des Präsidenten. Ebenso würden dann auch die Veränderungen der Präferen-

zen anderer Netzwerkakteure genauer betrachtet werden können. 
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6.  Schlussbetrachtung 

Am Anfang habe ich die Frage aufgeworfen, warum die USA versuchen, ein strategisches 

Raketenabwehrsystem zu errichten. Zudem stellte ich mir die Aufgabe zu überprüfen, welche 

der drei verwendeten Theorien darauf eine Antwort geben kann. Was sind die Ergebnisse die-

ser Arbeit? 

Zuerst habe ich zu zeigen versucht, dass es in der Tat gerechtfertigt erscheint, von verstärkten 

Bemühungen der USA, ein strategisches Raketenabwehrsystem zu errichten, zu sprechen. Die 

finanziellen Zuwendungen haben sich im Beobachtungszeitraum verzehnfacht. Sie stiegen 

von rund 400 Mio. US-$ in 1995 auf rund 4 Mrd. US-$ in 2002. Zudem hat der Kongress ein 

vom Präsident unterzeichnetes Gesetz erlassen, dass es zur Politik der USA macht, ein strate-

gisches Raketenabwehrsystem so schnell wie technologisch möglich aufzustellen. Zudem 

fand bei der für Raketenabwehr zuständigen Organisation eine Umstrukturierung statt, die 

darauf hindeutet, dass ein strategisches Raketenabwehrschild möglichst schnell errichtet wer-

den soll.  

Weiter konnte gezeigt werden, dass der Konstruktivismus nicht zur Erklärung beitragen kann. 

Konfligierende Normen auf transnationaler und sozietaler Ebene sind hierfür verantwortlich. 

Transnationale Norm ist, dass der Aufbau eines umfassenden strategischen Raketenabwehr-

systems verboten ist. Ein strategisches Raketenabwehrsystem ist nur in sehr begrenzten Um-

fang im Rahmen des ABM-Vertrages und des Weltraumvertrages von 1967 möglich. Sozieta-

le Norm ist jedoch, dass die USA ein umfassendes strategisches Raketenabwehrsystem errich-

ten sollen. Dies widerspricht eindeutig der transnationalen Norm. Weil das Argument, dass 

für die USA transnationale Normen von nachgeordneter Bedeutung sind, nicht zutrifft,295 

kann der Konstruktivismus diese verstärkten Bemühungen nicht erklären. Selbst wenn man 

den Beobachtungszeitraum auf die Jahre 1991-2002 ausweiten würde, wäre er nicht in der 

Lage, die verstärkten Bemühungen der USA zu erklären. Vor 1995 gab es keine soziale Norm 

für eine Aufstellung, diese hat sich erst ab 1995/96 herausentwickelt. Fortan konfligierten die 

Normen auf transnationaler und sozietaler Ebene. 

Auch die zweite herangezogene Theorie, der Neorealismus (hier: Balance-of-Threat-Theorie), 

hat Probleme bei der Erklärung. Dadurch, dass sich die externe Sicherheitsbedrohung nicht 

                                                           
295  Nochmals sei auf Harald Müller (1993), a.a.O., verwiesen, der die Bedeutung transnationaler Normen für den 

Erhalt des ABM-Vertrages zu Zeiten der SDI-Diskussion thematisierte. 
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verändert hat,296 ist nicht unmittelbar einsichtig, warum die USA ein strategisches Raketen-

abwehrsystem errichten wollen. Zumal ein Aufbau eines solchen Systems zu Reaktionen 

Russlands und Chinas führen würden, von denen man ausgehen kann, dass sie den „unipola-

ren Moment“ verkürzen. M.a.W. eine Aufstellung, ohne dass die externe Sicherheitsbedro-

hung zugenommen hat, lässt Staaten der Referenzgruppe, die als „unsichere Kantonisten“ 

bezeichnet wurden, zu Revisionisten werden, weil diese fürchten müssen, dass dieses System 

sich gegen sie richtet. Ähnlich wie beim Konstruktivismus würde auch hier eine Ausdehnung 

des Beobachtungszeitraumes keine anderen Ergebnisse hervorbringen. Mit dem Ende des Ost-

West-Konfliktes 1991/92 hat sich die externe Sicherheitsbedrohung für die USA kontinuier-

lich reduziert.297  

Der utilitaristische Liberalismus kann trotz der oben beschriebenen Schwächen die verstärk-

ten Bemühungen der USA erklären, ein strategischen Raketenabwehrschirm aufzustellen. Die 

Veränderung der Präferenz des Präsidenten sowie die Veränderung der Zusammensetzung der 

durchsetzungsfähigsten PAS-Akteure erklären die verstärkten Bemühungen der USA. Somit 

können die dominanten gesellschaftlichen Interessen als unabhängige Variable bezeichnet 

werden.  

                                                           
296  Die Schurkenstaaten müssen unberücksichtigt bleiben, weil der Neorealismus als Großmachttheorie solche 

Staaten nicht als Bedrohung für die USA betrachtet. Durch eine Ausweitung des Untersuchungszeitraumes 
(Bsp. 1991/92 bis 2002) würde sich auch keine größere Erklärungskraft des Neorealismus (Balance-of-
Threat-Theorie) erzielen lassen. 

297  Ausgenommen sind terroristische Anschläge, weil diese meist von gesellschaftlichen Akteuren verübt wer-
den. Der Neorealismus blendet allerdings die gesellschaftlichen Akteure aus und erkennt nur Staaten bzw. die 
Führungen als handelnde Subjekte an.  
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7. Anhang 

Tabelle 17:  Territoriumsgröße (Angaben in der Tabelle in km²) 
 China  Deutsch-

land  
Japan Rußland USA Summe 

1995 9.571.300 356.974 377.750 17.075.400 9.529.063 36.910.487 

 25,9 % 1,0 % 1,0 % 46,3 % 25,8 % 100 % 

1996 9.571.300 356.978 377.750 17.075.400 9.809.155 37.190.583 

 25,7 % 1,0 % 1,0 % 45,9 % 26,4 % 100 % 

1997 9.572.384 357.022 377.750 17.075.400 9.809.155 37.191.711 

 25,7 % 1,0 % 1,0 % 45,9 % 26,4 % 100 % 

1998 9.572.395 357.021 377.819 17.075.400 9.809.155 37.191.790 

 25,7 % 1,0 % 1,0 % 45,9 % 26,4 % 100 % 

1999 9.572.395 357.022 377.819 17.075.400 9.809.155 37.191.791 

 25,7 % 1,0 % 1,0 % 45,9 % 26,4 % 100 % 

2000 9.572.419 357.020 377.837 17.075.400 9.809.155 37.191.831 

 25,7 % 1,0 % 1,0 % 45,9 % 26,4 % 100 % 

2001 9.572.419 357.022 377.837 17.075.400 9.809.155 37.191.833 

 25,7 % 1,0 % 1,0 % 45,9 % 26,4 % 100 % 

Quelle: Fischer Weltalmanach 

 

Tabelle 18:  Einwohnerzahl (Angaben in der Tabelle in Tausend Einwohner) 
 China  Deutsch-

land  
Japan Rußland USA Summe 

1995 1.201.248 81.109 125.213 148.940 263.119 1.819.629 

 66,0 % 4,5 % 6,9 % 8,2 % 14,5 % 100 % 

1996 1.210.476 81.106 125.538 149.121 265.622 1.831.863 

 66,1 % 4,4 % 6,9 % 8,1 % 14,5 % 100 % 

1997 1.221.621 81.104 125.864 148.000 268.126 1.844.715 

 66,2 % 4,4 % 6,8 % 8,0 % 14,5 % 100 % 

1998 1.232.765 81.102 126.189 146.600 270.629 1.857.285 

 66,4 % 4,4 % 6,8 % 7,9 % 14,6 % 100 % 

1999 1.244.000 82.057 126.515 146.300 273.133 1.872.005 

 66,5 % 4,4 % 6,8 % 7,8 % 14,6 % 100 % 

2000 1.255.000 82.112 126.840 146.300 273.133 1.883.385 
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 66,6 % 4,4 % 6,7 % 7,8 % 14,6 % 100 % 

Quelle: IISS: Military Balance 

 

Tabelle 19:  Außenhandelsvolumen (Angaben in der Tabelle in Millionen US- Dollar) 
 China  Deutsch-

land  
Japan Rußland USA Summe 

1995 148.797 508.398 443.265 81.096 584.743 1.766.299 

 8,4 % 28,8 % 25,1 % 4,6 % 33,1 % 100 % 

1996 151.197 524.228 410.928 88.599 625.073 1.800.025 

 8,4 % 29,1 % 22,8 % 4,9 % 34,7 % 100 % 

1997 182.877 512.503 421.051  88.288 688.696 1.893.415 

 9,7 % 27,1 % 22,2 % 4,7 % 36,4 % 100 % 

1998 183.589 543.431 388.117 74.888 682.138 1.872.163 

 9,8 % 29,0 % 20,7 % 4,0 % 36,4 % 100 % 

1999 195.150 541.090 417.623 74.663 702.098 1.930.624 

 10,0 % 28,0 % 21,6 % 3,9 % 36,4 % 100 % 

2000298 182.297 (3.) 407.880 (3.) 357.405 (3.) 48.227 (2.) 382.606 (2.) k. A. 

 k. A.  k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 

Quelle: UN Monthly Bulletin of Statistical Online 

 

Tabelle 20:  Bruttoinlandsprodukt (Angaben in der Tabelle in Millionen US- $) 
 China  Deutsch-

land  
Japan Russland USA Summe 

1995 700.219 2.458.307 5.137.361 347.654 7.341.800 15.985.341 

 4,4 % 15,4 % 32,1 % 2,2 % 45,9 % 100 % 

1996 816.490 2.383.041 4.599.280 429.664 7.751.100 15.979.575 

 5,1 % 14,9 % 28,8 % 2,7 % 48,5 % 100 % 

1997 898.244 2.114.411 4.197.469 449.846 8.239.000 15.898.970 

 5,6 % 13,3 % 26,4 % 2,8 % 51,8 % 100 % 

1998 959.001 2.150.480 3.782.834 285.464 8.699.200 15.876.979 

 6,0 % 13,5 % 23,8 % 1,8 % 54,8 % 100 % 

Quelle: UN Statistical Yearbook  

                                                           
298  In Klammern ist das Quartal genannt, welches als letztes in die Berechnung eingeflossen ist. 
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Tabelle 21:  Armeestärke (Anzahl militärisches Personal) 
 China  Deutsch-

land  
Japan Russland USA Summe 

1995 2.930.000 339.900 239.500 1.520.000 1.547.300 6.576.700 

 44,6 % 5,2 % 3,6 % 23,1 % 23,5 % 100 % 

1996 2.935.000 358.400 235.500 1.270.000 1.483.800 6.282.700 

 46,7 % 5,7 % 3,7 % 20,2 % 23,6 % 100 % 

1997 2.840.000 347.100 235.600 1.240.000 1.447.600 6.110.300 

 46,5 % 5,7 % 3,9 % 20,3 % 23,7 % 100 % 

1998 2.820.000 333.500 242.600 1.159.000 1.401.600 5.956.700 

 47,3 % 5,6 % 4,1 % 19,5 % 23,5 % 100 % 

1999 2.480.000 332.800 236.300 1.004.100 1.371.500 5.424.700 

 45,7 % 6,1 % 4,4 % 18,5 % 25,3 % 100 % 

2000 2.470.000 321.000 236.700 1.004.100 1.365.800 5.397600 

 45,8 % 5,9 % 4,4 % 18,6 % 25,3 % 100 % 

Quelle: IISS, Military Balance 

 

Tabelle 22:  Militärausgaben (Angaben in der Tabelle in Mio. US-$) 
 China  Deutsch-

land  
Japan Rußland USA Summe 

1995 13.900 34.980 36.814 43.400 298.228 427.322 

 3,3 % 8,2 % 8,6 % 10,2 % 67,8 % 100 % 

1996 15.300 34.286 37.533 39.500 282.047 408.666 

 3,7 % 8,4 % 9,2 % 9,7 % 69,0% 100 % 

1997 16.900 33.064 37.700 42.200 280.599 410.463 

 4,1 % 8,1 % 9,2 % 10,3 % 68,4 % 100 % 

1998 19.000 33.146 37.739 30.600 274.278 394.763 

 4,8 % 8,4 % 9,6 % 7,8 % 69,5 % 100 % 

1999 21.100 33.816 37.690 37.900 275.014 405.520 

 5,2 % 8,3 % 9,4 % 9,3 % 67,8 % 100 % 

2000 23.000 33.025 37.836 43.900 280.620 418.381 

 5,5 % 7,1 % 9,0 % 10,5 % 67,1 % 100 % 

Quelle: SIPRI Yearbook 
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Strukturelle Mobilisierung der Privaten Akteure  

 

Unternehmen 

Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe 

Der erste Indikator, um die strukturelle Durchsetzungsfähigkeit zu messen, ist der Anteil der 

Rüstungsunternehmen an den gesamten Unternehmen. Zwei Daten geben dies meines Erach-

tens am besten wieder: der relative Anteil der Beschäftigten und der relative Anteil am BIP. 

Für den Anteil der Beschäftigten ergibt sich folgendes Bild: Ca. 0,6 % arbeiten in der Luft-

fahrtindustrie, die den Löwenanteil an der Auftragsvergabe erhalten wird. Die Tabelle zeigt 

dies deutlich:  
 

Tabelle 23:  relativer Anteil der Beschäftigten der Luft- und Raumfahrtindustrie 
Jahr Beschäftigte USA299 Beschäftigte Luft-

fahrtindustrie300 
Relativer Anteil 

1995 124.632 796 0,6 % 

1996 127.009 796 0,6 % 

1997 130.118 859 0,7 % 

1998 133.456 896 0,7% 

1999 136.368 847 0,6 % 

2000 139.350 800 0,6 % 

Angaben in der Tabelle in Tausend 
 

Obwohl in der Luftfahrtindustrie nur 0,6 % der abbhängig Beschäftigten untergekommen 

sind, erzielen sie ein relativen Anteil von um die 1,5% des BIP. Mehr Informationen bietet 

uns die  

Tabelle 24:  Relativer Anteil des Umsatzes der Luft- und Raumfahrtindustrie 
 1995 1996 1997 1998 1999 2000 

GDP301 7.543.800 7.813.200 8.159.500 8.808.900 8.856.500 9.224.000 

Umsatz Luftfahrtsindust-
rie302 

107.782 116.812 131.582 147.991 153.707 146.181 

Anteil Luftfahrtindustrie 
an BIP 

1,4% 1,5% 1,6% 1,7% 1,7% 1,6% 

Angaben in der Tabelle in Mio. US- Dollar 
 

                                                           
299  http://www.bea.doc.gov/bea/dn/nipaweb/TableViewFixed.aspMid (aufgerufen am 25. April 2002) 
300  http://www.aia-aerospace.org/stats/yr_ender/tables/2001/table9.cfm (aufgerufen am 17. April 2002) 
301  http://www.bea.doc.gov/bea/dn/nipaweb/TableViewFixed.asp#mid (aufgerufen am 29. April 2002) 
302  http://ww.aia-aerospace.org/stats/yr_ender/tables/2001/table1.cfm (aufgerufen am 17. April 2002) 
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Aufgrund der Ausprägungen der Faktoren kann man davon sprechen, dass die Rüstungsunter-

nehmen einen wichtigen Industriesektor darstellen. 
 

Gesellschaftlicher Repräsentationsgrad  

Zunächst einmal repräsentieren die Unternehmen ihre Arbeitnehmer und deren Familien. Man 

könnte auch argumentieren, dass sie zudem die Belegschaft der Zuliefererbetriebe und deren 

Familien repräsentieren, da diese von den größeren Rüstungsunternehmen abhängig sind.  

Es ist jedoch ungeheuer schwierig, konkrete Zahlen bezüglich der repräsentierten Personen zu 

ermitteln. Bekannt ist, dass etwa zwischen 800.000 und 900.000 Menschen in der Luftfahrtin-

dustrie beschäftigt sind.303 Wenn man Familie und Zuliefererbelegschaften und deren Famili-

en noch dazu rechnet, kommt man landesweit auf etwa ein paar Millionen Menschen.  

Es ist allerdings zu bedenken, dass diese Industrieunternehmen in manchen Bundesstaaten zu 

den Hauptarbeitgebern zu zählen sind. Das Raketenabwehrsystem wird vor allem in Alabama, 

Arizona, California, Colorado und Massachusetts gebaut. Hier ist der gesellschaftliche Reprä-

sentationsgrad größer. 
 

Hierarchisierungsgrad  

Die Hierarchie ist bei Unternehmen sehr stark ausgeprägt. Formal hat der Vorstand bei Kapi-

talgesellschaften und der Unternehmer bzw. Prokurist bei Personengesellschaften die Voll-

macht über die Geschicke des Unternehmens zu entscheiden. Arbeiternehmer auf unterer E-

bene werden in den Entscheidungsprozess nicht mit eingebunden. In Unternehmen ist immer 

nur eine Person für eine Aufgabe zuständig, das ergibt sich schon aus der nötigen Arbeitstei-

lung, die innerhalb eines Unternehmens existieren muss. 
 

Möglichkeiten eines Akteurs, politische oder technische Informationen zu generieren.  

Unternehmen und Unternehmer, bzw. Vorstandsvorsitzende sind nicht in der Lage, politische 

Informationen zu generieren. Sie können sich zwar äußern, aber Gewicht haben politische 

Aussagen nicht. Ihnen fehlt die wissenschaftliche Ausbildung, um politische Informationen zu 

erstellen.  

Anders dagegen sieht es aus, wenn man sich mit der Möglichkeit beschäftigt, ob die Unter-

nehmen technische Informationen bereitstellen können. Die Unternehmen entwickeln und 

forschen an einem strategischen Abwehrsystem. Ihnen stehen alle technischen Daten zur Ver-

fügung, die in Tests überprüft werden. Sie können daher die Öffentlichkeit über die 

Fortschritte der Technik, bzw. über noch bestehende technische Schwierigkeiten bestens 

informieren. Andrerseits ist es aufgrund der äußersten Geheimhaltung304 nur bedingt möglich,                                                            
303  http://www.aia-aerospace.org/stats/yr_ender/tables/2001/table9.cfm (aufgerufen am 17. April 2002) 
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ren. Andrerseits ist es aufgrund der äußersten Geheimhaltung304 nur bedingt möglich, weitrei-

chende Informationen zur Verfügung zur stellen. Dazu kommt, dass eine Offenlegung von 

Geschäftsgeheimnissen der Konkurrenz Vorteile bescheren könnte. 

 

Arbeitgeberverbände 

Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe 

Es gibt ungefähr 3500 Branchenverbände305 in den USA. Die Branche, die von der Errichtung 

eines Abwehrschildes am meisten betroffen wäre, ist die Luft- und Raumfahrtindustrie. Die 

Luft- und Raumfahrtunternehmen werden durch die AIA vertreten. Weitere wichtige Unter-

nehmen für die Raketenabwehr sind in der NDIA organisiert. Die AIA und die NDIA gehören 

mit anderen Branchenverbänden zu der wirtschaftlichen Interessengruppe Council of Defense 

& Space Industry Associations (CODSIA), die sich speziell für die gesamte Rüstungsindustrie 

einsetzt. Die CODSIA kann als eine Art Dachverband bezeichnet werden. Ihr gehören sieben 

Branchenverbände an: Aerospace Industries Association (AIA), American Electronics Asso-

ciation (AeA), American Shipbuilding Association (ASA), Contract Services Association 

(CSA), Electronic Industries Alliance (EIA), National Defense Industrial Association (NDIA) 

und Professional Services Council (PSC). Das entspricht ungefähr 4.000 kleineren, mittleren 

und größeren Unternehmen.306 

Wenn man die Anzahl der für Rüstungsunternehmen zuständigen wirtschaftlichen Interessen-

verbände mit der Gesamtzahl vergleicht, findet man heraus, dass der Konzentrationsgrad307 

äußerst gering ist.  
 

Gesellschaftlicher Repräsentationsgrad  

Es scheint vertretbar, für die wirtschaftlichen Interessenverbände einen ähnlichen gesell-

schaftlichen Repräsentationsgrad anzunehmen wie für die Rüstungsunternehmen der Luft- 

und Raumfahrtindustrie. Analog dazu können die repräsentierten gesellschaftlichen Gruppen 

– direkt Beschäftigte und ihre Angehörigen sowie Arbeitnehmer von Zulieferern und deren 

Familien – auf eine Größenordnung von mehreren Millionen Menschen geschätzt werden.  
                                                           
304  Geheimhaltung kann auch als Legitimierung dienen. Wenn beispielsweise Tests scheitern und das Scheitern 

eine existentielle Bedrohung für das Programm darstellen würde, wäre es rational dies zu verschweigen, und 
zu argumentieren, dass man nichts darüber sagen kann, weil sonst die „nationale Sicherheit“ gefährdet sei. 

305  Abromeit, Heidrun (1993): Interessenvermittlung zwischen Konkurrenz und Konkordanz. Studienbuch zur 
Vergleichenden Lehre politischer Systeme. Opladen: Leske + Budrich, 107. Hartmut Wasser kommt dagegen 
auf ca. 7.000 Branchenzusammenschlüsse. Vgl. Wasser, Hartmut (1998): Die Interessengruppen, in: Jäger, 
Wolfgang/Welz, Wolfgang (Hrsg.): Regierungssystem der USA. Lehr- und Handbuch, München und Wien: 
Oldenbourg, 2. Auflage, 300 

306  Membership, auf http://www.codsia.org/membership.htm (aufgerufen am 8. Mai 2002) 
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Hierarchisierungsgrad  

Wirtschaftliche Interessengruppen sind zunächst einmal Organisationen. Sie besitzen unter-

schiedliche Organe mit unterschiedlichen Aufgaben. Mitglieder sind andere wirtschaftlichen 

Interessengruppen und vor allem Unternehmen. Es stellt sich die Frage, ob die ökonomischen 

Interessengruppen verbindliche Entscheidungen treffen können. Zunächst ist es so, dass die 

Interessengruppen einige Entscheidungen für die Unternehmen festlegen. Dazu gehört bei-

spielsweise ein Code of Conduct, den die Unternehmen einhalten müssen. Andrerseits beruht 

die Mitgliedschaft auf Freiwilligkeit, deshalb wird die Organisationsspitze nur die nötigsten 

Entscheidungen als bindend betrachten, um nicht zu viele Mitglieder zu verprellen. Man kann 

daher von einem mittleren Grad an Hierarchisierung sprechen.308 
 

Möglichkeiten eines Akteurs, politische oder technische Informationen zu generieren  

Die wirtschaftlichen Interessengruppen haben keine besonderen Möglichkeiten, politische 

Informationen zu generieren. Sie sind Ansprechpartner, wenn es um Informationen über die 

Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Lage geht. Daher können sie allenfalls Stellung zu 

wirtschaftspolitischen Entscheidungen beziehen und Informationen bereitstellen. Sicherheits-, 

verteidigungs- und außenpolitische Informationen können sie nicht generieren. 

Trifft diese Situation auch auf technische Informationen zu? Die Interessenverbände selbst 

können keine technischen Informationen der Öffentlichkeit zugänglich machen. Sie sind auf 

das angewiesen, was ihnen die Unternehmen zur Verfügung stellen. Unternehmen werden 

aber technische Informationen zögerlich und zurückhaltend an den Verband weitergeben. 

Zum einen ist dies darin begründet, dass die unterschiedlichen Unternehmen in Konkurrenz 

um Aufträge stehen. Das heißt, dass sie ihre aufwendigen und teuren Forschungsergebnisse 

möglichst geheimhalten. Veröffentlichen sie zuviel, dann besteht die Gefahr, dass die Kon-

kurrenz Nutzen daraus zieht. Zum anderen gehören die Technologien und Komponenten des 

Raketenabwehrsystems zu den sicherheits- und verteidigungspolitisch relevanten Rüstungsgü-

tern. Das heißt, die Weitergabe von zuvielen Informationen würde gegen die nationale Si-

cherheit verstoßen.  

 

Gewerkschaften 
                                                                                                                                                                                     
307  Das heißt nur um die 2 Promille. 
308  Heidrun Abromeit (1993), a.a.O., 107, schreibt, dass man den Einfluss und die Stärke von Unternehmesver-

bänden in den USA nicht überschätzen dürfe. Zudem will sie festgestellt haben, dass „sich Unternehmensin-
teressen nach wie vor eher über direkte Kontakte zwischen einzelnen (Groß-) Unternehmern und einzelnen 
Kongreßabgeordneten bzw. Verwaltungstellen“ durchsetzen.  
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Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe  
Die IAM ist eine Gewerkschaft, die dem großen Dachverband AFL-CIO angehört. Dort sind 

13 Mio. Mitglieder organisiert, was ungefähr rund 70% aller organisierten Mitglieder aus-

macht. Die IAM hat rund 730.00 aktive und passive Mitglieder.309 Demnach entspricht das 

rund vier Prozent aller gewerkschaftlich organisierten Arbeiter und Angestellten. 
 

Gesellschaftlicher Repräsentationsgrad 
Die Gewerkschaft IAM repräsentiert alle Mitglieder und deren Familien, so dass man von 

rund zwei bis drei Millionen Menschen ausgehen kann. Dies entspricht einem geringen Grad 

an gesellschaftlicher Repräsentation.  
 

Hierarchisierungsgrad 
Gewerkschaften sind Organisationen. Sie haben ein zentrales sowie regionale und lokale Bü-

ros. Die Zentrale hat ihren Sitz in Wahington D.C. und kann die lokalen Einrichtungen, die 

meist für die Lohnfindung etc. zuständig sind,310 mit Empfehlungen versorgen, wie diese zu 

agieren haben. Die Meinung über ein bestimmtes Thema, wie beispielsweise der Raketenab-

wehr, wird in der Zentrale vertreten. Zudem kommt der Zentrale eine Koordinationsfunktion 

zu. Man kann von einem mittleren Grad an Hierachisierung sprechen, da einige Kompetenzen 

auf lokaler Ebene angesiedelt sind. 
 

Möglichkeit, technische und/oder politische Informationen zu generieren 

Technische und politische Informationen kann die Gewerkschaft nicht generieren. Sie kann 

allenfalls zu arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitischen Vorgängen Stellung beziehen und ihre 

Meinung äußern. Sicherheits- und verteidigungspolitisch besitzt sie nicht die nötige Expertise. 

 

Rüstungskontrollgemeinschaft  

Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe  
Um den Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe (hier: soziale Bewegungen) bestim-

men zu können, muss die Gesamtzahl der sozialen Bewegungen bekannt sein. Hier beginnt 

das Problem. Es gibt, soweit mir bekannt ist, keine Organisation oder Institution, die sich die 

Mühe macht, die Gesamtzahl der US-amerikanischen Bewegungen zu zählen. Das hat sicher-

lich auch mit dem Charakter einer sozialen Bewegung zu tun. Die Gründung erfolgt meist, um 

einen bestimmten Mißstand zu beheben. Ist der Miss-Stand behoben, gibt es keinen Grund 

mehr, die Bewegung aufrecht zu erhalten, es sei denn man sucht sich neue Aufgabenfelder. 

Dieses Aufflackern von neuen und das Verschwinden von sozialen Bewegungen macht die 
                                                           
309  http://www.goiam.org/territories.asp (aufgerufen am 28. August 2002) 
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Zählung so schwierig, so dass nur eine grobe Schätzung möglich ist. Aufgrund der ausgiebi-

gen Recherche im Internet ist es sehr wahrscheinlich, dass es etwa einige hundert landesweit 

aktive soziale Bewegungen311 in den unterschiedlichsten Bereichen gibt. Die Rüstungskon-

trollgemeinschaft ist dabei Bestandteil der sogenannten Peace and War-Bewegungen. Zu die-

ser Bewegung gehören auch die Landminenbewegung usw. Auf Basis dieser Annahme er-

scheint die Schlussfolgerung angemessen, dass der Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugs-

gruppe relativ gering ist.  
 

Gesellschaftlicher Repräsentationsgrad 

Soziale Bewegungen der 60er und 70er Jahre rekrutierten sich eher aus dem linken politischen 

Lager, zu dem die Liberalen der USA zu zählen sind,312 trotz der Datenarmut, kann davon 

ausgegangen werden, dass liberal und sehr liberal eingestellte Menschen sich mit der Rüs-

tungskontrollgemeinschaft identifizieren. 
 

Tabelle 25: Politische Selbsteinschätzung 
 1994 1996 1998 2000 

Extrem liberal: 1 1 2 2 

Liberal: 6 7 7 9 

Eher liberal: 7 10 9 9 

Moderat: 26 24 28 23 

Eher konservativ: 14 15 15 12 

Konservativ: 19 15 13 15 

Extrem Konservativ: 3 3 2 3 

Weiß nicht; keine Antwort: 24 25 23 27 

 

Quelle: The National Election Studies313  
 

                                                                                                                                                                                     
310  Wasser, Hartmut (1998), a.a.O., 300 
311  Eine Quelle (http://www.politicalindex.com/sect10.htm aufgerufen am 21. Mai 2002) nennt 594 politisch 

aktive Gruppen, die eine Homepage besitzen. Dies ist natürlich nicht die Grundgesamtheit, denn längst nicht 
jede politische Gruppe besitzt eine eigene Homepage. Es ist davon auszugehen, dass noch einige Gruppen 
dazu zu zählen sind. Man kann also davon ausgehen, dass es mehrere Hundert politische Interessengruppen 
gibt. 

312  Diese These wird von Hartmut Wasser geteilt, Vgl. Wasser, Hartmut (1998), a.a.O., 300 
313  http://www.umich.edu/~nes/nesguide/toptable/tab3_1.htm (aufgerufen am 25. April 2002) 
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Aus der Tabelle kann man folgende Zahlen herauslesen. 1994 bezeichneten sich 7% der US-

Amerikaner als sehr liberal oder liberal. 1996 waren es 8%, 1998 9% und 2000 sogar 11% der 

Befragten.314  
 

Hierachisierungsgrad (interne Organisation) 

Der nächste Indikator beleuchtet den internen Aufbau der Rüstungskontrollgemeinschaft. Die 

Rüstungskontrollgemeinschaft ging aus der Friedensbewegung der 70er und 80er Jahre her-

vor. Rüstungskontrolle und Abrüstung wurden als Weg zu einer sichereren und friedlicheren 

Welt gesehen. Die Rüstungskontrollgemeinschaft kann als ein Segment der Friedensbewe-

gung betrachtet werden. Die Friedensbewegung wiederum kann man als „Neue Soziale Be-

wegung“ (NSB) bezeichnen. Nach John Lofland kann man verschiedene Charakteristika einer 

neuen sozialen Bewegung feststellen.315 Für uns sind vor allem die nachfolgenden von Bedeu-

tung:  
“5. Movement organizations tended to the simple and equalitarian – to have few levels of authority, 
low complexity, and modest amounts of technology. 
6. Viewed as a social formation, the movement was loosely structured in having almost no hierarchy 
among organizations and relatively little coordination between them, albeit with weak coalitions. All 
of this was in radical contrast to the war system.“ 

 
In einem neueren Buch erweitert John Lofland seine Diagnose.316 Er versucht die interne 

Struktur anhand von drei Dimensionen besser darzustellen: 
“1) Segmentary: A movement is composed of diverse groups, or cells, which grow and die, divide and 
fuse, proliferate and contract. 
2) Polycephalous: [A movement] does not have a central command or decision-making structure; 
rather is has many leaders or rivals for leadership, not only within the movement as a whole, but 
within each movement cell. 
3) Reticulate: These diverse groups [are] not...simply an amorphous collection; rather they are organ-
ized into a network of reticulate structure through cross-cutting links, travelling evangelists or 
spokesmen, overlapping participation, joint activities, and sharing of common objectives and opposi-
tion.“ 
 

Andere Autoren differenzieren die NSB in einzelne Bestandteile. Soziale Bewegungsorgani-

sationen, informelle Netzwerke von Aktivisten und Bewegungsassoziationen sind die tragen-

den Säulen einer sozialen Bewegung.317 Diese verschiedenen Elemente weisen eine unter-

schiedliche interne Strukturierung auf. Während die informellen Netzwerke der Aktivisten 

                                                           
314  Weiter unten wird noch eine andere Statistik Auskunft zu den gesellschaftlichen Anhängern der Abrüstung 

und Rüstungskontrolle geben. Hier bin ich jedoch der Meinung, und dies wird in der Literatur auch gesehen, 
dass vor allem sehr liberal und liberal gesinnte Menschen sich in einer solchen sozialen Bewegung engagie-
ren und sich mit dieser auch identifizieren. 

315  Lofland, John (1993): Polite Protesters. The American Peace Movement of the 1980s, New York City: Syra-
cuse University Press, 180 

316  Lofland, John (1996): Social Movements Organizations. Guide to Research on Insurgent Realities, New 
York: Aldine De Gruyter, 143 

317  Vgl. dazu: Kriesi, Hanspeter (1992): Organisationsentwicklung von sozialen Bewegungen, in: Forschungs-
journal Neue Soziale Bewegungen, Jahrgang 5, Heft 4/1992, 85 
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und die Bewegungsassoziationen in der von Lofland beschriebenen Form strukturiert sind, ist 

die interne Struktur der Bewegungsorganisationen hierarchischer. Bewegungsorganisationen 

sind formalisierter, professionalisierter, intern differenzierter und integrierter.318 Somit weisen 

Bewegungsorganisationen, die in diesem Konetxt überwiegen, eine größere Hierarchisierung 

auf. Aber für sie gilt, dass die Mitgliedschaft freiwillig ist und die Mitglieder eine „falsche“ 

Entscheidung kaum tolerieren dürften. Sie werden sich aller Wahrscheinlichkeit nach einer 

anderen Bewegungsorganisation anschließen. Man kann von einem mittleren Grad an Hierar-

chisierung sprechen. 
 

Möglichkeit, technische und politische Informationen zu generieren 

Zur Rüstungskontrollgemeinschaft zählen so bekannte Organisationen wie UCS und FAS. 

Dort sind bekannte Wissenschaftler wie Theodore Postol vom renommierten MIT engagiert. 

Die wissenschaftlichen Vereinigungen sind sehr gut in der Lage, auf Basis der freigegebenen 

technischen Informationen weitere technische Informationen zu generieren. Sie können Ant-

worten auf verschiedene Fragen geben: Kann ein strategisches Raketenabwehrsystem funkti-

onieren? Wie effektiv kann es sein? Wie lange wird es dauern, bis es einsatzfähig ist? Wie 

hoch werden die Kosten sein? Können Täuschkörper das System überwinden? Sind Täusch-

körper einfach zu bauen? 

Die Beantwortung dieser Fragen kann jedoch nur innerhalb der verfügbaren Informationen 

erfolgen. Nicht alle nötigen Daten, die zur weiteren Schaffung von Informationen nötig sind, 

werden öffentlich zugänglich gemacht. 

Kann die Rüstungskontrollgemeinschaft auch politische Informationen schaffen? Auch dazu 

ist sie bedingt in der Lage. Einige Politikwissenschaftler engagieren sich in der Bewegung, so 

dass sie mit ihrem Expertenwissen wichtige Informationen der Öffentlichkeit bereitstellen 

können. Die Rüstungskontrollgemeinschaft steht aber in Konkurrenz zu den Forschungsein-

richtungen, die über größere Reputation, besseres Personal und bessere Ausstattung verfügen.  

 

                                                           
318  Vgl. Kriesi, Hanspeter (1992), a.a.O., 87 und Hasse, Michael (2000): Protest und Bewegungen im 21. Jahr-

hundert, in: Forschungsjournal Neue Soziale Bewegungen, Jahrgang 13, Heft 1/2000, 22 sowie Margit May-
er (1991): Social Movement Research and Social Movement Practice: The U.S. Pattern, in: Rucht, Dieter 
(Ed.): Research on Social Movements. The State of the Art in Western Europe and the USA, Frankfurt am 
Main, Campus Verlag, 80ff. 
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Forschungsinstitute 

Hierachisierungsgrad (interne Organisation) 

Ein politikwissenschaftliches Institut besteht in der Regel aus einem Institutsdirektor, einzel-

nen Abteilungsleitern für einen bestimmten Schwerpunkt und wissenschaftlichen Angestellten 

sowie der Verwaltung. Die Abteilungsleiter können relativ frei ihre Themen wählen und dazu 

veröffentlichen, es sei denn, es handelt sich um eine Auftragsforschung. In solchen Fällen 

werden Aufgaben delegiert. 

Der Institutsdirektor ist meist selbst Abteilungsleiter und hat die Aufgabe, das Institut nach 

außen zu repräsentieren. Zudem ist er mit den verwaltungstechnischen Belangen betraut. Sei-

ne Entscheidungen im Bereich der Verwaltung müssen meist von einem gewählten Gremium 

bestätigt werden. Insofern es sich nicht um eine Auftragsforschung handelt, hat er kaum Mög-

lichkeiten, Einfluss auf die Forschung der einzelnen Mitarbeiter zu nehmen.  

Die wissenschaftlichen Angestellten sind dem Abteilungsleiter untergeordnet und müssen ihm 

zuarbeiten. Trotzdem haben sie einen gewissen Spielraum, eigene Ideen zu verwirklichen. 

Wissenschaftliche Einrichtungen sind dadurch charakterisiert, dass der Institutsdirektor meist 

keine verbindlichen Entscheidungen (Ausnahme: Auftragsforschung und Verwaltungsangele-

genheiten) für die Institutsmitarbeiter treffen kann. Sie haben einer eher geringen Grad an 

Hierarchisierung. 
 

Möglichkeit, technische und politische Informationen zu generieren319  

Forschungseinrichtungen, zumal politikwissenschaftliche, haben die besten Voraussetzungen, 

politische Informationen zu generieren. Die vielen Wissenschaftler, die eine universitäre Aus-

bildung und zum Teil Praxiserfahrung320 haben, bieten die Grundlage für eine fundierte Ex-

pertise. Meist sind sie auf dem neuesten Forschungsstand und können die Grundlagenfor-

schung und den konkreten Fall miteinander verbinden.321 Den Analysen wird höchste Auf-

merksamkeit zuteil, da sie von bekannten Experten verfasst worden sind. Andreas Falke zählt 

die Generierung politischer Informationen zu den wichtigsten Funktionen: Forschungsinstitu-

te sollen für Entscheidungsträger und Öffentlichkeit politische Konzepte auf wissenschaftli-

                                                           
319  Vgl. die Auftragsstudie der Bertelsmann-Stiftung: Reinicke, Wolfgang H. (1996): Lotsendienst für die Poli-

tik. Think Tanks – amerikanische Erfahrungen und Perspektiven für Deutschland, Gütersloh: Verlag Ber-
telsmann Stiftung 

320  Beispielsweise als Mitarbeiter in der Administration oder als wissenschaftliche Angestelle eines Senators 
oder Abgeordneten. 

321  Vgl. Reinicke, Wolfgang H. (1998), a.a.O., 65 ff. 
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cher Basis entwerfen. Sie sollen Politikideen evaluieren, praktikable Vorschläge unterbreiten. 

Außerdem sollen sie politische Ereignisse bewerten und analysieren.322 

Zum Teil kommt es auch vor, dass Naturwissenschaftler an politikwissenschaftlichen For-

schungseinrichtungen arbeiten. So ist David Albright von CSIS ausgebildeter Physiker. Diese 

Verbindung von Naturwissenschaft und Politikwissenschaft ermöglicht einigen Einrichtun-

gen, auch technische Informationen bereitzustellen. Allerdings ist es kein durchgängiges 

Schema, Naturwissenschaftler in politikwissenschaftlichen Instituten zu beschäftigen. Im Be-

reich der Forschungen zur Rüstung und Rüstungskontrolle ist es aber üblicher als bei anderen 

Forschungsgegenständen.323 

 

Rüstungskontrollfreundliche Forschungsinstitute 

Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe  
Die Bezugsgruppe hier sind politikwissenschaftliche Forschungseinrichtungen. Diese können 

an einer universitär oder außeruniversitär Institution lokalisiert sein. Die Größe 
der Grundgesamtheit kann nicht beziffert werden. Es ist jedoch davon auszu-
gehen, dass es um die hundert Forschungsinstitute gibt. Exakte Werte, wieviele 
der Forschungseinrichtungen zu dieser Kategorie zählen, sind mir nicht be-
kannt. Daher ist eine Quantifizierung unmöglich.  

 

Gesellschaftlicher Repräsentationsgrad  

John Isaacs324 zitiert eine Umfrage der Mellman Group, in der gefragt wird, inwieweit sich 

die US-Amerikaner mit Rüstungskontrolle im Bereich der Nuklearwaffen anfreunden könn-

ten. 70 Prozent sind für eine komplette Eliminierung (44%) oder für eine Reduzierung (26%) 

der Nuklearwaffen. Diese zwei Kategorien repräsentieren meines Erachtens die gesellschaftli-

chen Gruppen, die sich für Rüstungskontrolle aussprechen. Diese Umfrage ist auch mit frühe-

ren Umfrageergebnissen konsistent.  

In der gleichen Umfrage erhielt folgende Antwort eine Zustimmung von 56 Prozent:  
“...the United States should continue to pursue international agreements to reduce and eliminate nu-
clear weapons worldwide, implement a nuclear test ban treaty to prevent other countries from devel-
oping more sophisticated nuclear weapons and continue helping Russia dismantle its nuclear arse-
nal.“325 
 

                                                           
322  Falke, Andreas (1998): Der Einfluß der Intermediären Institutionen auf die Außenpolitik, in: Jäger, Wolf-

gang/Welz, Wolfgang (Hrsg.): Regierungssystem der USA. Lehr- und Handbuch, München und Wien: Ol-
denbourg, 2. Auflage, 446 

323  Man denke nur an Analysen über Menschenrechts- oder Außenhandelspolitik. 
324  Isaacs, John (2000a): “Go Slow”: The People Speak on Missile Defense, in: Arms Control Today, Janu-

ary/February 2000, auf: http://www.armscontrol.org/act/2000_01-02/jijf00.asp?print (aufgerufen am 21. Mai 
2002), Vergleiche auch: Coalition To Reduce Nuclear Dangers (Ed.): New Survey Shows Americans Back 
Deeper Cuts, Oppose Deployment of National Missile Defense, in: Issue Brief, Vol. 4, No. 5, May 9, 2000, 
auf: http://www.clw.org/pub/clw/coalition/briefv4n5.htm (aufgerufen am 19. März 2002) 

325  Vgl. John Isaacs (2000a), a.a.O. 
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Man kann davon ausgehen, dass die Hälfte bis zwei Drittel der Menschen in den USA Rüs-

tungskontrolle befürworten.  

 

Rüstungskontrollskeptische Forschungsinstitute 

Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe 
Hier gilt die gleiche Problematik wie für die rüstungsfreundlichen Forschungsinstitute. Eine 

Quantifizierung ist nicht möglich. 
 

Repräsentationsgrad 
Auch hier möchte ich die von John Isaacs zitierte Umfrage der Mellman Group heranzie-

hen.326 Demnach möchten 14 Prozent der Amerikaner den jetzigen Stand an nuklearen 

Sprengköpfen beibehalten und keine weiteren Reduktionen vornehmen. Weitere 14 Prozent 

sind sogar der Auffassung, dass man das Atomwaffenarsenal modernisieren müsse. Beide 

Gruppen kann man den Rüstungskontrollskeptikern zurechnen. Rund ein Drittel der Gesell-

schaft steht der Rüstungskontrolle kritisch gegenüber. 

 

Konservative politische Gruppen 

Konzentrationsgrad innerhalb der Bezugsgruppe 

Das oben über die Rüstungskontrollgemeinschaft gesagte, trifft auch hier zu. Es ist ungeheuer 

schwierig, passende Daten zu diesem Indikator zu finden. Daher muss man auch hier die 

Schätzung von oben berücksichtigen. Es ergibt sich ein ähnliches Ergebnis. Der Konzentrati-

onsgrad innerhalb der Bezugsgruppe ist relativ gering. 
 

Gesellschaftlicher Repräsentationsgrad  

Ein weiterer Indikator, die strukturelle Mobilisierung zu messen, ist der Grad der gesellschaft-

lichen Repräsentation. Wieviele Menschen werden durch diese konservativen politischen In-

teressengruppen vertreten oder können sich mit ihnen identifizieren?  

Die Umfragen einer Längsschnittstudie327 der National Election Studies ergaben, dass etwa 

zwischen 30% (1998 und 2000) und 36% (1994) der Bevölkerung sich selbst als eher konser-

vativ, konservativ oder sehr konservativ einschätzen würden. Wenn man die Personen heraus-

rechnet, die sich „nur“ als eher konservativ verstehen und daher eher zurückhaltend auf ex-

trem konservative Äußerungen reagieren, dann kommen die Sympathisanten immer noch auf 

                                                           
326  Isaacs, John (2000a): ”Go Slow“: The People Speak on Missile Defense, in: Arms Control Today, Janu-

ary/February 2000, auf: http://www.armscontrol.org/act/2000_01-02/jijf00.asp?print (aufgerufen am 21. Mai 
2002) 

327  http://www.umich.edu/~nes/nesguide/toptable/tab3_1.htm (aufgerufen am 25. April 2002) 
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22% (1994) bis 15% (1998), während hingegen nur 14 % (1994) bis 20% (2000) sich als eher 

liberal, liberal oder sehr liberal bezeichnen würden. Konservativismus findet in der Bevölke-

rung der USA also mehr Anhänger als der Liberalismus. 
 

Hierarchisierungsgrad  
Die konservativen politischen Organisationen wurden als Reaktion auf die „linken“ oder 

„linksliberalen“ Protestbewegungen der 70er und 80er Jahren gegründet. Die interne Struktur 

einer konservativen politischen Interessengruppe ist jener der Rüstungskontrollgemeinschaft 

ähnlich.328 Auch die konservativen politischen Organisationen sind neue soziale Bewegungen. 

Wie oben bei der Rüstungskontrollgemeinschaft beschrieben, sind die Bewegungsorganisati-

onen formalisierter, professionalisierter, intern differenzierter und integrierter.329  
 

Möglichkeiten eines Akteurs, politische oder technische Informationen zu generieren.  

Die konservativen politischen Gruppen können durchaus politische Informationen erzeugen. 

Sie deuten und interpretieren die politikwissenschaftliche Expertisen, die entweder Auftrags-

forschungen oder andere wissenschaftliche Publikationen sind, und machen sie so einer brei-

ten Öffentlichkeit zugänglich. Diese politischen Informationen sind freilich ideologisch ver-

zerrt. Jedoch muss bemerkt werden, dass sie nicht Schöpfer von eigenen Ideen und Informati-

onen sein können.  

Technische Informationen können nicht originär von konservativen Gruppen generiert wer-

den. Sie können aber die Ergebnisse von Auftragsforschungen einer Mehrheit zugänglich ma-

chen.  

 

                                                           
328  Vgl. dazu Lofland, John (1993), a.a.O., 180 und Lofland, John (1996), a.a.O., 143 
329  Vgl. Kriesi, Hanspeter (1992), a.a.O., 87 und Hasse, Michael (2000), a.a.O., 22 sowie Margit Mayer 

(1991)a.a.O., 80ff. 
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